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den offenen Vollzug sowie die Gewährung vollzugs-
öffnender Maßnahmen, insbesondere von Freistellun-
gen aus der Haft (siehe etwa §§ 88, 89 JVollzGB III).

Vor diesem Hintergrund werden im baden-württem-
bergischen Justizvollzug seit vielen Jahren ganz er-
hebliche Anstrengungen unternommen, um die Reso-
zialisierung von Gefangenen bestmöglich zu fördern. 
In den letzten Jahren sind insbesondere erfolgreiche 
Strukturen gewachsen, die eine intensive und funktio-
nierende Kooperation und Vernetzung zwischen dem 
Justizvollzug, der Bewährungs- und Gerichtshilfe, der 
freien Straffälligenhilfe und weiteren Organisationen 
ermöglichen. Hervorzuheben ist insoweit vor allem 
Folgendes:

–  Mit Wirkung vom 8. November 2016 wurde die 
„Bewährungs- und Gerichtshilfe Baden-Württem-
berg“ (BGBW) als rechtsfähige Anstalt des öffent-
lichen Rechts errichtet. Maßgeblich war insbeson-
dere, die bislang erreichte Qualität der Bewährungs-
hilfe und die landesweite Steuerung aufrechtzuer-
halten. Die Bewährungs- und Gerichtshilfe ist mit 
dem „Gesetz über die Sozialarbeit der Justiz“ (GSJ) 
und den bewährten Strukturen bundesweit sehr gut 
aufgestellt. Ebenso wird durch das GSJ das in Ba-
den-Württemberg traditionell starke Engagement 
der Vereine der freien Straffälligenhilfe weiterhin 
einbezogen. 

–  Wesentlicher Baustein für eine verzahnte Entlas-
sungsvorbereitung ist die seit 2009 praktizierte und 
zuletzt 2018 modifizierte „Gemeinsame Vereinba-
rung zum Übergangsmanagement“. Sie regelt das 
Übergangsmanagement für Strafgefangene und Ju-
gendstrafgefangene, deren Entlassung bevorsteht 
und die voraussichtlich der Aufsicht und Leitung 
der Bewährungshilfe – auch im Rahmen der Füh-
rungsaufsicht – unterstellt werden. In der überar-
beiteten Fassung wurde auch der Prozess der Infor-
mationsweitergabe von der Bewährungshilfe an die 
Justizvollzugsanstalten bei Inhaftierung von Klien-
ten der Bewährungshilfe aufgenommen.

–  Um die Zusammenarbeit mit weiteren am Wieder-
eingliederungsprozess beteiligten Stellen zu ver-
bessern, wurde am 12. Dezember 2016 die „Koope-
rationsvereinbarung über die Integration von Straf-
gefangenen und Sicherungsverwahrten in Baden-
Württemberg“ abgeschlossen. Insbesondere konnten 
bundesgesetzlich nicht zur Zusammenarbeit ver-
pflichtete Behörden (zum Beispiel Arbeitsagenturen 
und Jobcenter) zu einer vertraglichen Zusammen-
arbeit bewegt sowie weitere landesweite Koopera-
tionspartner (unter anderem Städte- und Landkreis-
tag) gewonnen werden. Auf Landes- und regionaler 
Ebene entstehen so Netzwerke und Verbundsyste-
me der Akteure der ambulanten und stationären Re-
sozialisierung in öffentlicher und privat-gemeinnüt-
ziger Trägerschaft. Die zwischenzeitlich auf lokaler 
Ebene geschlossenen Kooperationsvereinbarungen 
bieten schnelle und flexible Anpassungsmöglich-
keiten. Die durchgeführte Evaluation der Koopera-
tionsvereinbarung kommt insgesamt zu einem posi-
tiven Ergebnis.

1. Petition 17/1738 betr. Strafvollzugsgesetz

Der Petent fordert, dass das Resozialisierungsziel des 
Strafvollzugs in Baden-Württemberg nicht abgeschafft 
werden soll, wobei der Petent insbesondere Bezug auf 
§ 2 des Strafvollzugsgesetzes des Bundes (StVollzG) 
nimmt.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug 
liegt gemäß Artikel 70 Absatz 1 Grundgesetz (GG) bei 
den Ländern. Baden-Württemberg hat mit Inkrafttre-
ten des Justizvollzugsgesetzbuches (JVollzGB) zum  
1. Januar 2010 die Gesetzgebungskompetenz ausgeübt.

Die Resozialisierung von Gefangenen ist – neben dem 
Schutz der Bürgerinnen und Bürger – nach wie vor 
Auftrag und Zielsetzung des Justizvollzugs und ist im 
Justizvollzugsgesetzbuch fest verankert. Der Schutz 
der Bürgerinnen und Bürger wird maßgeblich dadurch 
erreicht, dass Gefangene im Vollzug befähigt werden 
sollen, künftig ein Leben ohne Straftaten zu führen 
(siehe § 2 JVollzGB I sowie § 1 JVollzGB III, § 1 
JVollzGB IV sowie § 1 Satz 2 JVollzGB V).

Im baden-württembergischen Justizvollzug werden 
zahlreiche Maßnahmen zur Eingliederung der Gefan-
genen in die Gesellschaft angeboten. Diese beziehen 
sich auf die hierfür wesentlichen Lebensbereiche, ins-
besondere

– Schule (§ 43 JVollzGB III),

–  Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung  
(§ 42 JVollzGB III),

–  Geld und Schulden (§§ 18, 41 Absatz 2 Satz 2,  
49 bis 56 JVollzGB III),

–  Gestaltung von Beziehungen und Kontakten  
(§§ 19 bis 28 JVollzGB III),

– Freizeit (§§ 57 bis 60 JVollzGB III),

–  Körperliche Gesundheit (§§ 32 bis 39 JVollzGB III),

– Sucht (§§ 8, 41 Absatz 3 JVollzGB III),

–  Seelische Gesundheit (§§ 94 bis 96 JVollzGB III) 
sowie

–  Wohnen und Aufenthalt (§§ 13 bis 15 JVollzGB III).

Für das Gelingen einer erfolgreichen Resozialisierung 
ist insbesondere die sogenannte Entlassungsvorberei-
tung von Bedeutung. Der Zeitraum der Entlassungs-
vorbereitung ist eine der entscheidenden Phasen des 
Justizvollzugs, in der die Rückfallgefahr erheblich re-
duziert und eine erfolgreiche (Wieder-)Eingliederung 
in die Gesellschaft gefördert werden kann. Dem Ge-
fangenen wird die Möglichkeit gegeben, Selbststän-
digkeit, Eigenverantwortlichkeit und Aktivität zurück-
zuerlangen, soziales Verhalten einzuüben und den rich-
tigen Umgang mit der Freiheit zu erlangen; er wird 
zur Befähigung geführt, ein Leben in sozialer Verant-
wortung zu führen. Zur Entlassungsvorbereitung ge-
hört neben der Einbindung Dritter (siehe etwa § 87 
JVollzGB III) auch die Möglichkeit der Verlegung in 
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dass die Sicherheit und Attraktivität für Fußgängerin-
nen und Fußgänger erhöht wird, indem gravierende 
Missstände beseitigt und geltendes Recht konsequent 
angewandt wird.

II. Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Gehwege

Die Petentin konstatiert, dass viele Gehwege dauer-
haft zugeparkt seien. Die Stadt toleriere de facto re-
gelwidriges Verhalten und halte sich nicht an die Lan-
desvorgaben zur Einhaltung von Mindestbreiten für 
Gehwege bzw. sie weise trotz fehlenden Platzes für 
Fußgängerinnen und Fußgänger durch Zeichen 315 
der Straßenverkehrsordnung (StVO) Parkmöglichkei-
ten für Kfz an Gehwegen aus.

Der von der Stadt durchgeführte Prozess zur Neu-
ordnung von Straßenabschnitten, bringe nach An-
sicht der Petentin keine befriedigende Lösung; neu-
geordnete Straßenabschnitte seien weiterhin nicht 
hindernisfrei und besäßen keine einheitliche taktile 
Orientierung.

Die Petentin beklagt außerdem die Nichteinhaltung 
der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 
06) und der Empfehlungen für Fußgängerverkehrs-
anlagen (EFA) bei Straßenplanungen und -sanierun-
gen und die Nichtbeachtung des darin empfohlenen 
Platzbedarfs für Fußgängerinnen und Fußgänger so-
wie Radfahrerinnen und Radfahrer. Zudem werde ein 
erhöhter Platzbedarf der genannten Gruppen entlang 
von Hauptverkehrsachsen nicht berücksichtigt. Die 
Petentin erbittet eine höhere Priorisierung des Fuß-
verkehrs im Vergleich zum ruhenden und fließenden 
Kfz-Verkehr.

Die Stadt widerspricht der Darstellung der Petentin, 
dass regelwidriges Parken auf Gehwegen in Wohn-
straßen zur Regel geworden sei. Sie nennt stattdessen 
verschiedene Beschlüsse, die von der Stadt gefasst 
wurden, und Maßnahmen, die angestrengt werden, 
um das Gehwegparken im gesamten Stadtgebiet suk-
zessive zu unterbinden. 

Darüber hinaus führe die Stadt regelmäßig Verkehrs-
schauen durch, um auf dieser Basis zu entscheiden, 
welche Straßenzüge der Gemeindevollzugsdienst be-
sonders überwachen solle. Hierbei werde eine Min-
destrestgehwegbreite von 1,50 Metern angestrebt und 
es werde nach einer Prioritätenliste mit Schwerpunkt 
auf widerrechtlichem Parken vorgegangen. Um die 
Prozesse zur Durchsetzung des Parkverbots auf Geh-
wegen zu beschleunigen und Verkehrsverstöße zu ver-
folgen, betreibe die Stadt einen Stellenaufbau.

Die Stadt ist der Auffassung, dass die Vorgaben aus 
dem Erlass des Verkehrsministeriums zur Überwachung 
und Sanktionierung von Ordnungswidrigkeiten im ru-
henden Verkehr durch die aktuell bestehende Kon-
trollpraxis des städtischen Gemeindevollzugsdienstes 
erfüllt werden und widerspricht den Ausführungen der 
Petentin, bei Planungen und Sanierungen würden Re-
gelwerke wie EFA und RASt durch stadtinterne Rege-
lungen ersetzt. 

–  Des Weiteren wurden zuletzt wichtige und erfolg-
reiche Resozialisierungsprojekte landesweit ein-
geführt. Seit dem Jahr 2017 wird im landesweiten 
Projekt „Schuldnerberatung im Justizvollzug“ des 
Netzwerks Straffälligenhilfe eine flächendeckende 
und mit einheitlichen Standards erfolgende Schuld-
nerberatung in Haft angeboten. Seit März 2018 be-
steht das Projekt „Wiedereingliederung älterer und 
pflegebedürftiger Gefangener“, um alte und pfle-
gebedürftige Menschen nach Haftentlassung best-
möglich in spezialisierten Wohnangeboten unterzu-
bringen.

Die für eine erfolgreiche Resozialisierung vorhande-
nen Strukturen und erforderlichen Rahmenbedingun-
gen sowie Maßnahmen, insbesondere die bestehenden 
gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen für 
die wichtigen Bereiche des Vollzugs, der Bewährungs- 
und Gerichtshilfe sowie der Führungsaufsicht, sind in 
der Gesamtkonzeption „Resozialisierung in Baden-
Württemberg“ (Übergangsmanagement – Nachsorge 
– Wiedereingliederung) aufgezeigt.

Zuletzt wurden mit dem Gesetz zur Änderung des 
Justizvollzugsgesetzbuchs vom 26. Juli 2022, in Kraft 
getreten am 30. Juli 2022, einzelne Normen unter Be-
rücksichtigung der Vollzugsziele gezielt weiterent-
wickelt, wobei die Änderungen darauf ausgerichtet 
wurden, gleichermaßen die Möglichkeiten zur Reso-
zialisierung zu fördern wie auch die Sicherheit und 
Ordnung der Vollzugseinrichtungen zu stärken.

Vor diesem Hintergrund besteht bezüglich des Peti-
tums kein Handlungsbedarf.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Bückner 

2.  Petition 17/439 betr. Sicherheit von Fußgänge-
rinnen und Fußgängern

I. Gegenstand der Petition

Die Petentin führt anhand verschiedener Themenfel-
der und Beispiele sehr umfang- und kenntnisreich all-
tägliche Behinderungen und Gefährdungen von Fuß-
gängerinnen und Fußgängern in Heidelberg auf. Sie 
wirft der Stadtverwaltung vor, die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Fußverkehrs nicht zu beachten und Behin-
derungen, Einschränkungen und Gefährdungen für 
Fußgängerinnen und Fußgänger dauerhaft zu tolerie-
ren und billigend in Kauf zu nehmen. Nach ausführli-
cher Darstellung der Petentin sind die von der Stadt 
ergriffenen Maßnahmen zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse für den Fußverkehr nicht nur nicht 
ausreichend und nicht wirkungsvoll, vielmehr vertritt 
sie den Standpunkt, dass geltende Verordnungen und 
Regelungen in der Stadt teilweise nicht umgesetzt 
würden. Mit ihrer Petition will die Petentin erreichen, 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4221

4

der Stadt etwas hinzuzufügen. Die Stadt habe glaub-
haft dargelegt, dass sie die Thematik Gehwegparken 
ernst nehme. Aus der Stellungnahme der Stadt wer-
de zudem deutlich, dass ihr der Erlass des Verkehrs-
ministeriums zur Überwachung und Sanktionierung 
von Ordnungswidrigkeiten im ruhenden Verkehr be-
kannt sei und die Verkehrsüberwachung danach aus-
gerichtet werde.

III.  Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 
Würdigung:

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Stadt in 
bestimmten Bereichen im Hinblick auf die Förderung 
des Fußverkehrs eine Vorbildfunktion einnimmt und 
bereits verschiedene Maßnahmen zur sukzessiven 
Reduzierung und Unterbindung des Gehwegparkens 
im gesamten Stadtgebiet ins Leben gerufen hat. Her-
vorzuheben ist das städtische Ziel der kinderfreund-
lichen Verkehrsplanung, für das die Stadt verbindliche 
Leitlinien formuliert hat. In Bezug auf die Sicherheit 
von Kindern auf dem Schulweg ist die Stadt Vorrei-
terkommune, indem flächendeckend alle Schulwege 
(und Kinderwege) durch externe Sicherheitsaudits 
überprüft und schrittweise verbessert werden. Die für 
verschiedene Stadtteile entwickelten „Kinderwegeplä-
ne“ sind weitere wichtige Elemente.

Gleichwohl ist mit Blick auf die von der Petentin ge-
schilderten und durch Fotos dokumentierten Miss-
stände zu konstatieren, dass die von der Stadt ergrif-
fenen Maßnahmen zur Fußverkehrsförderung und 
zur Erhöhung der Sicherheit der Fußgängerinnen und 
Fußgänger offenbar teilweise oder zumindest bisher 
nicht die angestrebte Wirkung entfalten. Der von der 
Stadt angestoßene Stellenaufbau zur Beschleunigung 
der Prozesse ist in diesem Zusammenhang ausdrück-
lich zu begrüßen.

Gehwege

Das Abstellen von Fahrzeugen auf Gehwegen ist 
grundsätzlich nicht gestattet, es sei denn, das Parken 
auf dem Gehweg ist durch Beschilderung oder durch 
Markierungen ausnahmsweise zugelassen. Mit seinem 
Erlass zur Überwachung und Sanktionierung von 
Ordnungswidrigkeiten im ruhenden Verkehr („Falsch-
parker-Erlass“) vom 11. Mai 2020 hat das Ministeri-
um für Verkehr die Notwendigkeit und Vorgehenswei-
sen der Parkraumüberwachung gegenüber den nach-
geordneten Behörden präzisiert. Gehwegparken soll 
laut Erlass nur erlaubt werden, wenn eine restliche 
Mindestbreite von 1,5 Metern verbleibt – bei gemein-
samen Rad- und Fußwegen 2,5 Meter. Es wird darauf 
hingewiesen, dass regelmäßig die Voraussetzungen 
für ein Abschleppen von Fahrzeugen vorliegen, wenn 
die Mindestbreite für Gehwege von 1,50 Metern (ein-
schließlich Sicherheitsraum) unterschritten wird. Nur 
ausnahmsweise und nach sorgfältiger Überprüfung 
kann von den Mindestmaßen an kurzen Abschnitten 
unter Wahrung der Verkehrssicherheit abgewichen 
werden. Dies ist dann möglich, wenn es aufgrund der 
örtlichen oder verkehrlichen Verhältnisse erforderlich 
und verhältnismäßig ist. Dabei ist auf jeden Fall si-

Die Stadt strebe an, das Gehwegparken im Stadtgebiet 
in den nächsten Jahren Stück für Stück zu reduzieren. 
Eine sofortige Umsetzung in allen Straßen sei aller-
dings weder personell möglich noch verkehrsrechtlich 
sinnvoll.

Verkehrsberuhigte Bereiche

Die Petentin beklagt fehlende bauliche Maßnahmen in 
verkehrsberuhigten Bereichen sowie mangelnde Kon-
trollen und Sanktionierungen bei Nichteinhaltung der 
Geschwindigkeitsbegrenzungen und Falschparken. Sie 
fordert regelmäßige Park- und Geschwindigkeitskont-
rollen sowie eine rasche Entschärfung der Missstände.

Die Stadt gibt an, dass sie zur Aufrechterhaltung und 
gegebenenfalls zur Optimierung der Verkehrssicher-
heit anstrebe, die verkehrsberuhigten Bereiche konti-
nuierlich zu betrachten. Aus diesem Grund sei das 
Programm „Lebendige verkehrsberuhigte Bereiche“ 
im Frühsommer 2021 gestartet worden, nach der Vor-
lage eines Konzepts vor dem Gemeinderat, wurde 
2022 mit der raschen Umsetzung von Maßnahmen be-
gonnen. Die Stadt widerspricht der Kritik, dass keine 
zielführenden Maßnahmen zur Unterbindung des 
Durchgangsverkehrs unternommen wurden, zudem 
würden Geschwindigkeitskontrollen im Rahmen der 
vorhandenen Ressourcen bereits regelmäßig durchge-
führt.

Rad- und Fußwege

Die Petentin wendet sich gegen die gemeinsame Füh-
rung von Fuß- und Radverkehr an Hauptachsen auf 
deutlich zu schmalen Flächen und bittet um Über-
prüfung aller gemeinsamen Fuß- und Radwege im 
Stadtgebiet und gegebenenfalls um sofortige Aufhe-
bung der Radwegebenutzungspflicht bei zu geringen 
Breiten oder fehlenden Voraussetzungen. Insgesamt 
fordert die Petentin eine eindeutige und der Situation 
angepasste Beschilderung und eine Entschärfung der 
Missstände.

Die Stadt erinnert in diesem Zusammenhang an die 
besondere Topografie als historisch gewachsene, räum-
lich stark durch Neckar und Berghänge begrenzte 
Stadt mit vielen, nach heutigen Regelwerken viel zu 
schmalen, Straßenquerschnitten. Die Aufhebung der 
Radwegebenutzungspflicht sei mit Blick auf die Si-
cherheit aller Verkehrsteilnehmenden daher nicht über-
all möglich. So sei es zum Beispiel nicht möglich und 
sinnvoll, den Radverkehr in gewissen Straßen unge-
schützt auf der Fahrbahn fahren zu lassen. Im Übrigen 
verweist die Stadt auf ihre Stellungnahme zu der 
Fachaufsichtsbehörde der Petentin, die vom Regie-
rungspräsidium nicht beanstandet worden sei. Insge-
samt bekräftigt die Stadt, sich für eine Neuverteilung 
des öffentlichen Raums einsetzen zu wollen, um ins-
besondere den schwächeren Verkehrsteilnehmenden 
(zu Fuß Gehende, Radfahrende) zukünftig deutlich 
mehr Raum zuzuweisen, auch auf Kosten des motori-
sierten Verkehrs.

Das Regierungspräsidium sieht in seiner Stellungnah-
me seinerseits keine Veranlassung, der Stellungnahme 
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fehlenswert, um insbesondere auch bei den von den 
Maßnahmen betroffenen Bürgerinnen und Bürgern 
Verständnis zu erreichen. Zeitliche Übergangsfristen 
sollten dabei aber konkret benannt und verbindlich 
eingehalten werden. Eine allgemein formulierte zeitli-
che Verschiebung in die Zukunft (wie z. B. „nach und 
nach“) wird dem nicht gerecht.

Das empfohlene Maß für einen Gehweg beträgt in 
der Regel 2,5 Meter, um eine ungestörte Begegnung 
zwischen Fußgängerinnen und Fußgängern zu er-
möglichen und ausreichende Sicherheitsabstände zur 
Fahrbahn und zur Bebauung zu gewährleisten. Die 
Petentin beklagt, dass das Gehwegparken an meh-
reren Stellen trotz einer deutlich zu geringen Rest-
gehwegbreite legalisiert ist. Das Zeichen 315 StVO 
(„Parken auf Gehwegen“) darf gemäß der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsord-
nung (VwV-StVO) allerdings nur unter der Voraus-
setzung angeordnet werden, dass genügend Platz für 
den unbehinderten Verkehr von Fußgängerinnen und 
Fußgängern gegebenenfalls mit Kinderwagen oder 
Rollstuhlfahrern auch im Begegnungsverkehr bleibt. 
Anhand dieser Vorschrift gilt es die mit Zeichen 315 
StVO zum legalen Gehwegparken freigegebenen Stel-
len zu überprüfen.

Hinsichtlich der Klage der Petentin, dass Straßen auch 
nach ihrer „Neuordnung“ durch die Stadtverwaltung 
häufig nicht hindernisfrei seien und keine einheitliche 
taktile Orientierung besitzen, ist auf § 9 Absatz 1 Stra-
ßengesetz Baden-Württemberg (StrG BW) zu verwei-
sen, wonach die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen und anderer Menschen mit Mobilitätsbeein-
trächtigung bei Bau, Unterhalt, Erweiterung oder sons-
tiger Verbesserung vom Straßenbaulastträger zu be-
rücksichtigen sind mit dem Ziel, möglichst weitrei-
chende Barrierefreiheit zu erreichen. Dies gilt auch 
für die Anbringung von taktilen Elementen zur Orien-
tierung von Menschen mit Sehbehinderung. Nach 
DIN188040-3:2014-12 können taktile Informationen 
von blinden Menschen mit den Fingern, den Händen, 
dem Langstock oder den Füßen wahrgenommen wer-
den. Diese Informationen müssen für blinde Menschen 
erkennbar und für die Art der Wahrnehmung geeignet 
sein.

Hindernisse sollen auf Gehwegen laut der Empfehlun-
gen für Fußgängerverkehrsanlagen grundsätzlich ver-
mieden werden (vgl. EFA Kapitel 1.2). Bei Sonder-
nutzungen, die in den Seitenraum eingreifen, ist ein 
zusätzlicher Raumbedarf einzuplanen. Diese Raum-
bedarfe sind in der RASt 06 durch Richtwerte ange-
geben. So erfordern beispielsweise Warteflächen an 
Haltestellen einen zusätzlichen Raumbedarf von min-
destens 2,5 Metern, Verweilflächen vor Schaufenstern 
mindestens einen Meter und Auslagen und Vitrinen 
1,5 Meter (vgl. RASt 06 Kapitel 6.1.6.1/Tabelle 25). 
Es ist im Einzelnen zu prüfen, ob eine lineare Verbrei-
terung des Seitenraumes notwendig ist, oder ob sich 
punktuell Einengungen ergeben können. Es ist davon 
auszugehen, dass besonders in Wohn- und Geschäfts-
straßen mit mehreren besonderen Anforderungen an 
den Seitenraum eine lineare Verbreiterung des Seiten-
raums notwendig ist.

cherzustellen, dass mobilitätseingeschränkte Personen 
und Personen mit Kinderwagen an keiner Stelle auf 
die Straße ausweichen müssen. Ferner ist in dem ge-
nannten Erlass klargestellt, dass pauschale Vorgaben, 
bestimmte Ordnungswidrigkeiten (zum Beispiel das 
Gehwegparken) nicht zu verfolgen, oder Verkehrs-
delikte in bestimmten Gebieten oder auf bestimmten 
Straßenabschnitte nicht zu ahnden, einen Ermessens-
ausfall und damit die Rechtswidrigkeit der Entschei-
dung zur Folge haben und mit den Pflichten der Ver-
folgungsbehörden nicht im Einklang stehen.

Wenn die Stadt in ihrer Stellungnahme den erwähnten 
Erlass zwar einerseits zitiert, aber gleichzeitig schreibt, 
dass auf einer Prioritätenliste freizuhaltender Gehwe-
ge eine Mindestrestgehwegbreite von 1,5 Metern „an-
gestrebt“ werde, deutet dies darauf hin, dass die im 
Erlass des Verkehrsministeriums formulierten Hand-
lungsanweisungen (unabhängig von den zur Verfü-
gung stehenden Personalkapazitäten) bisher nicht in 
allen Fällen konsequent umgesetzt wurden. Auch der 
Aussage, dass eine sofortige Umsetzung des Verbots 
des Gehwegparkens mit Verweis auf einen Verdrän-
gungseffekt in andere Bereiche und eine Zunahme an 
verbotswidrigen Parkvorgängen „verkehrsrechtlich 
(nicht) sinnvoll“ sei oder – wie ein Vertreter der Stadt 
von der Petentin aus einem Zeitungsartikel zitiert wird 
– „bewusst (nur) nach und nach“ umgesetzt wird, 
wird durch das Ministerium für Verkehr widerspro-
chen: Die Nichtverfolgung einer Ordnungswidrigkeit 
kann nur mit dem Einzelfall begründet werden. Sie 
kann generell nicht mit pauschalen Argumenten, ins-
besondere nicht mit Parkplatzproblemen andernorts 
begründet werden. In der Argumentation deutet sich 
vielmehr an, dass eine zufriedenstellende Überwa-
chung und Sanktionierung von den unteren Behörden 
nicht nur nicht geleistet werden kann, sondern dass 
Kfz-Halterinnen und -Halter offenbar auch damit 
rechnen (können), dass sie für widerrechtliches Parken 
nicht belangt werden.

In diesem Zusammenhang wird auch auf die im No-
vember 2021 in Kraft getretene neue Bußgeldkatalog-
verordnung hingewiesen, die für Verstöße gegen gel-
tendes Verkehrsrecht deutlich höhere Bußgelder vor-
sieht, und damit für die Kommunen bzw. die unteren 
Straßenverkehrsbehörden ein weiteres wirksames Ins-
trument darstellt, um die „schwachen“ Verkehrsteil-
nehmerinnen und Verkehrsteilnehmer zu schützen und 
unter anderem das Gehwegparken, aber auch falsches 
Parken oder Halten allgemein, zu ahnden. Wer etwa 
unzulässig auf Rad- oder Gehwegen parkt, zahlt nach 
der neuen Verordnung zwischen 55 Euro und 100 Euro.

Bei der Verfolgung und Ahndung von Verkehrsord-
nungswidrigkeiten ist zu berücksichtigen, dass der 
Gesetz- und Verordnungsgeber ganz bewusst Ent-
scheidungen zur Gewährleistung der Sicherheit und 
Ordnung des Verkehrs getroffen hat und Verstöße ge-
gen diese Normen missbilligt. Das Regierungspräsi-
dium wurde daher vom Ministerium für Verkehr gebe-
ten, die Stadt darauf hinzuweisen, auf die Einhaltung 
der genannten Vorgaben des Falschparker-Erlasses 
hinzuwirken. Dabei ist gegebenenfalls ein mehrstufi-
ges Verfahren mit zeitlichen Übergangsfristen emp-
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gerinnen und Fußgänger wichtigen Anlaufpunkt ha-
ben. Auch das Kriterium der Barrierefreiheit spielt 
hierbei eine Rolle. Als Sofortmaßnahme werden diese 
kritischen Punkte noch im Jahr 2022 beseitigt.

Die Stadt wird nach Umsetzung der geplanten Maß-
nahmen zum Ende des ersten Quartals 2023 über die 
Ergebnisse der Maßnahmen berichten.

Verkehrsberuhigte Bereiche

Mit dem Zeichen 325.1 markierte Bereiche haben 
überwiegend Aufenthalts- und Erschließungsfunktion. 
Dabei dürfen diese Straßen nur von sehr geringem 
Verkehr frequentiert sein. Zudem müssen verkehrs-
beruhigte Bereiche durch ihre besondere Gestaltung 
den Eindruck vermitteln, dass die Aufenthaltsfunktion 
überwiegt und der Fahrzeugverkehr eine untergeord-
nete Bedeutung hat (vgl. VwV-StVO 2021). Dieser 
Eindruck kann beispielsweise durch einen niveau-
gleichen Ausbau für die ganze Straßenbreite oder das 
Aufstellen von besonderen Gestaltungselementen wie 
zum Beispiel Pflanzkübel, erreicht werden. Die ho-
hen baulichen Anforderungen, die zum Beispiel ein 
niveaugleicher Ausbau der Straße mit sich bringt, 
steht der breiten Anwendung der verkehrsrechtlichen 
Regel entgegen. 

Wie von der Stadt dargelegt, werden momentan be-
reits gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern für das 
Stadtgebiet einheitliche und schnell umsetzbare Lö-
sungen für die bestehenden Probleme in verkehrsbe-
ruhigten Bereichen erarbeitet. Dieser Prozess ist zu 
begrüßen. Unterstützt wird dabei vor allem der An-
satz, den Fokus auf eine kurzfristige Umsetzbarkeit 
von Lösungen zu setzen, die ebenfalls etwa eine Ge-
schwindigkeitsdämpfung und eine Abnahme des 
Durchgangsverkehrs bewirken können, anstatt in 
erster Linie (langwierige) bauliche Umsetzungen zu 
 planen.

Hinzuweisen ist in Zusammenhang mit dem Pro-
gramm „Lebendige verkehrsberuhigte Bereiche“ auf 
das im Koalitionsvertrag formulierte Ziel zur Schaf-
fung von mindestens 500 lebendigen und verkehrs-
beruhigten Ortsmitten in Gemeinden, Städten, Stadt-
teilen und Teilorten bis 2030. An Stelle einer einseitig 
auf die Leistungsfähigkeit für den Kfz-Verkehr hin 
optimierten Straßenraumgestaltung und -nutzung soll 
eine Verkehrsplanung treten, die Faktoren wie den 
Verkehrsqualitäten für den Fuß- und Radverkehr und 
den ÖPNV sowie die Aufenthaltsqualität und die Le-
bensqualität der Anwohnerinnen und Anwohner sowie 
Nutzerinnen und Nutzern des Straßenraums stärker in 
den Mittelpunkt rückt. Es gilt, die über die verkehr-
liche Funktion hinausgehenden Funktion als sozialer, 
kultureller, öffentlich und vielfältig nutzbarer Raum 
verstärkt zu berücksichtigen, sodass Ortsmitten und 
Stadtteilzentren wieder zu Ausgangspunkten einer ge-
lebten Gemeinschaft werden können. Eine zentrale 
Rolle kommt hierbei der Verbesserung der Bedingun-
gen für den Fußverkehr zu. Das Gehen muss wieder 
attraktiv und sicher sein, das Queren von Straßen ein-
fach ermöglicht werden und das Umfeld zum Aufent-
halt und zum Austausch der Menschen anregen.

Absperrelemente wie Poller sind nach RASt 06 (7.4.1) 
nur anzuwenden, „wenn damit für Fußgängerinnen 
und Fußgänger, Radfahrerinnen und Radfahrer und Be-
pflanzungen größere Nachteile vermieden werden 
können und die Mindestsichtfelder und die notwendi-
gen Mindestlichtweiten der Seitenraumflächen nicht 
eingeschränkt werden. Poller können daher wie Park-
uhren in einem Abstand von 25 Zentimetern vom 
Fahrbahnrand angeordnet werden, sofern sie mindes-
tens 90 Zentimeter hoch sind.“ Aus den Regelquer-
schnitten der RASt 06 ergibt sich nach Abzug des Si-
cherheitsabstandes zur Fahrbahn, der durch die Er-
richtung der Poller als sicherheitswirksames Trennele-
ment entfällt, eine reguläre Restbreite von zwei Metern.

Der Stadt wird empfohlen, sich künftig an diesen 
Maßstäben zu orientieren. Dabei ist gegebenenfalls 
ein mehrstufiges Verfahren mit zeitlichen Übergangs-
fristen empfehlenswert, um insbesondere auch bei den 
von den Maßnahmen betroffenen Bürgerinnen und Bür-
gern Verständnis zu erreichen. Zeitliche Übergangs-
fristen sollten dabei aber konkret benannt und ver-
bindlich eingehalten werden.

Die von der Petentin geschilderten Sachverhalte wei-
chen teilweise deutlich von den Vorgaben der RASt 06 
ab. Dabei entstehen durch die Abweichungen keine 
Lösungen, die den spezifischen Anforderungen der 
Entwurfsaufgabe für den Fußverkehr besser gerecht 
werden als die Lösungen der RASt 06.

Die RASt 06 sind in Baden-Württemberg eingeführt. 
Sie sind somit für den Neubau bzw. den Um- und 
Ausbau von Straßen in Baulast des Bundes bzw. des 
Landes zugrunde zu legen. Den Kommunen wird eine 
Anwendung empfohlen. Von den in den im techni-
schen Regelwerk der RASt 06 angegebenen Werten 
und Lösungen sollte grundsätzlich „nur abgewichen 
werden, wenn die daraus entwickelte Lösung den spe-
zifischen Anforderungen der Entwurfsaufgabe nach-
weislich besser gerecht wird“ (vgl. Nr. 0 Absatz 5 
RASt 06).

Die Stadt kann jedoch von der Anwendung der RASt 06 
abweichen und damit hinter dem Stand der Technik zu-
rückbleiben.

Im Sommer 2022 hat die Stadt weitere Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrssituation für Fußgän-
gerinnen und Fußgänger, Kinder und Menschen mit 
Behinderung, insbesondere zur Beendigung des Geh-
wegparkens ergriffen und ergänzend zur bisherigen 
Stellungnahme berichtet.

Anfang März 2022 konnte die Projektstelle des Ver-
kehrsplaners/der Verkehrsplanerin für freie Gehwege 
besetzt werden. Die Stadt hat zudem das Projekt 
„Freie Gehwege“ initiiert. Das Projekt wird in zwei 
Phasen durchgeführt: Im Rahmen einer Kurzanalyse 
soll in einem ersten Schritt der Verkehrsraum unter-
sucht werden. Durch diese Untersuchung sollen kriti-
sche Punkte identifiziert und priorisiert werden. Kriti-
sche Punkte sind insbesondere Straßen, deren Gehwe-
ge eine besondere Funktion in einem Kinderwegenetz, 
als Bestandteil von Schul- und Rettungswegen, zu ei-
nem Halt des ÖPNV oder einem anderen für Fußgän-



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4221

Die Fotobeispiele ergänzen die Schilderung der Pe-
tentin und zeigen teilweise Situationen, die für Fuß-
gängerinnen sowie Fußgänger und Radfahrerinnen 
sowie Radfahrer nicht tragbar erscheinen. Der Ver-
weis auf die Topografie, die regelkonforme Straßen-
querschnitte vielfach nicht möglich mache, darf nicht 
dazu führen, dass die Bedürfnisse des Kfz-Verkehrs 
an Hauptverkehrsstraßen standardmäßig als erste be-
rücksichtigt werden. Die aktuell vorhandenen Durch-
fahrtszahlen des Kfz-Verkehrs und dessen reibungs-
lose Abwicklung („Leistungsfähigkeit“) ist zwar ein 
Ziel der Straßengestaltung, muss aber planerisch 
gegen eine Optimierung der Verkehrsführung für den 
Fuß- und Radverkehr, auch zulasten des Autover-
kehrs, abgewogen werden. Dabei sind alle Instrumen-
te der Verkehrslenkung in Betracht zu ziehen. Hierzu 
gehört auch eine intelligente Verkehrssteuerung an 
den Ortseinfahrten oder der Erhalt der Leistungsfähig-
keit an Kreuzungen bei gleichzeitigem Rückbau von 
Fahrspuren. Die Leichtigkeit des Fuß- und Radver-
kehrs steht dabei der Leichtigkeit des Autoverkehrs 
nicht nach.
Dies gilt vor allem im Hinblick auf einen kom-
binierten Modal-Split für Fuß- und Radverkehr von 
52 Prozent (jeweils 26 Prozent; Quelle: INFAS GmbH. 
Mobilität in Baden-Württemberg 2017 i. A. des Mi-
nisteriums für Verkehr Baden-Württemberg). 
Anknüpfend an die vorherige Darstellung ist der 
Vorschlag der Petentin berechtigt, die gemeinsamen 
Fuß- und Radwege im Stadtgebiet im Rahmen der 
Möglichkeiten zu überprüfen. Sie sollten auch mögli-
cherweise widersprüchliche Beschilderungen und Ge-
staltungen im Straßenraum identifizieren. Eine Auf-
hebung der Radwegebenutzungspflicht stellt dabei 
den Regelfall dar. Wo ihre Anordnung bleiben soll, 
ist dies mit der konkreten Gefahrenlage zu begründen. 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass auch ohne Rad-
wegebenutzungspflicht viele Radfahrenden nicht auf 
der Straße fahren. Doch selbst wenn nur die besonders 
schnellfahrenden und selbstbewussten Radfahrenden 
auf die Straße ausweichen, ist schon eine spürbare 
Verbesserung für den Fußverkehr erreicht. 

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird, soweit den Anliegen der 
Petentin durch die oben geschilderten Maß-
nahmen abgeholfen wurde, teilweise für er-
ledigt erklärt. Im Übrigen kann der Petition 
nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Cuny

3.  Petition 17/1505 betr. Beschwerde über die Poli-
zei und Staatsanwaltschaft

Der Petent beanstandet die Art und Weise der Behand-
lung verschiedener Strafanzeigen durch die Staatsan-
waltschaft, die Generalstaatsanwaltschaft, das Land-
gericht sowie durch einen Polizeibeamten. Sämtliche 

Für die Umgestaltung zu lebendigen und verkehrsbe-
ruhigten Ortsmitten stellt das Land über das Landes-
gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) För-
dermittel zur Verfügung. Außerdem ist die Erstellung 
von Konzeptionen für lebendige und verkehrsberuhigte 
Ortsmitten über das Land förderfähig.
Im Weiteren hat die Stadt erklärt, dass der ruhende 
Verkehr neu geordnet werde. Die Neuordnung werde 
mit Markierungen und Beschilderungen umgesetzt. 
Der Gemeindevollzugsdienst habe die Anweisung er-
halten, verstärkt gegen das Gehwegparken vorzuge-
hen. Die Mindestrestgehwegbreite von 1,50 Metern 
soll als maßgebende Breite eingehalten werden. Somit 
werde sichergestellt, dass vor allem die schwächsten 
Verkehrsteilnehmer und Verkehrsteilnehmerinnen, wie 
Menschen mit Kinderwagen und Rollstühlen oder 
Rollatoren, sicher nutzen können. Um eine angemes-
sene Parkraumüberwachung zu gewährleisten, wurde 
die personelle Kapazität des städtischen Gemeinde-
vollzugsdienstes stetig erhöht, sodass eine Überwa-
chung auch in den Abend- und Nachtstunden sowie 
am Wochenende erfolgen könne.
Da mit Ausweicheffekten auf umliegende Straßenzü-
gen gerechnet werde, soll nach Stellungnahme der 
Stadt in einem zweiten Schritt ein Konzept zur Neu-
ordnung des ruhenden Verkehrs und damit zur Been-
digung des Gehwegparkens im gesamten Stadtgebiet 
erstellt werden. Als Grundlage dieses Konzepts erfol-
ge die Ausschreibung für eine umfassende Datener-
fassung des ruhenden Verkehrs im gesamten Stadtge-
biet. Hierbei handelt es sich um ein mittel- bis lang-
fristiges Projekt. Die Stadt rechnet 2023 mit ersten 
Ergebnissen.

Gemeinsame Fuß- und Radwege

Innerorts ist eine gemeinsame Führung von Fuß- und 
Radwegen zu vermeiden und zurückzubauen. Viele 
Fußgängerinnen und Fußgänger empfinden Radver-
kehr auf dem Gehweg als gefährlich oder störend. 
Radfahrende sind oft nicht zu hören und auch das un-
terschiedliche Geschwindigkeitsniveau trägt zu Ge-
fährdungen oder Konflikten bei. Eigene Radwege, 
Schutzstreifen oder Radfahrstreifen sind vorzuziehen, 
hierfür können gegebenenfalls auch Kfz-Stellplätze 
oder Fahrspuren entfallen.
Im innerörtlichen Bereich sind bei gemeinsamen Geh- 
und Radwegen und Gehwegen mit der Beschilderung 
„Radfahrer frei“ die sehr eng beschränkten Einsatzbe-
reiche gemeinsamer Führungen gemäß den Empfeh-
lungen für Fußgängerverkehrsanlagen zu berücksich-
tigen. Entsprechende Führungsformen entsprechen in-
nerorts in der Regel nicht dem Fördertatbestand eines 
verkehrswichtigen Rad- und Fußweges. Sie werden 
daher nur in begründeten Ausnahmefällen durch das 
Land gefördert und sind gesondert zu begründen. 
Und auch auf dem Gehweg abgestellte Fahrräder wer-
den vielerorts zu einem Hindernis und können sogar 
zur Stolperfalle werden. Hier sind gezielte Angebote 
zum Fahrradparken und ein aktives Vorgehen gegen 
behindernd und gefährdend abgestellte Fahrräder 
wichtige Steuerungsinstrumente.
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Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Zutreffend ist, dass der Petent mit einem an das Land-
gericht adressierten Schreiben von März 2017 Straf-
anzeige gegen seine Schwägerin und Rechtsanwalt A 
wegen Unterschlagung und Unterdrückung eines Tes-
taments sowie gegen den Notariatsdirektor wegen 
Beihilfe erstattet hat. Ebenfalls zutreffend ist, dass das 
Landgericht das Schreiben an die Staatsanwaltschaft 
weitergeleitet hat. Dieses Vorgehen war gesetzeskon-
form. Gemäß § 158 Absatz 1 der Strafprozessordnung 
(StPO) können Strafanzeigen nur bei den Staatsan-
waltschaften, den Behörden und Beamten des Polizei-
dienstes und den Amtsgerichten, nicht aber bei den 
Landgerichten angebracht werden. Gemäß § 152 Ab-
satz 2 StPO sind die Staatsanwaltschaften dazu beru-
fen, über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
zu entscheiden. Mithin hat das Landgericht durch die 
umgehende Weiterleitung der Strafanzeige an die 
Staatsanwaltschaft in rechtlich nicht zu beanstanden-
der Weise gehandelt. 
Mit Verfügung von Mai 2017 gab die Staatsanwalt-
schaft der Strafanzeige des Petenten gemäß § 152 Ab-
satz 2 StPO keine Folge, da keine zureichenden tat-
sächlichen Anhaltspunkte für verfolgbare Straftaten 
vorlägen. Der Sachverhalt sei bereits mehrfach mit 
negativem Ergebnis überprüft worden. Insoweit wur-
de auf zwei Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt-
schaft aus dem Jahr 2015 verwiesen. 
Mit Schreiben von Mai 2017 forderte der Petent die 
Staatsanwaltschaft auf, seine Strafanzeige, die er auf-
rechterhalte, an das Landgericht zurückzugeben. Den 
weiteren Ausführungen lässt sich entnehmen, dass 
dem Petenten die Ermittlungsergebnisse aus dem Jahr 
2015 bekannt waren, diese aber nach seiner Ansicht 
nicht der Wahrheit entsprachen, da die Beschuldig-
ten nach Meinung des Petenten gelogen hatten. Die 
Staatsanwaltschaft wertete das Schreiben des Petenten 
als Beschwerde, der sie nicht abhalf. Mit Verfügung 
von Ende Mai 2017 legte sie den Vorgang, einschließ-
lich der beiden Ermittlungsakten aus dem Jahr 2015, 
der Generalstaatsanwaltschaft zur Entscheidung vor. 
Mit Verfügung von Ende Mai 2017 gab der General-
staatsanwalt der Beschwerde des Petenten keine Fol-
ge, da die Verfügung der Staatsanwaltschaft von Mai 
2017 der Sach- und Rechtslage entsprach. 
Das prozessuale Vorgehen der Staatsanwaltschaft und 
der Generalstaatsanwaltschaft steht im Einklang mit 
den Vorschriften der Strafprozessordnung und ist nicht 
zu beanstanden. Der Petent hatte in seinem Schreiben 
von Mitte Mai 2017 eindeutig zum Ausdruck ge-
bracht, mit der verfahrensabschließenden Entschei-
dung der Staatsanwaltschaft von Anfang Mai 2017 
nicht einverstanden zu sein. Einzig statthafter Rechts-
behelf gegen die Verfügung war die Beschwerde ge-
mäß § 172 Absatz 1 StPO, über die der Generalstaats-
anwalt zu befinden hatte. 
Die Sachentscheidungen der Staatsanwaltschaft und 
der Generalstaatsanwaltschaft begegnen ebenfalls kei-
nen Bedenken.

Strafanzeigen resultierten aus jahrelangen Nachlass-
streitigkeiten des Petenten mit seiner Verwandtschaft. 
In diesem Zusammenhang soll es zu mehreren straf-
baren Handlungen zu seinem Nachteil gekommen sein. 

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Petent führt zunächst aus, er habe im März 2017 
seine Schwägerin und Rechtsanwalt A wegen Unter-
schlagung und Unterdrückung eines Testaments sei-
nes im Januar 2014 verstorbenen Bruders (im Folgen-
den: Erblasser) sowie den Notariatsdirektor wegen 
Beihilfe beim Landgericht zur Anzeige gebracht. Zur 
Begründung gibt er an, der Erblasser habe ihn am 
Abend im Januar 2014 darüber informiert, dass er sein 
Testament, wie zwischen ihnen beiden am Vorabend 
besprochen, in Anwesenheit seiner Ehefrau und des 
Rechtsanwalts A geschrieben habe. Der Rechtsanwalt 
habe die Existenz des Testaments am 28. April 2014 
bestätigt, indem er dem Petenten die Übersendung 
der letztwilligen Verfügung zugesagt habe. Später 
habe dieser Rechtsanwalt dagegen bewusst wahr-
heitswidrig behauptet und im April 2015 schriftlich 
an Eides Statt versichert, dass er keine Kenntnis über 
ein formwirksames Testament des Erblassers hätte. Im 
Januar 2014 habe lediglich er selbst nach einer etwa 
einstündigen Besprechung mit dem Erblasser eine 
Vorlage für ein Testament zugunsten der Ehefrau des 
Erblassers nach dessen Worten aufgesetzt. Der Erblas-
ser habe den Text nachfolgend eigenhändig abschrei-
ben, mit Ort und Datum versehen und unterzeichnen 
wollen. Wenige Stunden später hätte er, Rechtsanwalt 
B, erfahren, dass der Erblasser zum Schreiben nicht 
mehr in der Lage sei. Daraufhin habe er den Notari-
atsdirektor darum gebeten, möglichst kurzfristig einen 
Termin zur Errichtung eines öffentlichen Testaments 
mit dem Erblasser zu vereinbaren. Bei diesem Termin 
wäre der Erblasser nach Überzeugung des Notariats-
direktors nicht mehr testierfähig gewesen. Der Petent 
hält die Unterschrift des Erblassers auf der ihm von 
Rechtsanwalt A überlassenen Testamentsvorlage für 
eine Fälschung.
Im Zusammenhang mit den Nachlassstreitigkeiten 
 erwähnt der Petent außerdem Bargeld im Wert von 
2,5 Millionen Euro, wovon ihm 750.000 Euro gehör-
ten. Das Barvermögen soll aus einem Versteck ent-
nommen und von den Nichten seiner Schwägerin zum 
Kauf von Immobilien verwendet worden sein. 
Der Petent kritisiert, dass das Landgericht seine Straf-
anzeige lediglich an die Staatsanwaltschaft weiterge-
leitet habe. Die Staatsanwaltschaft habe die Strafan-
zeige danach der Generalstaatsanwaltschaft vorgelegt, 
weil der Vater des Rechtsanwalts A bei der General-
staatsanwaltschaft gearbeitet habe. Offenkundig un-
terstellt der Petent Rechtsanwalt A, mit seinen fami-
liären Beziehungen Einfluss auf die Behandlung der 
Strafanzeige genommen zu haben. Zudem beschwert 
sich der Petent darüber, dass die Staatsanwaltschaft, 
das Landgericht und die Generalstaatsanwaltschaft 
seine Schreiben einfach immer mit der Begründung 
„kann man nicht nachweisen“ abgewiesen haben. 
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wirkt habe. Aus den komplexen Darstellungen des Pe-
tenten folgerte der Polizeioberkommissar, dass es im 
Zuge von Erbstreitigkeiten Mitte Januar 2018 gegen 
18:00 Uhr nach Schilderung des Petenten zu einer 
Tätlichkeit zum Nachteil des Petenten gekommen sein 
soll. Nachfragen des Beamten, ob er verletzt, zu etwas 
genötigt oder eine ihm gehörige Sache beschädigt 
worden sei, verneinte der Petent zu diesem Zeitpunkt. 
Die Anzeigenaufnahme übersandte der Polizeiober-
kommissar anschließend an den zuständigen Polizei-
posten. Mitte Januar 2018 ergänzte er seine Erstmel-
dung um den Hinweis, dass der Petent eine hand-
schriftliche Strafanzeige sowie eine Handskizze ein-
gereicht habe. Die Schriftstücke seien Mitte Januar 
2018 in seinem persönlichen Postfach hinterlegt wor-
den. Der Polizeioberkommissar habe hierbei ver-
merkt, dass die schriftliche Sachverhaltsschilderung 
erhebliche Diskrepanzen zu dem mündlichen Vortrag 
vom Vortag aufweise, die einer weiteren Prüfung be-
dürften. Die eingereichten Unterlagen leitete er im 
Original über die Dienstpost an den Polizeiposten 
weiter. 
Das Vorgehen des Polizeioberkommissars ist nicht zu 
beanstanden. Gemäß § 163 Absatz 1 StPO haben die 
Behörden und Beamten des Polizeidienstes Straftaten 
zu erforschen. Dabei sind nicht nur die zur Belastung, 
sondern auch die zur Entlastung dienenden Umstän-
de zu ermitteln. Zu letzteren gehört beispielsweise die 
Feststellung und Dokumentation von Abweichungen 
zwischen verschiedenen Aussagen eines Belastungs-
zeugen, denn Konstanz und Widerspruchsfreiheit sind 
wesentliche Kriterien bei der Beurteilung der Glaub-
haftigkeit von Aussagen. Da der Polizeioberkommis-
sar lediglich einen (offenkundigen) Umstand, der ihm 
bei seiner Aufgabenwahrnehmung aufgefallen war, 
schriftlich und transparent dargelegt hat, kann von 
einer Manipulation keine Rede sein.
Schließlich ist auch ein Tätigwerden der für die Be-
rufsaufsicht von Rechtsanwälten zuständigen Rechts-
anwaltskammer oder der für die Verhängung von an-
waltsgerichtlichen Maßnahmen zuständigen General-
staatsanwaltschaft nicht angezeigt, da Rechtsanwalt A 
weder ein strafrechtlich relevantes Handeln, noch ein 
sonstiger Verstoß gegen die allgemeine Berufspflicht 
gemäß § 43 der Bundesrechtsanwaltsordnung nachzu-
weisen sind. Folglich besteht für das Ministerium der 
Justiz und für Migration, dem die Rechtsaufsicht über 
die Rechtsanwaltskammer und die Generalstaatsan-
waltschaft obliegt, kein Anlass für ein aufsichtsrecht-
liches Einschreiten. 

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Cuny

Gemäß § 152 Absatz 2 StPO ist die Staatsanwaltschaft 
verpflichtet, wegen aller verfolgbaren Straftaten ein-
zuschreiten, sofern zureichende tatsächliche Anhalts-
punkte vorliegen. Ein solcher Anfangsverdacht war zu 
verneinen, da den Angezeigten nach dem Ergebnis der 
im Jahr 2015 wegen desselben Sachverhalts geführten 
Ermittlungen offensichtlich ein strafbares Verhalten 
nicht mit dem zur Anklageerhebung erforderlichen 
Grad der Sicherheit nachzuweisen war und seitdem 
keine neuen Umstände hinzugetreten waren. Mit dem 
Tod des Erblassers gibt es keine Zeugen mehr für die 
Geschehnisse Anfang Januar 2014. 

In Bezug auf das Bargeld ergeben sich bereits aus den 
Sachverhaltsschilderungen des Petenten keine An-
haltspunkte für das Vorliegen einer Straftat. In seinem 
Schreiben Mitte Mai 2017 führte der Petent aus, sein 
Bruder habe nicht mehr daran gedacht, dass es sich 
um gemeinsam erspartes Geld gehandelt habe, und 
das Versteck wahrscheinlich in dem Bewusstsein sei-
nes baldigen Ablebens preisgegeben. Folglich konnte 
die Person, die das Geld möglicherweise an sich ge-
nommen hat, nicht wissen, dass ein Teil davon dem 
Petenten zustand.

Konkrete Anhaltpunkte für die Aussage des Petenten, 
der angeblich bei der Generalstaatsanwaltschaft be-
schäftigte Vater des angezeigten Rechtsanwalts könn-
te auf die Bearbeitung des Anzeigenvorgangs zuguns-
ten seines Sohnes Einfluss genommen haben, sind 
weder vorgetragen, noch sonst ersichtlich. 

Soweit der Petent angibt eine weitere Strafanzeige 
gegen einen Stiefneffen seiner Schwägerin bei der 
Staatsanwaltschaft erstattet zu haben, lässt sich nicht 
(mehr) nachvollziehen, ob es einen solchen Anzeigen-
vorgang gegeben hat und wie damit verfahren wurde. 
Mit hoher Wahrscheinlichkeit wurden die entspre-
chenden Akten zwischenzeitlich ebenfalls gemäß den 
Regelungen über die Aufbewahrung von Schriftgut in 
der Justiz ausgesondert und vernichtet. Jedenfalls ist 
nicht ersichtlich, weshalb ein Hinweis der Staatsan-
waltschaft auf das Vorhandensein einer anderen (oder 
weiteren) Strafanzeige falsch gewesen sein sollte. Der 
neuerliche in diesem Zusammenhang geäußerte Mani-
pulationsvorwurf gegenüber Rechtsanwalt A entbehrt 
einer Tatsachengrundlage.

Schließlich trägt der Petent vor, er habe Mitte Januar 
2018 einen tätlichen Angriff des Ehemanns der Nichte 
seiner Schwägerin und einen anschließenden Mord-
versuch des Stiefsohns der Nichte beim Polizeirevier 
seines Wohnortes zur Anzeige gebracht. Ein Polizei-
beamter habe sein Schreiben Mitte Januar 2018 mani-
puliert und anders dargestellt. 

Für die Richtigkeit dieses Vorwurfs liegen dem Minis-
terium des Inneren, für Digitalisierung und Kommu-
nen keine Anhaltspunkte vor.

Anhand der Ermittlungsakte lässt sich nachvollziehen, 
dass der Petent Mitte Januar 2018 gegen 19:00 Uhr 
beim Polizeirevier vorstellig wurde. Der diensthaben-
de Polizeioberkommissar fertigte eine Meldung zu ei-
ner Anzeigeerstattung und vermerkte, dass der Petent 
bei der Schilderung diverser Sachverhalte verwirrt ge-
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Feuerwehren nach. Es stellt als Träger der Einrichtung 
die Mittel für die Errichtung, die Unterhaltung und 
den Betrieb der Landesfeuerwehrschule im Staats-
haushaltsplan bereit. Sie werden dem zweckgebunde-
nen Aufkommen der Feuerschutzsteuer (§ 33 FwG) 
entnommen.

Feuerwehren im Sinne der genannten Vorschriften 
sind die Gemeindefeuerwehren und die Werkfeuer-
wehren, also die Feuerwehren, die verpflichtet sind, 
die Aufgaben nach § 2 FwG zu erfüllen. Die Landes-
feuerwehrschule dient der Ausbildung von Angehöri-
gen dieser Feuerwehren sowie anderer Personen, die 
Aufgaben in Zusammenhang mit der Aufgabenerfül-
lung der Feuerwehren wahrnehmen.

Die Lehrgänge und Seminare der Landesfeuerwehr-
schule und der Akademie für Gefahrenabwehr richten 
sich in erster Linie an Feuerwehrangehörige des Lan-
des Baden-Württemberg. Die Kosten für diese Teil-
nehmer trägt das Land. 

Darüber hinaus können zur Teilnahme an den Lehr-
gängen der Landesfeuerwehrschule nach Nummer 
3.2.4 der Verwaltungsvorschrift des Innenministe-
riums über die Aus- und Fortbildung der Feuerwehr-
angehörigen (VwV-Feuerwehrausbildung) auch Feu-
erwehrangehörige von Stellen außerhalb des Landes 
Baden-Württemberg sowie Angehörige öffentlicher 
Verwaltungen zugelassen werden. In diesen Fällen 
wird von der entsendenden Stelle in der Regel eine 
Gebühr erhoben, die sich nach der Gebührenverord-
nung des Innenministeriums richtet. 

Eine Teilnahme von Privatpersonen oder gewerblich 
tätigen Personen an den Lehrgängen und Seminaren 
der Landesfeuerwehrschule und der Akademie für 
Gefahrenabwehr ist weder in der VwV-Feuerwehr-
ausbildung noch in der Gebührenverordnung des In-
nenministeriums vorgesehen. Für die vom Petenten 
vorgeschlagene Verfahrensweise, externe Teilnehmer 
zuzulassen und hierfür eine Gebühr zu erheben, gibt 
es somit keine Rechtsgrundlage.

Das Ausbildungsangebot der Landesfeuerwehrschule 
ist eng an den gesetzlichen Auftrag gekoppelt und auf 
die originären Feuerwehraufgaben beschränkt. Privat-
personen oder gewerblich tätige Personen gehören 
nicht zu dem Teilnehmerkreis, für den die Angebote 
der Landesfeuerwehrschule bestimmt sind. Die Lan-
desfeuerwehrschule ist weder von der Aufgabe, noch 
von der Finanzierung und der Kapazität her dafür ein-
gerichtet worden, externe Teilnehmer wie zum Bei-
spiel das Personal privater Dienstleister auszubilden. 

Interessierten im Bereich des Brandschutzes und der 
Gefahrenabwehr steht es jedoch offen, sich beispiels-
weise bei einer Gemeindefeuerwehr zu engagieren, 
auszubilden und in dieser Tätigkeit Ausbildungsan-
gebote der Landesfeuerwehrschule und der Akademie 
für Gefahrenabwehr wahrzunehmen.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Cuny

4.  Petition 17/1510 betr. Zugang zu Angeboten der 
Akademie für Gefahrenabwehr

Der Petent weist darauf hin, dass die Angebote der 
Akademie für Gefahrenabwehr an der Landesfeuer-
wehrschule derzeit nur für Angehörige der Feuer-
wehren in Baden-Württemberg zugänglich seien und 
möchte erreichen, dass allen interessierten Personen 
eine Teilnahme ermöglicht wird. Zur Begründung 
führt er aus, dass die Angebote überwiegend nicht 
ausgelastet seien und das Land durch die Erhebung 
einer Gebühr für externe Teilnehmende Einnahmen 
erzielen könne.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Die Aus- und Fortbildung der Feuerwehrangehörigen 
wird im regelmäßigen Ausbildungs- und Übungsbe-
trieb der Feuerwehren auf Gemeindeebene, in Lehr-
gängen auf Kreisebene und darauf aufbauend an der 
Landesfeuerwehrschule durchgeführt. Der Landesfeu-
erwehrschule ist die Akademie für Gefahrenabwehr 
angegliedert. 
Die Landesfeuerwehrschule ist eine Einrichtung des 
Landes zur Aus- und Fortbildung der Angehörigen der 
Feuerwehren und untersteht dem Innenministerium. 
Grundlage für die Einrichtung und den Betrieb der 
Landesfeuerwehrschule sind § 5 und § 20 des Feuer-
wehrgesetzes Baden-Württemberg (FwG). Dem Land 
obliegt demnach die Förderung der Aus- und Fortbil-
dung der Angehörigen der Feuerwehr, insbesondere 
durch Errichtung und Unterhaltung einer Landesfeu-
erwehrschule. Die Landesfeuerwehrschule wiederum 
hat den gesetzlichen Auftrag, die Angehörigen der 
Feuerwehren aus- und fortzubilden. Das Lehrgangs-
angebot ist eng an die Anforderungen der Feuerweh-
ren aufgrund ihrer Aufgaben nach dem Feuerwehr-
gesetz und ihrer Mitwirkung im Katastrophenschutz 
gebunden.
Die Akademie für Gefahrenabwehr an der Landesfeu-
erwehrschule erweitert das bestehende Ausbildungs-
system der baden-württembergischen Feuerwehr um 
Veranstaltungen mit den folgenden Schwerpunkten:
– Fortbildungen zu aktuellen Fachthemen
–  Einsatztaktische und interdisziplinäre Fortbildun-

gen für Führungskräfte
–  Veranstaltungen zu Fachthemen aus der Brand-

schutz- und Sicherheitsforschung.
Ziel der Akademie für Gefahrenabwehr ist es, zusätz-
liche Fortbildungsangebote für Führungs- und Fach-
kräfte der Feuerwehr und andere im Katastrophen-
schutz Beteiligte anzubieten sowie über aktuelle For-
schungs- und Fachthemen zu informieren und in Aus-
tausch zu treten.

Rechtliche Würdigung:

Mit der Einrichtung und dem Betrieb der in § 20 FwG 
verankerten Landesfeuerwehrschule kommt das Land 
seiner Verpflichtung aus § 5 Nummer 1 FwG zur För-
derung der Aus- und Fortbildung der Angehörigen der 
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geben hat. In zwei weiteren Fällen – in denen der Pe-
tent die ihm überlassenen Aktendoppel ebenfalls trotz 
Aufforderung nicht zurückgegeben hat – entschied die 
zuständige Staatsanwältin, den erneuten Einsichts-
gesuchen des Petenten Anfang September 2022 nicht 
nachzukommen, da sich der Akteninhalt zwischen-
zeitlich nicht wesentlich verändert hatte. Hinzuge-
kommen waren jeweils im Wesentlichen lediglich die 
dem Petenten bekanntgegebenen Einstellungsverfü-
gungen, seine dagegen gerichteten Beschwerden und 
die ihm von der Generalstaatsanwaltschaft übersand-
ten Beschwerdebescheide. 

Die Entscheidung der Staatsanwaltschaft begegnet 
keinen durchgreifenden Bedenken. Gemäß § 475 Ab-
satz 1, Absatz 2, Absatz 4 Strafprozessordnung (StPO) 
kann einer Privatperson nur dann Akteneinsicht erteilt 
werden, wenn hierfür ein berechtigtes Interesse darge-
legt worden ist. Da der Petent den Akteninhalt bereits 
kannte, erscheint die Ablehnung eines berechtigten 
Interesses zumindest vertretbar. Im letzten Fall ist ein 
erneutes Akteneinsichtsgesuch nicht zur Akte gelangt. 
Die vorliegende Petition gibt ebenfalls keinen Anlass, 
dem Petenten erneut Akteneinsicht zu erteilen, da sich 
auch in diesem Fall der Akteninhalt zwischenzeitlich 
nicht wesentlich verändert hat, weshalb ein berech-
tigtes Interesse nicht ersichtlich ist. Hinzugekommen 
sind im Wesentlichen lediglich Eingaben des Peten-
ten sowie der Bescheid der Generalstaatsanwaltschaft 
über die vom Petenten gegen die Einstellungsverfü-
gung eingelegte Beschwerde, der ihm bekanntgege-
ben worden ist.

In vier weitere der 13 Verfahrensakten hat die Staats-
anwaltschaft dem Petenten auf seine Gesuche vom 
10. September 2022 hin mit Verfügungen von Anfang 
November 2022, Ende November 2022 bzw. Mitte 
Dezember 2022 Akteneinsicht über das elektronische 
Akteneinsichtsportal gewährt. Die Dauer bis zur Ent-
scheidung über die Anträge des Petenten erscheint 
nicht unangemessen lang und daher nicht beanstan-
dungswürdig. 

Alle vier Ermittlungsverfahren richteten sich gegen 
den Petenten als Beschuldigten und sind mit Verfü-
gungen von Mitte Dezember 2021, Mitte März 2022, 
Mitte März 2022 bzw. Anfang November 2022 gemäß 
§ 152 Absatz 2 StPO oder § 170 Absatz 2 StPO ein-
gestellt worden. Der Petent ist hierüber mit Schreiben 
von Ende Dezember 2021, Mitte März 2022, Ende 
März 2022 bzw. Ende November 2022 benachrich-
tigt worden. Im letztgenannten Fall wurde dem Pe-
tenten gleichzeitig mitgeteilt, dass davon ausgegan-
gen werde, sein Einsichtsgesuch habe sich durch die 
Verfahrenseinstellung erledigt. Nachdem der Petent 
mit Schreiben von Ende November 2022 klargestellt 
hatte, dass er weiterhin Akteneinsicht wünsche, wurde 
umgehend mit Verfügung von Ende November 2022 
das Scannen der Akte und mit weiterer Verfügung 
ebenso Ende November 2022 die Gewährung von Ak-
teneinsicht veranlasst. In den übrigen Fällen bestand 
für die Staatsanwaltschaft keine Veranlassung, die 
Gesuche rasch zu verbescheiden. Immerhin hatte der 
Petent erstmals rund neun bzw. sechs Monate nach 
Erhalt der Einstellungsmitteilung Interesse am Akten-

5.  Petition 17/1655 betr. Beschwerde über die Staats-
anwaltschaft

Der Petent beanstandet, dass die Staatsanwaltschaft und 
die Generalstaatsanwaltschaft sein Akteneinsichts-
recht verletzt haben. 
Der Petent beanstandete bereits in der Petition 17/961 
die Verletzung von Rechten zur Akteneinsicht durch 
die Staatsanwaltschaft und die Generalstaatsanwalt-
schaft. Der Petition 17/961 konnte nicht abgeholfen 
werden (vgl. Drucksache 17/3320, Ifd. Nr. 2).
Mit seiner aktuellen Petition beschwert sich der Pe-
tent erneut darüber, dass die Staatsanwaltschaft sein 
Akteneinsichtsrecht verletze. Mit Telefax von Anfang 
September 2022 habe er Einsichtnahme in 16 näher 
bezeichnete Verfahrensakten beantragt. Bislang habe 
er nur zu zwei Vorgängen eine Rückmeldung erhal-
ten. Im Übrigen ignoriere die Staatsanwaltschaft seine 
Gesuche konsequent, was mit dem Rechtsstaatsprin-
zip unvereinbar sei. Der Petent bittet daher sicher-
zustellen, dass die Staatsanwaltschaft umgehend auf 
ihre gesetzlichen Pflichten hingewiesen wird. Gege-
benenfalls sei ihr auf dem Dienstweg aufzuerlegen, 
seinen Anträgen umgehend und vollständig nachzu-
kommen. Außerdem erachte er dienstrechtliche Maß-
nahmen gegenüber den verantwortlichen Bediensteten 
der Staatsanwaltschaft wegen Missachtung geltenden 
Rechts und gegenüber der Generalstaatsanwaltschaft 
wegen unzureichender Ausübung der Dienstaufsicht 
für zwingend erforderlich. 
Darüber hinaus behauptet der Petent, die General-
staatsanwaltschaft habe in zwei der 16 Verfahren über 
seine jeweils mit Schreiben von Anfang April 2022 
gegen die jeweilige Einstellungsverfügung der Staats-
anwaltschaft eingelegte Beschwerde noch nicht ent-
schieden. Mit seiner Petition möchte er sicherstellen, 
dass der Verbleib der beiden Beschwerden aufgeklärt 
wird, dass sich die Generalstaatsanwaltschaft nun-
mehr mit den Beschwerden eingehend befasst und ihn 
unverzüglich darüber in Kenntnis setzt und dass ihm 
unverzüglich Einsicht in alle einschlägigen Ermitt-
lungsakten der Staatsanwaltschaft und der General-
staatsanwaltschaft gewährt wird.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Vorab ist anzumerken, dass aufgrund von zwei Ver-
fahrensverbindungen und einem rein registertechni-
schen Verfahrensumtrag letztlich nur 13 Ermittlungs-
akten in Rede stehen. 
In sechs der 13 Verfahrensakten hat die Staatsanwalt-
schaft dem Petenten bereits Anfang September 2022 
aufgrund vorangegangener Gesuche Akteneinsicht ge-
währt. In zwei Fällen haben die zuständigen Dezer-
nenten der Staatsanwaltschaft dem Petenten auf seine 
erneuten Gesuche von Anfang September 2022 hin 
nochmals Akteneinsicht auf elektronischem Weg ge-
währt beziehungsweise die Einsichtnahme auf der Ge-
schäftsstelle angeboten. In einem dritten Fall war und 
ist die erneute Gewährung von Akteneinsicht nicht 
möglich, da der Petent die ihm übersandte Original-
akte trotz wiederholter Aufforderung nicht zurückge-
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dortigen Landschaftsschutzgebiets-Verordnung (LSG-
VO) in Frage gestellt.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die untere Naturschutzbehörde prüft durch Kontrollen 
vor Ort, ob die Vorgaben der örtlichen Landschafts-
schutzgebiets-Verordnungen eingehalten werden. Dies 
erfolgt zum einen anlassbezogen nach konkreter Mel-
dung von Missständen durch städtische Stellen oder 
Dritte (ca. 40 Fälle jährlich). Meist werden hierbei ge-
meldete Missstände bestätigt. Zum anderen erfolgen 
zeitlich begrenzt schwerpunktmäßige Überprüfungen 
bestimmter Gebiete auf Verstöße gegen die jeweilige 
Landschaftsschutzgebiets-Verordnung im Stadtgebiet.

Für die schwerpunktmäßige Bearbeitung werden ab-
schnittweise bestimmte Landschaftsschutzgebiete bzw. 
dortige Bereiche ausgewählt, in denen ungenehmigte 
oder nicht genehmigungsfähige Bauten errichtet wur-
den und sonstige mit der Landschaftsschutzgebiets-
Verordnung nicht vereinbare Veränderungen erfolg-
ten. Dabei werden insbesondere solche Bereiche ge-
wählt, in denen sich Missstände zeitlich und räumlich 
in jüngerer Vergangenheit häuften, sodass durch ein 
gezieltes behördliches Eingreifen der Fehlentwick-
lung dieser Bereiche noch effizient Einhalt geboten 
werden kann.

Im Rahmen einer Schwerpunktaktion im petitions-
gegenständlichen Landschaftsschutzgebiet prüfte die 
untere Naturschutzbehörde im Zeitraum August 2018 
bis März 2019 auf insgesamt 135 Grundstücken des 
Landschaftsschutzgebiets, ob die Vorgaben der dort 
geltenden Landschaftsschutzgebiets-Verordnung ein-
gehalten sind.

In etwa 70 Prozent der Kontrollfälle wurden Miss-
stände festgestellt, welche nach Beurteilung der Na-
turschutzbehörde nicht mit der Landschaftsschutzge-
biets-Verordnung vereinbar sind und auch baurechtli-
che Sachverhalte umfassen. Im Landschaftsschutzge-
biet betreffen die Beanstandungen nicht genehmigte 
und nicht genehmigungsfähige Gartenhütten und 
-häuser (zu groß im Umfang, nicht landschaftsge-
rechte Gestaltung, Zweit- und Dritthütten, Tierställe, 
Gewächshäuser etc.). Es wurden außerdem Terrassen-
flächen, eine Lagerung von Materialien, die nicht der 
zulässigen Grundstücksbewirtschaftung dienen, un-
zulässige Gelände-Terrassierungen und deren Verbau 
sowie Zäune mit und ohne Sichtverblendung festge-
stellt. In extremen Fällen wurden auch kleine Grund-
stücke massiv mit diversen Hütten und großen Zaun-
anlagen bebaut und Oberflächen versiegelt.

Gründe für zunehmende, im landschaftsgeschützten 
Bereich festzustellende Missstände bzw. Beanstan-
dungen liegen auch im vorliegenden Fall vor allem in 
einem Strukturwandel bei den bewirtschafteten Grund-
stücken. Unter anderem im Bereich des hier gegen-
ständlichen Landschaftsschutzgebiets erfolgt eine Ent-
wicklung weg von naturnaher Bewirtschaftung in der 
Kulturlandschaft, welche fast ohne Bauten und Mate-
rialien auskommt, und hin zu „Schrebergarten ähnli-
chen“ Strukturen, also Freizeitgärten ähnlich Wohn-

inhalt geäußert. Eine besondere Eilbedürftigkeit oder 
Dringlichkeit war den inhaltsgleichen Schreiben von 
Anfang September 2022 nicht zu entnehmen.

In einem anderen der in der Petitionsschrift aufge-
führten Verfahren hat die Staatsanwaltschaft das Ge-
such des Petenten von Anfang September 2022 an 
das gemäß § 147 Absatz 5 Satz 1 StPO zuständige 
Berufungsgericht weitergeleitet. Das Gericht hat dem 
Petenten daraufhin im Einklang mit § 147 StPO mit-
geteilt, er könne Akteneinsicht über seinen Verteidiger 
nehmen. 

In den beiden übrigen Verfahren sind Einsichtsgesu-
che des Petenten bislang nicht zu den Akten gelangt. 
Dabei handelt es sich zum einen um ein Ermittlungs-
verfahren gegen Unbekannt wegen Diebstahls zum 
Nachteil des Petenten. Das Verfahren wurde einge-
stellt, da der Täter nicht ermittelt werden konnte. Das 
Ministerium der Justiz und für Migration hat mitge-
teilt, dass die Staatsanwaltschaft gebeten wird, dem 
Petenten anlässlich der Petition Akteneinsicht zu ge-
währen. Zum anderen handelt es sich um ein noch 
nicht abgeschlossenes Ermittlungsverfahren. Die Ent-
scheidung der Staatsanwaltschaft, in diesem Verfah-
rensstadium Akteneinsicht zu verweigern, steht im Ein-
klang mit § 147 Absatz 2, Absatz 4 StPO und begeg-
net daher keinen Bedenken. 

Unzutreffend ist die Behauptung des Petenten, die 
Generalstaatsanwaltschaft habe über zwei von ihm 
mit Schreiben von Anfang April 2022 eingelegte Be-
schwerden noch nicht entschieden. Den Beschwerden 
wurde mit Bescheiden von Mitte bzw. Ende Juni 2022 
nicht stattgegeben. Die Beschwerdebescheide sollten 
dem Petenten bekanntgegeben werden, konnten je-
doch unter seiner Wohnanschrift nicht zugestellt wer-
den. Ein Versäumnis der Generalstaatsanwaltschaft ist 
bei dieser Sachlage nicht erkennbar.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird, nachdem dem Petenten in 
mehreren Verfahren Akteneinsicht gewährt 
wurde, teilweise für erledigt erklärt. Im 
Übrigen kann der Petition nicht abgeholfen 
werden. 

Berichterstatter: Cuny

6.  Petition 16/3213 betr. Gärten im Landschafs-
schutzgebiet

Die Petentin wendet sich mit weiteren als Unterzeich-
ner aufgeführten Petenten gegen die Kontrollen der 
unteren Naturschutzbehörde auf Gartengrundstücken 
in einem Landschaftsschutzgebiet. Sie wendet sich 
außerdem gegen die Aufforderung der Behörde, be-
stimmte bauliche Anlagen und Einrichtungen zurück-
zubauen bzw. zu entfernen. Hierbei wird die Vorgehens-
weise bei den behördlichen Anforderungen und deren 
rechtliche Notwendigkeit vor dem Hintergrund der 
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Landschaft verunstalten, die Natur schädigen oder den 
Naturgenuss beeinträchtigen. Dies gilt, auch wenn sie 
nicht ausdrücklich in Absatz 2 LSG-VO genannt sind.
Eine Genehmigung ist gemäß § 2 Absatz 3 LSG-VO 
zu erteilen, „wenn die in Abs. 2 genannten Änderun-
gen weder die Landschaft verunstalten noch die Natur 
schädigen oder den Naturgenuss beeinträchtigen. In 
anderen Fällen kann eine Ausnahme bewilligt werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die Genehmigung 
und die Ausnahmebewilligung können an Bedingun-
gen oder Auflagen geknüpft werden, welche Bauma-
terial, Farbgebung, Art des Pflanzens, Anpassung an 
die landschaftliche Umgebung und dgl. betreffen.“
Die im Landschaftsschutzgebiet vorgefundenen Gar-
tentypen sind nach Beurteilung der unteren Natur-
schutzbehörde jedoch mit dem Schutzzweck der Ver-
ordnung nicht vereinbar. Ansonsten würde das Land-
schaftsschutzgebiet seinen Charakter als hergebrachte 
Kulturlandschaft weitgehend verlieren, was sowohl 
naturschutzfachlich abzulehnen ist, als auch von ande-
ren erholungssuchenden Teilen der Bevölkerung bean-
standet wird. In dem Landschaftsschutzgebiet soll die 
dortige Landschaft mit ihren gebietstypischen Formen 
und Prägungen, mit noch natürlichen Landschaftsbe-
standteilen sowie der dortigen traditionellen Kultur-
landschaft erhalten werden, was gleichzeitig auch dem 
Schutz der örtlichen Tier- und Pflanzenarten dient. In 
dem Schutzgebiet, wie auch in anderen Landschafts-
schutzgebieten, wird besonderer Wert auf die weitge-
hende Freihaltung der Landschaft von Kleinbauten 
und Einfriedungen (besonders Sichtsperren) sowie 
von übermäßigen Geländeeingriffen gelegt.
Zahlreiche Einrichtungen oder Bauelemente können 
daher keine Genehmigung gemäß § 2 Absatz 2 LSG-
VO erhalten. Gegen kleinere Bauelemente wurde je-
doch nicht vorgegangen und bei einigen wurde ein 
Bestandsschutz festgestellt.
Kann eine Genehmigung nicht erteilt werden, kann 
gemäß § 2 Absatz 3 Satz 2 LSG-VO eine Ausnahme 
bewilligt werden, „wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt“. Nach der Rechtsprechung handelt es sich hier-
bei um das Instrument der Befreiung. Eine Befreiung 
von den Verbotsvorschriften kann gemäß § 67 Absatz 1 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) auf Antrag er-
teilt werden, wenn überwiegende öffentliche Belange 
die Befreiung erfordern (§ 67 Absatz 1 Nummer 1 
BNatSchG) oder der Vollzug der Bestimmung zu ei-
ner unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar 
ist (§ 67 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG). In diesem 
Fall liegen weder überwiegende öffentliche Belange 
vor, da es sich um private Anlagen usw. handelt, noch 
ist eine unzumutbare Belastung gegeben, da die 
Grundstücke in dem Rahmen nutzbar bleiben, den die 
Landschaftsschutzgebiets-Verordnung vorgibt. Auch 
die weitere Voraussetzung, dass es sich um einen so 
nicht vorhersehbaren und deshalb atypischen, singulä-
ren Fall handelt, ist nicht gegeben. Gebäude, Zäune, 
Terrassierungen usw. in der freien Landschaft sollen 
durch die Landschaftsschutzgebiets-Verordnung gera-
de vermieden werden, dies war durch den Normgeber 
so beabsichtigt (vgl. § 2 Absatz 2 LSG-VO). Die Nut-

hausgärten mit entsprechender Ausstattung und Ge-
staltung.

Das Grundstück der Petentin befindet sich im Land-
schaftsschutzgebiet. Die auf der Liste der Petenten 
(Unterschriftenliste) erkennbaren und zuordenbaren 
Unterschriften beziehen sich auf 13 Grundstücke im 
petitionsgegenständlichen Landschaftsschutzgebiet, bei 
denen neun der Petenten Eigentümer und vier Pächter 
sind. Zwei der Unterschriften sind Eigentümer eines 
Grundstückes, zu dem von der Behörde bislang kein 
Aufforderungsschreiben gefertigt wurde. Drei der Un-
terschriften sind nicht lesbar oder keinem dortigen 
Grundstück zuordenbar.

Rechtliche Würdigung:

Die Stadt hat mit der Sammelverordnung vom 10. No-
vember 1961 eine Reihe von Landschaftsschutzgebie-
ten ausgewiesen, darunter das petitionsgegenständliche 
Landschaftsschutzgebiet (§ 1 Absatz 1 Nummer 25 
LSG-VO). Die Verordnung wurde zuletzt am 14. No-
vember 2007 geändert. Die Landschaftsschutzgebiets-
Verordnung hat uneingeschränkte Gültigkeit.

Nach § 2 Absatz 1 LSG-VO dürfen im Landschafts-
schutzgebiet „Änderungen, welche die Landschaft 
verunstalten, die Natur schädigen oder den Naturge-
nuss beeinträchtigen, nicht vorgenommen werden.“ 
Gemäß § 2 Absatz 2 LSG-VO bedürfen „im Land-
schaftsschutzgebiet […] der Genehmigung:

1.  – ohne Rücksicht auf das Erfordernis einer bau-
rechtlichen Genehmigung oder Anzeige – das Er-
richten und Verändern von Bauwerken aller Art, 
auch von Wochenendhäusern, Jagdhütten, Verkaufs-
ständen, Feldscheunen, Garten- und Feldhäusern 
und unbedeutenden Gebäuden im Sinne von Art. 81 
der Bauordnung sowie von Stützmauern und Ein-
friedungen;

4.  sonstige Veränderungen der natürlichen Gelände-
form durch Sprengungen, Grabungen, Aufschüttun-
gen, Beseitigung von Felsen oder anderen charak-
teristischen Bestandteilen der Natur;

6.  das Beseitigen von Bäumen außerhalb des ge-
schlossenen Waldes und außerhalb von Gärten und 
Obstanlagen sowie das Roden von Hecken und Ge-
hölzen;“

Daneben sind weitere Tatbestände genannt, die der 
Genehmigung bedürfen.

Gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 1 LSG-VO bedürfen 
die im Landschaftsschutzgebiet errichteten Gartenhüt-
ten, Gartenhäuser, Tierställe, Gewächshäuser, Zäune 
usw. ausdrücklich der Genehmigung der unteren Na-
turschutzbehörde. Gelände-Terrassierungen benötigen 
nach § 2 Absatz 2 Nummer 4 LSG-VO eine Genehmi-
gung. Vegetations- und Biotopeingriffe unterfallen ge-
mäß § 2 Absatz 2 Nummer 6 LSG-VO der Genehmi-
gungspflicht. Auch Terrassenflächen oder sonstige 
Oberflächenversiegelungen und die Lagerung von 
Materialien, die nicht der zulässigen Grundstücksbe-
wirtschaftung dienen, stehen der Schutzbestimmung 
des § 2 Absatz 1 LSG-VO entgegen, wenn diese die 
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beispielsweise notwendige Unterlagen wie Bauskizze 
und Lageplan fehlten. Die fehlenden Unterlagen wur-
den auch auf Nachfrage nicht nachgereicht.
Die Petenten führen weiter an, dass die untere Natur-
schutzbehörde den Gartenbesitzerinnen und -besitzern 
nicht mitteilen konnte, auf welchen Regelungen die 
Beanstandungen beruhen und ihnen dazu auch keine 
Unterlagen zur Verfügung stellen konnten. Darüber 
hinaus seien die von der unteren Naturschutzbehörde 
vorgeschlagenen Alternativen zu den beanstandeten 
baulichen Anlagen nicht praktikabel.
Die zuständige Sachbearbeiterin an der unteren Na-
turschutzbehörde hat fast allen Betroffenen die Anfor-
derungen der Landschaftsschutzgebiets-Verordnung 
ausführlich telefonisch oder bei persönlichen Ge-
sprächen in der Behörde erläutert. In die Unterlagen 
(Landschaftsschutzgebiets-Verordnung, Akten, Pläne 
etc.) konnte Einsicht genommen werden. Es wurde 
auch über Alternativen bezüglich der zu entfernenden 
baulichen Anlagen oder Gegenstände auf den Flur-
stücken gesprochen und der vorhandene Ermessens-
spielraum genutzt. Hierbei ist allerdings zu betonen, 
dass sich im landschaftsgeschützten Bereich nicht aus 
allen gewünschten Nutzungen ein Anspruch auf ent-
sprechende bauliche Anlagen zur Unterbringung von 
Material, zum gärtnerischen Anbau oder zur allgemei-
nen Freizeitnutzung ableiten lässt. Bestimmte bauli-
che Anlagen und Nutzungen müssen im Schutzgebiet 
unterbleiben, was im Interesse der Schutzzwecke des 
Landschaftsschutzgebiets geboten und auch zumutbar 
ist. Im Einzelfall wurden bei den erfolgten Gesprä-
chen aber pragmatische Lösungen angestrebt. Die in 
der Petition vorgebrachten Beispiele bezüglich Alter-
nativlösungen sind allerdings aus dem Zusammen-
hang gerissen und nicht nachzuvollziehen. Hier ist für 
den Einzelfall jeweils der gesamte Sachverhalt zu be-
rücksichtigen.
Die Petentin führt weiter an, dass die Bescheide der 
unteren Naturschutzbehörde teilweise fehlerhaft sei-
en. So seien Bauwerke gerügt worden, die sich tat-
sächlich auf benachbarten Grundstücken befunden 
haben. Daneben sei in einem Schreiben eine Holz-
verkleidung oder ein Farbanstrich von Regentonnen 
gefordert worden, im gleichen Schreiben jedoch die 
Entfernung einer holzverkleideten Regentonne als un-
zulässiger Anbau bezeichnet worden.
In einem Fall wurde tatsächlich versehentlich ein 
Bauwerk auf einem Nachbargrundstück beanstandet: 
Der Sachverhalt konnte aber in einem Telefonat mit 
den Betroffenen geklärt werden. In einem anderen 
Fall wurde ein mit Holz verkleideter Wasserbehälter 
wegen seiner Größe und der Lage direkt an der Ge-
schirrhütte fälschlicherweise als dortiger Anbau ein-
gestuft. Jedoch wurde auch dieser Sachverhalt durch 
ein Schreiben der Pächter geklärt. Hierzu erging von 
der unteren Naturschutzbehörde anschließend folgen-
de Anforderung: „das Wasserfass ist nicht sichtbar so 
zu verstauen (zum Beispiel in der Geschirrhütte), dass 
es optisch nicht in Erscheinung tritt oder der Land-
schaft angepasst in braun zu streichen. Sofern eine 
solche landschaftsverträgliche Anpassung nicht mög-
lich sein sollte, ist es vom Grundstück zu entfernen.“ 

zung der Gärten als Freizeitgärten wie sie zum Bei-
spiel in Gartenhausgebieten vorkommen, wird durch 
die genannten Verbote gerade ausgeschlossen. Die Vor-
aussetzungen für eine Befreiung liegen daher nicht vor.
Vor diesem Hintergrund kann zum Vorgehen der Stadt 
und zu dem Vorbringen der Petenten im Einzelnen 
Folgendes ausgeführt werden:
Unter Berücksichtigung der Wahrung des Schutz-
zwecks des Landschaftsschutzgebiets wird gegen 
Einrichtungen oder kleinere Bauelemente, die mit 
geringen Anpassungs- oder Umbaumaßnahmen und 
angesichts des Umfangs noch tolerierbar sind, nicht 
vorgegangen. Insofern geht die Naturschutzbehörde 
bei der Forderung an die Grundstücksnutzerinnen und 
-nutzer mit Augenmaß vor und lässt Verhältnismäßig-
keit walten.
Bei (augenscheinlich) entsprechend alter Bausubstanz 
der baulichen Anlagen wurden großzügige Ermes-
sensentscheidungen im Hinblick auf die Anerkennung 
eines rechtlichen Altbestands (und somit Bestands-
schutzes) getroffen.
Bis zu einer gewissen Größe können Anlagen und 
Einrichtungen zur Bewirtschaftung der Grundstücke 
auf Antrag von der unteren Naturschutzbehörde ge-
nehmigt werden. Gegebenenfalls werden die Geneh-
migungen zur Wahrung der Schutzzwecke des Land-
schaftsschutzgebiets mit Bedingungen oder Auflagen 
verbunden.
Darüberhinausgehende Anlagen und Einrichtungen 
können nicht genehmigt werden, da sie die Landschaft 
verunstalten und den Naturgenuss beeinträchtigen. 
Bei größeren Anlagen werden die Grundstücksbesit-
zerinnen und -besitzer nach erfolgter Kontrolle mit 
Anschreiben über die Feststellungen und rechtlichen 
Anforderungen aufgeklärt und bekommen die Mög-
lichkeit, innerhalb angemessener Fristen freiwillig die 
Missstände zu beseitigen. Verwaltungsrechtliche An-
ordnungen (Rückbau-Anordnungen) sind bislang in 
keinem der Fälle ergangen. Bei der Überprüfungsakti-
on ergab sich beim weit überwiegenden Teil der ange-
schriebenen Grundstücksbesitzerinnen und -besitzer 
ein kooperativer sachlicher Rücklauf. In den meisten 
Fällen erfolgten ein freiwilliger Rückbau bzw. eine 
Reduzierung auf das im Schutzgebiet zulässige Maß.
Die Petentin gibt an, dass die untere Naturschutzbe-
hörde bei ihrem Vorgehen gegen die Missstände bei 
den Gartenbesitzerinnen und -besitzern grundsätzlich 
annehme, dass sie nicht über Baugenehmigungen ver-
fügten. Diese müssten sodann die ihnen vorliegenden 
Genehmigungen vorlegen und damit die Rechtmäßig-
keit der beanstandeten Anlagen belegen.
Die untere Naturschutzbehörde verfügt über baurecht-
liche Genehmigungen in ihrem Archiv. Die vorhan-
denen Genehmigungen wurden den Eigentümerinnen 
und Eigentümern in den Schreiben der Naturschutz-
behörde mitgeteilt. Der Naturschutzbehörde wurden 
durch die Grundstückseigentümerinnen und -eigen-
tümer daraufhin teilweise Genehmigungen anderer 
Ämter vorgelegt, welche jedoch im Hinblick auf vor 
Ort festgestellte Bauten nicht vollständig waren, da 
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Die Prüfung der Petition ergab das Folgende:

1. Sachverhalt

Der Petent ist Eigentümer einer Erdgeschosswohnung 
auf einem Wohngrundstück, das mit vier Mehrfami-
lienhäusern bebaut ist. Das Grundstück liegt innerhalb 
des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans aus dem 
Jahr 2012, der als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt 
wurde. Der Bebauungsplan sieht gemäß Ziffer 5.2 des 
Textteils zu den planungsrechtlichen Festsetzungen 
vor, dass Gerätehütten, auch verfahrensfreie Hütten, 
ausdrücklich nicht in den Flächen für Nebenanlagen 
zulässig sind.
Die Mehrfamilienhäuser wurden von einem Bauträger 
errichtet und als Eigentumswohnungen veräußert. Die 
Wohnungen wurden nach der Fertigstellung im Jahr 
2014 bezogen. 
Im Oktober 2014 wurde durch die zuständige untere 
Baurechtsbehörde beim Landratsamt festgestellt, dass 
in acht der Gärten der Mehrfamilienhäuser unzuläs-
sigerweise Gerätehütten errichtet wurden. Das Land-
ratsamt schrieb daraufhin zunächst den Bauträger an, 
der mit Schreiben vom 20. Oktober 2014 darauf hin-
gewiesen wurde, dass Gerätehütten, auch wenn diese 
verfahrensfrei sind, aufgrund der Festsetzungen im 
Bebauungsplan nicht zulässig sind. Weiter wurde der 
Bauträger darauf hingewiesen, dass auch keine ent-
sprechenden Befreiungen vorliegen, weshalb die Hüt-
ten wieder zu entfernen seien. 
Der Bauträger nahm seinerseits mit Schreiben vom 
20. November 2014 Kontakt mit der Stadt auf und bat 
um eine entsprechende Befreiung von den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans für die Gerätehütten. Da die 
zuständige untere Baurechtsbehörde hierfür keine Be-
freiung in Aussicht stellen konnte, wurde eine Ände-
rung des Bebauungsplans vorgeschlagen, um Geräte-
hütten aus Holz bis zu einem umbauten Raum von 
sechs Kubikmetern zuzulassen. Der Vorschlag der Ver-
waltung wurde in der Sitzung des Gemeinderats vom 
12. Februar 2015 jedoch mit großer Mehrheit abge-
lehnt.
Das Landratsamt schrieb daraufhin mit Schreiben 
vom 23. März 2015 die acht Eigentümer, darunter auch 
den Petenten, an und informierte diese darüber, dass 
der für das Wohngrundstück maßgebliche Bebauungs-
plan keine Gerätehütten, auch keine, die nach den Re-
gelungen der Landesbauordnung (LBO) verfahrens-
frei sind, zulässt. Die Eigentümer wurden daher gebe-
ten, die Hütten bis zum 30. Juni 2015 zu entfernen. 
Nachdem eine Baukontrolle ergab, dass u. a. die Hütte 
des Petenten nicht innerhalb der genannten Frist ent-
fernt wurde, forderte das Landratsamt die entspre-
chenden Eigentümer mit Schreiben vom 23. Juli 2015 
nochmals zur Beseitigung der Hütte auf. Gleichzeitig 
wurde die Möglichkeit eingeräumt, sich im Hinblick 
auf eine förmliche Anordnung zu äußern. Auf diese 
Schreiben hat der Petent gegenüber dem Landratsamt 
nicht reagiert und auch die Hütte nicht innerhalb der 
gesetzten Frist entfernt. 

Eine Verkleidung des großen Wasserbehältnisses mit 
Holz wurde nicht vorgeschlagen und kann auch nicht 
geduldet werden, da dies wie ein Anbau oder Baukör-
per wirkt. Mit den Bestimmungen der Landschafts-
schutzgebiets-Verordnung wäre dies vereinbar. Weite-
re sachlich unzutreffende Angaben in den Anschreiben 
an die Betroffenen konnten nicht festgestellt werden.
Das Vorgehen der unteren Naturschutzbehörde ver-
stößt nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, da 
sie bereits in früheren Jahren in verschiedenen Land-
schaftsschutzgebieten im Stadtgebiet in vergleichba-
ren Fällen eingeschritten ist und Beseitigungsanord-
nungen erlassen hat. Die untere Naturschutzbehörde 
überprüft somit im Rahmen eines systematischen Vor-
gehens, ob beispielsweise unerlaubte bauliche Anla-
gen oder Gegenstände, die keinen Bestandschutz ge-
nießen, beseitigt werden müssen.
Das weitere Vorgehen der unteren Naturschutzbehör-
de bei illegaler Bebauung bzw. Veränderung im Land-
schaftsschutzgebiet stellt sich folgendermaßen dar:
Ein Vorgehen per verwaltungsrechtlicher Anordnung 
gegen die Verursacher muss in den Fällen erfolgen, 
in denen ungenehmigte und nicht genehmigungsfähi-
ge Bauwerke und Veränderungen weder unter einen 
rechtlichen Altbestandsschutz fallen, noch im Einzel-
fall duldungsfähig sind und bei denen kein freiwilli-
ger Rückbau oder eine notwendige Anpassung erfolgt.
Auch wenn die Erstfeststellung bzw. das Anschreiben 
und die Kontaktaufnahme in dem Landschaftsschutz-
gebiet durch die untere Naturschutzbehörde erfolgte, 
so wird sich im weiteren Weg des formalen, verwal-
tungsrechtlichen Vorgehens eine Zweiteilung ergeben. 
Neben der unteren Naturschutzbehörde wird abhän-
gig vom Gegenstand der Beanstandung auch die Bau-
rechtsbehörde tätig werden.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Epple

7.  Petition 16/4978 betr. Bausache, Abriss von Ge-
rätehütten

Der Petent wendet sich gegen die Anordnung zur voll-
ständigen Beseitigung der von ihm errichteten Gerä-
tehütte, da die Errichtung einer solchen Gerätehütte 
bis neun Kubikmeter explizit in der notariell beurkun-
deten Teilungserklärung erlaubt wurde und der Petent 
daher in dem guten Glauben war, dass die Errichtung 
der Gerätehütte gestattet sei. Erst im Nachhinein habe 
er erfahren, dass dies laut den Festsetzungen des Be-
bauungsplans nicht zulässig sei. 
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Die Errichtung der Gartenhütte mit neun Kubikmetern 
Rauminhalt im Innenbereich ist zwar verfahrensfrei 
gemäß § 50 Absatz 1 in Verbindung mit Nummer 1a 
des Anhangs der LBO. Nach § 50 Absatz 5 Satz 1 
LBO müssen jedoch auch verfahrensfreie Vorhaben 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. 

Die Gartenhütte des Petenten wurde materiell bau-
rechtswidrig errichtet, da sie gegen die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans und damit gegen öffentlich-
rechtliche Vorschriften verstößt. Gerätehütten, auch 
verfahrensfreie Hütten, sind nach Ziffer 5.2 der text-
lichen Festsetzungen nämlich ausdrücklich nicht zu-
gelassen. Eine Befreiung von dieser Festsetzung nach 
§ 31 Absatz 2 BauGB kann nicht erteilt werden, da 
hierdurch die Grundzüge der Planung berührt würden. 
Die Stadt hat im Bebauungsplan ausdrücklich und 
eindeutig diese Festsetzung getroffen, weshalb es sich 
um eine Grundkonzeption des Bebauungsplans han-
delt. Die Gerätehütte ist daher nicht zulässig errichtet 
worden und verstößt somit gegen öffentlich-rechtliche 
Vorschriften. 

Die untere Baurechtsbehörde hatte daher im Rahmen 
ihres Ermessens nach § 65 Absatz 1 Satz 1 LBO die 
Anordnung der Beseitigung der Gerätehütten zu prü-
fen.

Ein Ermessensfehler bei der Anordnung der Beseiti-
gung der Gerätehütten ist vorliegend nicht festzustel-
len. Die Anordnung ist geeignet, erforderlich und an-
gemessen, den baurechtswidrigen Zustand auf dem 
Grundstück zu beseitigen und den Planungswillen der 
Stadt durchzusetzen, da eine nachträgliche Zulassung 
der Gerätehütte ausscheidet, beziehungsweise der Ge-
meinderat bereits zweimal entschieden hat, an dem 
bestehenden Bebauungsplan festzuhalten, sodass nicht 
ersichtlich ist, dass auch auf andere Weise rechtmäßi-
ge Zustände hergestellt werden können. Auch sind 
keine weniger einschneidenden Maßnahmen ersicht-
lich, die ebenfalls zu einer Herstellung baurechtmäßi-
ger Zustände führen würden, als die Beseitigung der 
Gerätehütten. Das Interesse an dem Erhalt der Geräte-
hütte zur Unterbringung von Gegenständen zur Gar-
tenpflege ist subjektiv nachvollziehbar, es muss je-
doch gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Be-
seitigung und der damit verbundenen Beachtung der 
Regelungen des Bebauungsplans zurücktreten. Zudem 
würde bei einer Duldung der Gerätehütte ein negati-
ver Präzedenzfall geschaffen, auf den sich weitere Ei-
gentümer in dem Plangebiet berufen könnten bzw. 
würden die Eigentümer, die bereits ihre Gerätehütte 
zurückgebaut haben, benachteiligt werden. Vom Er-
lass der Anordnung zur Beseitigung der Gerätehütte 
konnte daher nicht abgesehen werden. 

Sofern der Petent vorträgt, anhand der Teilungserklä-
rung in dem guten Glauben gewesen zu sein, dass 
eine solche Gerätehütte errichtet werden könne, geht 
dies fehl, da es sich bei einer Teilungserklärung um 
eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung 
gegenüber dem Grundbuchamt handelt und dies kei-
nen Einfluss auf das Bauplanungsrecht hat. Zudem 
steht in der zweiten Hälfte des vom Petenten zitierten 
Satzes der Teilungserklärung, dass „die gesetzlichen 
Grenzabstände sowie alle behördlichen Auflagen […] 

Somit ordnete das Landratsamt u. a. gegenüber dem 
Petenten mit Schreiben vom 9. Oktober 2015 die voll-
ständige Entfernung der Gerätehütten binnen zwei 
Monaten nach Bestandskraft der Entscheidung förm-
lich an. Gegen diese Entscheidung erhoben mehrere 
Eigentümer, u. a. der Petent, Widerspruch. Da das 
Landratsamt den Widersprüchen nicht abhelfen konn-
te, wurden diese dem Regierungspräsidium zur Ent-
scheidung vorgelegt.
Das Regierungspräsidium als Widerspruchsbehörde 
signalisierte den Widerspruchsführern 2019, dass de-
ren Widersprüche aufgrund der Sach- und Rechtslage 
nicht abgeholfen werden könne. Die Widerspruchs-
führer führten daraufhin zwei weitere Gespräche mit 
der Stadtverwaltung mit dem Ziel, erneut im Gemein-
derat wegen einer Änderung des Bebauungsplans vor-
stellig zu werden. Der Ältestenrat der Stadt hat sich 
daher in der Sitzung am 21. November 2019 erneut 
mit dem Anliegen befasst und erneut eine Änderung 
des Bebauungsplans abgelehnt.
Mit Bescheid vom 19. Mai 2020 wies das Regierungs-
präsidium die Widersprüche zurück. Da keine Rechts-
mittel gegen diese Entscheidungen eingelegt wurden, 
erlangten die Anordnungen des Landratsamts vom  
9. Oktober 2015 Bestandskraft. Mit Schreiben vom 
22. September 2020 wurde daher u. a. der Petent zum 
Abbruch der Gartenhütte bis zum 31. Oktober 2020 
aufgefordert.
Die Stadtverwaltung hat mit Schreiben vom 19. Okto-
ber 2020 u. a. den Petenten erneut darüber informiert, 
dass außerhalb des Baufensters des Bebauungsplans 
nur Nebenanlagen zulässig sind, die keine baulichen 
Anlagen im Sinne von § 2 LBO sind. 
Der Petent trägt mit der Petition nun vor, dass er sich 
ungerecht behandelt fühlt und verweist hierbei auf die 
Teilungserklärung seines Wohngrundstücks vom 17. De-
zember 2012, wonach genehmigungsfreie Gerätehüt-
ten bzw. Gartenhäuser bis zu neun Kubikmeter zuläs-
sig seien.
Der Petition lag eine Unterschriftenliste von vier wei-
teren betroffenen Eigentümern bei. Nach Auskunft 
des Landratsamts haben inzwischen zwei der Eigentü-
mer die Beseitigung der Gerätehütten gegenüber dem 
Landratsamt angezeigt.

2. Beurteilung, insbesondere rechtliche Würdigung

Nach § 65 Absatz 1 Satz 1 LBO kann der teilweise 
oder vollständige Abbruch einer Anlage, die im Wi-
derspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften er-
richtet wurde, angeordnet werden, wenn nicht auf an-
dere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt werden 
können. Eine solche Rückbauverfügung setzt mit 
Rücksicht auf den durch Artikel 14 Grundgesetz ge-
währleisteten Bestandsschutz voraus, dass die betref-
fende bauliche Anlage nicht durch eine Baugenehmi-
gung bzw. einen Zulassungsbescheid – bei der Geräte-
hütte handelt es sich um eine aus bauordnungsrechtli-
cher Sicht verfahrensfreie Maßnahme, die der Ertei-
lung einer planungsrechtlichen Befreiung bedarf – ge-
deckt ist und seit ihrer Errichtung fortlaufend gegen 
materielle öffentlich-rechtliche Vorschriften verstößt.
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8.  Petition 17/1210 betr. Feststellung des Pflegegra-
des, Beschwerde über die AOK und den Pflege-
dienst

Der Petent begehrt die Höherstufung von Pflegegrad 2 
nach Pflegegrad 3 in der sozialen Pflegeversicherung 
und verbindet dieses Begehren mit einer Beschwerde 
über die AOK Baden-Württemberg sowie über einen 
Pflegedienst, der seinen Sitz in der Nähe des Wohn-
ortes des Petenten hat.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Der Petent ist bei der AOK Baden-Württemberg kran-
ken- und pflegeversichert. Er bezieht seit dem 1. Juni 
2016 Leistungen aus der Pflegeversicherung. Auf 
Grundlage des medizinischen Gutachtens des Medizi-
nischen Dienstes Baden-Württemberg (MD) vom  
21. Juli 2016 wurde er seinerzeit in die Pflegestufe 1 
eingestuft und nach Inkrafttreten des Pflegestärkungs-
gesetzes II zum 1. Januar 2017 in Pflegegrad 2 über-
geleitet.

In der Folge stellte der Petent bei der AOK Baden-
Württemberg regelmäßig und in kurzen Abständen bis 
zum 5. Februar 2021 insgesamt neun Höherstufungs-
anträge. Nach dem Höherstufungsantrag vom 5. Feb-
ruar 2021 wurde der Petent mit Bescheid der AOK 
Baden-Württemberg vom 25. Februar 2021 ab dem  
1. Februar 2021 in den Pflegegrad 3 eingestuft. Die 
Begutachtung erfolgte seinerzeit am 23. Februar 2021 
aufgrund der Coronapandemie nicht durch einen 
Hausbesuch, sondern mittels telefonischem Interview. 
Die Festlegung des Pflegerades 3 wurde vom MD auf 
Basis der telefonisch dargestellten Informationen des 
Petenten und dessen Angehörigen vorgenommen. 

Am 3. Januar 2022 stellte der Petent einen erneuten 
Höherstufungsantrag woraufhin am 16. Februar 2022 
eine Begutachtung im häuslichen Umfeld erfolgte. 
Die AOK Baden-Württemberg hat in ihrer Stellung-
nahme gegenüber dem Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Integration mitgeteilt, dass der Gutach-
ter des MD durch die persönliche Inaugenscheinnah-
me zu dem Ergebnis kam, dass die vorhandenen Fä-
higkeitseinschränkungen lediglich im Umfang des 
Pflegegrades 2 vorlägen. Gemäß dem Gutachten des 
MD sei der Petent in der Lage, sich selbstständig in 
der Wohnung fortzubewegen. Darüber hinaus führe 
der Petent hauswirtschaftliche Besorgungen selbst-
ständig durch. Entweder bediene er sich hierzu seines 
elektrischen Rollstuhls oder seines Kraftfahrzeuges 
oder gehe zu Fuß mit Unterstützung eines Rollators. 
Somit ergab sich insbesondere in den Bereichen kog-
nitive Fähigkeiten und der Selbstversorgung eine 
deutlich höhere Selbstständigkeit als im Vorgutachten 
aufgrund der Einschätzung nach den telefonisch über-
mittelten Angaben berücksichtigt. Vor diesem Hinter-
grund wurde die Einstufung in Pflegegrad 3 mit Be-
scheid der AOK Baden-Württemberg vom 3. März 
2022 zum 31. März 2022 aufgehoben und ab dem  
1. April 2022 der Pflegegrad 2 zuerkannt.

Der Petent legte am 9. März 2022 fristgerecht Wider-
spruch gegen den Bescheid der AOK Baden-Würt-

einzuhalten bzw. zu erfüllen [sind]“. Es wäre dem 
Petenten folglich zuzumuten gewesen, sich vor der 
Errichtung der Gerätehütte über das bestehende Bau-
recht oder „behördliche Auflagen“ bei der zuständi-
gen unteren Baurechtsbehörde kundig zu machen. Da 
dies unterblieben ist, hat er die Gerätehütte auf eige-
nes Risiko errichtet. 
Zu der Frage des Petenten, weshalb gerade bei die-
sem Bebauungsplan keine Gerätehütten, hingegen in 
unmittelbarer Umgebung Gerätehütten zulässig seien, 
wird auf die kommunale Planungshoheit der Städ-
te und Gemeinden verwiesen. Denn die Aufstellung 
und Änderung von Bauleitplänen – dazu zählen der 
Flächennutzungsplan sowie die Bebauungspläne – ge-
hört zu den nach Artikel 28 Grundgesetz garantier-
ten Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinde. Dies 
bedeutet, dass die Gemeinden – vertreten durch den 
von der Bürgerschaft gewählten Gemeinderat – die 
städtebauliche Entwicklung in ihrem Gemeindegebiet 
im Rahmen der zu beachtenden Rechtsvorschriften 
selbst bestimmen. Welche Inhalte sie letztlich in ihren 
Bauleitplänen darstellen beziehungsweise festsetzen, 
entscheiden sie im Rahmen der Abwägung nach § 1 
Absatz 7 BauGB bei der Aufstellung des Flächennut-
zungsplans und der Bebauungspläne in eigener Ver-
antwortung.
Auf das Vorbringen des Petenten, dass die Stadt bei 
Boxen, Spielhäusern etc. bis zwei Kubikmeter Raum-
inhalt und 1,50 Meter Höhe keine Bedenken sieht, 
kann dem Petenten hier nur anheimgestellt werden, 
sofern er die Aufstellung einer solchen Box oder Spiel-
hauses beabsichtigt, dies mit dem Landratsamt als zu-
ständige untere Baurechtsbehörde zu besprechen. 

3. Ergebnis

Nach einem Vororttermin einer Kommission des Peti-
tionsausschusses im November 2021 hat die Stadtver-
waltung dem Gemeinderat nochmals das Anliegen des 
Petenten zum Erhalt der Gerätehütten und damit ver-
bunden einer möglichen Änderung des Bebauungs-
plans zur Beratung vorgelegt.
Die Beratung ist im Technischen Ausschuss am 1. De-
zember 2022 erfolgt.
Das unveränderte und eindeutige Meinungsbild des 
Gremiums war, dass dem Wunsch des Petenten nicht 
gefolgt werden und insbesondere keine Änderung 
des Bebauungsplans vorgenommen werden soll. Eine 
weitere Beratung und Entscheidung soll nicht mehr 
erfolgen.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple
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nem offensichtlichen und groben Rechtsverstoß ist ein 
Tätigwerden der Aufsichtsbehörde angezeigt. 
Der Gesetzgeber hat den MD ausdrücklich als un-
abhängigen Begutachtungs- und Beratungsdienst der 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung ein-
gerichtet und mit den erforderlichen Rechten und 
Pflichten ausgestattet. Bei der Bewertung der Voraus-
setzungen der Pflegebedürftigkeit können die Gutach-
terinnen und Gutachter des MD trotz ihrer fachlichen 
Unabhängigkeit nicht willkürlich handeln, da sie an 
die rechtlichen Vorgaben aus dem SGB XI sowie an 
die Begutachtungs-Richtlinien des GKV-Spitzenver-
bandes zur Begutachtung von Pflegebedürftigkeit 
nach dem SGB XI gebunden sind. 
Der MD hat im Rahmen seiner Tätigkeit keine leis-
tungsrechtliche Entscheidungskompetenz. Das MD-
Gutachten dient der Kasse lediglich als Arbeits- und 
Orientierungsgrundlage für die Entscheidung über die 
beantragte Leistung. Das Begutachtungsergebnis ist 
separat nicht anfechtbar, da es sich um ein verwal-
tungsinternes Verfahren im Auftrag der Pflegekasse 
handelt. Gegen den Verwaltungsakt auf der Basis des 
Begutachtungsergebnisses besteht hingegen die Mög-
lichkeit, Widerspruch einzulegen und nachfolgend 
auch den Rechtsweg zu beschreiten.
Eine rechtsaufsichtliche Beanstandung der MD-Be-
gutachtung kommt nur in Betracht, wenn sie offen-
sichtlich rechtsfehlerhaft durchgeführt wurde. Im Rah-
men einer Aufsichtsbeschwerde kann allenfalls sum-
marisch geprüft werden, ob der MD bei einer Leis-
tungsbegutachtung gegen für ihn geltendes Recht, 
insbesondere die Begutachtungsrichtlinien verstoßen 
hat. Der Pflegegrad wird mithilfe eines pflegefachlich 
begründeten Begutachtungsinstruments ermittelt. Im 
Mittelpunkt steht dabei, wie selbstständig jemand sei-
nen Alltag bewältigen kann. Die fünf Pflegegrade sind 
abgestuft von geringen Beeinträchtigungen der Selbst-
ständigkeit oder der Fähigkeiten (Pflegegrad 1) bis zu 
schwersten Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit 
oder Fähigkeiten, die mit besonderen Anforderungen 
an die pflegerische Versorgung einhergehen (Pflege-
grad 5). Alle Pflegebedürftigen haben dadurch einen 
gleichberechtigten Zugang zu Pflegeleistungen unab-
hängig davon, ob der Pflegebedarf durch körperliche, 
kognitive oder geistige Ursachen entsteht. Nach der 
Sachverhaltsschilderung sind diese Kriterien beim Pe-
tenten alle berücksichtigt worden.
Eine dezidierte Überprüfung medizinischer Sachver-
halte ist dagegen ausgeschlossen. Eine umfängliche 
Überprüfung des Ergebnisses einer MD-Begutachtung 
und einer darauf gestützten Entscheidung der Pflege-
kasse bleibt demgegenüber dem sozialgerichtlichen 
Klageverfahren vorbehalten. Das Gericht kann – an-
ders als die Aufsicht – auch eine weitere medizinische 
Begutachtung in Auftrag geben.
Bei der gegebenen Sach- und Rechtslage ist die Ver-
fahrensweise des MD Baden-Württemberg und der 
AOK Baden-Württemberg rechtsaufsichtsrechtlich 
nicht zu beanstanden.
Die Pflegekasse des Petenten ist nach § 12 SGB XI 
für die Sicherstellung der pflegerischen Versorgung 

temberg ein. Daraufhin erfolgte im Auftrag der AOK 
Baden-Württemberg eine erneute Begutachtung durch 
den MD. Auch bei der Widerspruchsbegutachtung 
am 5. April 2022 wurde durch den MD lediglich das 
Vorliegen des Pflegegrades 2 festgestellt. Der Wider-
spruch wurde daher abgelehnt. Der Rechtsweg wur-
de seitens des Petenten nicht beschritten. Stattdessen 
wurde unmittelbar am 14. April 2022 ein erneuter Hö-
herstufungsantrag bei der AOK Baden-Württemberg 
gestellt, der nach einer Begutachtung im häuslichen 
Umfeld am 27. Mai 2022 mit Bescheid vom 30. Mai 
2022 erneut abgelehnt wurde. Ein Widerspruch wurde 
nicht erhoben.

Am 1. August 2022 erfolgte ein weiterer Höherstu-
fungsantrag. Bei der persönlichen Begutachtung am 
19. September 2022 wurde erneut nur der Pflegegrad 2 
festgestellt. Der Höherstufungsantrag wurde daher 
mit Bescheid vom 21. September 2022 abgelehnt. Da-
gegen legte der Petent am 8. Oktober 2022 Wider-
spruch ein, und es wurde eine Widerspruchsbegutach-
tung durch den MD beauftragt. Diese hat bislang noch 
nicht stattgefunden. Das Widerspruchsverfahren ist 
noch anhängig.

Darüber hinaus gibt der Petent an, dass der nahelie-
gende Pflegedienst ihn nicht als Kunden aufnehmen 
möchte. 

Rechtliche Würdigung:

Die Pflegekassen haben nach § 18 Absatz 1 Satz 1 So-
zialgesetzbuch (SGB) XI den MD oder einen anderen 
unabhängigen Gutachter mit der Prüfung zu beauftra-
gen, ob die Voraussetzungen der Pflegebedürftigkeit 
erfüllt sind und welcher Pflegegrad vorliegt. 

Der MD untersteht nach § 281 Absatz 3 Satz 1 SGB V 
der Aufsicht der für die Sozialversicherung zuständi-
gen obersten Verwaltungsbehörde des Landes, in dem 
er seinen Sitz hat. Nach § 281 Absatz 3 Satz 2 SGB V 
in Verbindung mit § 87 Absatz 1 Satz 2 SGB IV ist die 
Aufsicht auf die Rechtskontrolle beschränkt. Sie dient 
der Rechtswahrung und der Überwachung der Ge-
setzmäßigkeit. Ein Eingriffsrecht steht der Aufsichts-
behörde im Rahmen der Rechtsaufsicht nur zu, wenn 
der MD gesetzeswidrig handelt oder gesetzeswidriges 
Handeln zu befürchten ist. Die Zweckmäßigkeit von 
Entscheidungen ist der Einflussnahme der Aufsichts-
behörde entzogen.

Daneben ist im Rahmen der Rechtsaufsicht die ärztli-
che Unabhängigkeit und die Schweigepflicht in medi-
zinischen Fragen zu beachten. Die Gutachterinnen und 
Gutachter üben ihre medizinischen Aufgaben nach den 
Regeln ihres Berufsstandes aus. Sie sind nach § 275 
Absatz 5 SGB V und § 18 Absatz 3a SGB XI nicht 
weisungsgebunden und nur ihrem ärztlichen Gewis-
sen unterworfen. Seitens der Aufsicht können daher 
die vom MD getroffenen Feststellungen in aller Regel 
nicht beanstandet werden, da nach § 281 Absatz 3 
SGB V in Verbindung mit § 275 Absatz 5 SGB V die 
von den ärztlichen Gutachterinnen und Gutachter des 
MD getroffenen Entscheidungen einer rechtsaufsicht-
lichen Überprüfung entzogen sind. Allenfalls bei ei-
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Mit Schreiben vom 3. August 2022 wurde dem Pe-
tenten das Ergebnis im Leitthema „Kriminalitätsbe-
kämpfung“ und das Nichterreichen der Leistungsan-
forderungen bekanntgegeben sowie die Möglichkeit 
eröffnet, eine weitere Klausurarbeit im Leitthema 
„Kriminalitätsbekämpfung“ zu absolvieren. Der Pe-
tent bearbeitete daher am 13. September 2022 eine 
weitere Klausurarbeit im Leitthema „Kriminalitätsbe-
kämpfung“. Diese Klausurarbeit wurde entsprechend 
den Vorgaben für Wiederholungsklausuren von unter-
schiedlichen Dozierenden der Hochschule für Polizei 
Baden-Württemberg unabhängig voneinander bewer-
tet. Die erste Bewertung lag bei 4,50; die zweite Be-
wertung bei 4,00. Der Mittelwert der beiden Bewer-
tungen beträgt 4,25; das gezeigte Leistungsniveau war 
damit erneut nicht ausreichend.
Dem Petenten wurde in der Folge am 27. September 
2022 bekanntgegeben, dass er das Ausbildungsziel 
nicht mehr erreichen kann, da aufgrund der ausbil-
dungsrechtlichen Bestimmungen das Ziel des Ausbil-
dungsabschnitts „Basiskurs“ nicht erreicht wurde. 
Das Beamtenverhältnis des Petenten auf Widerruf en-
dete in der Folge kraft Gesetz mit Ablauf des 27. Sep-
tember 2022.
Der Petent hat die Entlassung kraft Gesetzes nicht an-
gefochten. Auch mit seiner Petition vom 19. Oktober 
2022 wendet er sich nicht gegen die Entlassung. Er 
begehrt die Wiederholung der Ausbildung im mittle-
ren Polizeivollzugsdienst oder die Möglichkeit, bei ei-
ner erneuten Bewerbung bei der Polizei Baden-Würt-
temberg berücksichtigt zu werden bzw. einen entspre-
chenden Vorschlag des Petitionsausschusses.

Bewertung:

Der Petent wurde rechtmäßig kraft Gesetzes aus dem 
Vorbereitungsdienst entlassen, da das Ziel des Ausbil-
dungsabschnitts „Basiskurs“ endgültig nicht erreicht 
wurde und eine Wiederholung nicht mehr zulässig ist. 

Im Einzelnen:

Da der Beginn des Vorbereitungsdienstes des Petenten 
zeitlich vor dem 1. September 2022 lag, ist für den 
Petenten die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
den mittleren Polizeivollzugsdienst vom 11. Februar 
2016 in der zuletzt geltenden Fassung (APrO-mPVD 
a. F.) anzuwenden (vgl. § 51 Absatz 1 Satz 1 APrO-
mPVD).
Der Petent erfüllte nicht die nach § 15 Satz 1 APrO-
mPVD a. F. erforderlichen Leistungsanforderungen im 
Basiskurs. § 15 Satz 1 APrO-mPVD a. F. lautet wie 
folgt:
„Das Ziel des Basiskurses ist erreicht, wenn in jedem 
Leitthema die Mittelwerte der Klausurarbeitsnoten 
nach § 14 Absatz 3 und die Note der praktisch-münd-
lichen Leistungskontrolle nach § 14 Absatz 4 jeweils 
nicht schlechter als 4,00 bewertet wurden, die Min-
destleistungen in den sonstigen Leistungskontrollen 
der Fächergruppe Einsatztraining und Sport sowie im 
Unterrichtsfach Informations- und Kommunikations-
technik nach der Richtlinie zur Leistungsbewertung 

verantwortlich. Sollte ein zugelassener ambulanter 
Pflegedienst mit Versorgungsvertrag nach § 72 SGB 
XI Klienten beispielsweise aufgrund nicht vorhande-
ner Kapazitätsgründen nicht annehmen, so ist dies im 
Rahmen seines unternehmerischen freien Handelns 
möglich. 

Entsprechend der Sach- und Rechtslage wird dem 
Petenten angeraten, das anhängige Widerspruchsver-
fahren, bei dem gemäß § 48 SGB X auch eine rück-
wirkende Erhöhung des Pflegegrades ab dem Zeit-
punkt der Veränderung der Verhältnisse möglich ist, 
abzuwarten. Es steht dem Petenten danach frei, gege-
benenfalls eine gerichtliche Klärung herbeizuführen, 
falls die Widerspruchsbegutachtung weiterhin zu kei-
nem anderen Ergebnis führen sollte und gegebenen-
falls auch im Vorverfahren durch den Widerspruchs-
ausschuss der Krankenkasse dem Widerspruch nicht 
abgeholfen werden kann.

Nachdem die AOK Baden-Württemberg für die Si-
cherstellung der pflegerischen Versorgung verantwort-
lich ist, wird dem Petenten angeraten, bei der AOK 
Baden-Württemberg eine Pflegeberatung nach § 7a SGB 
XI durchzuführen und im Zuge der Erstellung eines 
Versorgungsplanes auch die Frage der Inanspruchnah-
me ambulanter Pflegedienste zu klären. 

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Epple

9.  Petition 17/1600 betr. Ausbildung bei der Lan-
despolizei

Der Petent begehrt die Wiederholung der Ausbildung 
im mittleren Polizeivollzugsdienst oder die Einräu-
mung der Möglichkeit, bei einer erneuten Bewerbung 
bei der Polizei Baden-Württemberg berücksichtigt zu 
werden.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Der Petent wurde mit Wirkung zum 1. September 
2021 in den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des 
mittleren Polizeivollzugsdienstes eingestellt. Eben-
falls zum 1. September 2021 erfolgte die Ernennung 
zum Beamten auf Widerruf.

Im Rahmen des Basiskurses an der Hochschule für 
Polizei Baden-Württemberg (HfPolBW) bearbeitete 
der Petent unter anderem die zwei Klausurarbeiten 
betreffend das Leitthema „Kriminalitätsbekämpfung“. 
Die erste Klausurarbeit des Petenten im Leitthema 
„Kriminalitätsbekämpfung“ wurde mit der Note 4,00, 
die zweite mit der Note 4,50 bewertet. Der Mittelwert 
der Klausurarbeitsnoten im Leitthema „Kriminalitäts-
bekämpfung“ wurde somit mit 4,25 bewertet; die er-
forderliche Mindestnote von 4,00 wurde daher vom 
Petenten nicht erreicht.
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verfassungsrechtlich vorgegebene Grundsatz der Gleich-
behandlung beim Zugang zu öffentlichen Ämtern ent-
gegen.

Auch eine erneute Einstellung des Petenten in den 
Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des mittleren 
Polizeivollzugsdienstes wäre rechtlich nicht zulässig. 

Sollte sich der Petent erneut für den mittleren Polizei-
vollzugsdienst bewerben, so wäre die APrO-mPVD 
in aktueller Fassung zu berücksichtigen. Eine Ein-
stellung in den Vorbereitungsdienst setzt danach unter 
anderem grundsätzlich die erfolgreiche Teilnahme am 
Auswahltest voraus. Der Petent dürfte jedoch bereits 
nicht zum Auswahltest zugelassen werden, da gemäß 
§ 7 Absatz 2 Satz 2 APrO-mPVD nicht zum Auswahl-
test zugelassen wird, wer die Ausbildung für den mitt-
leren Polizeivollzugsdienst in Baden-Württemberg 
oder für eine vergleichbare Laufbahn des Polizeivoll-
zugsdienstes eines anderen Landes oder des Bundes 
endgültig nicht bestanden oder eine solche Ausbil-
dung ohne ausreichenden Grund abgebrochen hat.

Mit dieser Regelung wird klar zum Ausdruck ge-
bracht, dass sich Personen, die in Baden-Württemberg 
oder einem anderen Land oder beim Bund bereits eine 
Ausbildung für den mittleren Polizeivollzugsdienst 
begonnen und diese endgültig nicht bestanden haben, 
nicht erneut für eine Ausbildung für den mittleren 
Polizeivollzugsdienst bei der Polizei Baden-Württem-
berg bewerben können. Das endgültige Nichtbestehen 
begründet insoweit die fehlende Eignung.

Dies gilt auch für den Petenten. Der Petent darf sich 
grundsätzlich bewerben; mit Blick auf § 7 Absatz 2 
Satz 2 APrO-mPVD dürfte er jedoch unter Berück-
sichtigung der aktuellen Sach- und Rechtslage nicht 
zum Auswahltest zugelassen werden und könnte des-
halb auch nicht erneut in den Vorbereitungsdienst ein-
gestellt werden. 

Weitere Vorschläge und Vorgehensweisen sind nicht 
ersichtlich. Insbesondere würde bei einer etwaigen 
Bewerbung für den gehobenen Polizeivollzugsdienst 
eine vergleichbare Regelungslage zum Tragen kom-
men. Auch für den gehobenen Polizeivollzugsdienst 
dürfte sich der Petent zwar grundsätzlich bewerben. 
In Anbetracht von § 9 Absatz 2 Satz 2 APrO-gPVD 
dürfte er jedoch auch hier nicht zum Auswahltest zu-
gelassen und deshalb nicht in den Vorbereitungsdienst 
eingestellt werden. 

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Gehring

10.  Petition 17/1247 betr. Rundfunkbeitrag, Ver-
mögensauskunft

Der Petent fordert die Aufhebung seines privaten 
Beitragskontos, da er sich ein privates Beitragskonto 

erfüllt sind und die Kursnote insgesamt nicht schlech-
ter als 4,00 ist.“
Das Ziel des Basiskurses hat der Petent nach § 15 
Satz 1 APrO-mPVD a. F. nicht erreicht, da die Mittel-
werte seiner Klausurarbeitsnoten nicht in jedem Leit-
thema nicht schlechter als 4,00 bewertet wurden. Im 
Leitthema „Kriminalitätsbekämpfung“ wurde der Mit-
telwert der Klausurarbeitsnoten des Petenten mit 4,25 
und somit schlechter als 4,00 bewertet.
Der Petent machte von seinem Recht der Wiederho-
lung der Leistungskontrolle nach § 16 Absatz 1 APrO-
mPVD a. F. Gebrauch, indem er am 13. September 
2022 eine weitere Klausurarbeit im Leitthema „Kri-
minalitätsbekämpfung“ bearbeitete. Die vierwöchige 
Frist, innerhalb der nach § 16 Absatz 1 APrO-mPVD 
a. F. das Absolvieren der weiteren Klausurarbeit vor-
gesehen ist, wurde durch den in diesem Zeitraum lie-
genden und bereits feststehenden dreiwöchigen Jah-
resurlaub des Instituts für Ausbildung und Training 
(IAuT) unterbrochen. Dies führte dazu, dass der Pe-
tent mehr Zeit als gesetzlich vorgesehen für die Vor-
bereitung hatte. 
Das Ergebnis der Klausurarbeit vom 23. September 
2022 ergibt sich nach § 16 Absatz 1 Satz 3 APrO-
mPVD a. F. aus dem Mittelwert der beiden Bewer-
tungen. Da der Mittelwert der beiden unabhängig 
voneinander durch zwei Dozierende vorgenommenen 
Bewertungen dieser Klausurarbeit von 4,25 schlechter 
als 4,00 ist, konnte der Petent bei der Wiederholung 
die Leistungsanforderungen erneut nicht erfüllen, 
weshalb der Basiskurs endgültig nicht bestanden und 
eine Teilnahme an den nachfolgenden Ausbildungs-
abschnitten und an der Laufbahnprüfung nicht mehr 
möglich ist (vgl. § 16 Absatz 2 APrO-mPVD a. F.).
Da dem Petenten am 27. September 2022 bekanntge-
geben wurde, dass das Ausbildungsziel nicht mehr er-
reicht werden kann, weil aufgrund der ausbildungs-
rechtlichen Bestimmung nach § 16 Absatz 2 APrO-
mPVD a. F. das Ziel des Ausbildungsabschnitts „Ba-
siskurs“ endgültig nicht erreicht wurde und eine Wie-
derholung nicht mehr zulässig ist, endete das Beam-
tenverhältnis des Petenten auf Widerruf nach § 39 Ab-
satz 2 Nummer 3 APrO-mPVD a. F. rechtmäßig kraft 
Gesetz mit Ablauf des 27. September 2022. § 39 Ab-
satz 2 Nummer 3 APrO-mPVD a. F. lautet:
„(2) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet […] 
3. mit Ablauf des Tages der Bekanntgabe, dass das 
Ausbildungsziel nicht mehr erreicht werden kann, 
wenn aufgrund ausbildungsrechtlicher Bestimmungen 
das Ziel eines Ausbildungsabschnitts nicht erreicht 
wurde und eine Wiederholung nicht mehr zulässig ist 
oder nicht zugelassen wird.“
Eine Möglichkeit, dem Petent bezüglich der Leis-
tungskontrolle im Basiskurs eine erneute Wiederho-
lung zu eröffnen, ist rechtlich nicht gegeben. In § 16 
Absatz 1 APrO-mPVD a. F. ist lediglich eine Wieder-
holungsmöglichkeit rechtlich verankert. Diese wurde 
dem Petenten eingeräumt. Eine weitere Wiederholungs-
befugnis betreffend die Leistungskontrolle im Basis-
kurs sieht die Prüfungsordnung APrO-mPVD a. F. 
nicht vor. Einer Abweichung hiervon steht bereits der 
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Beschlussempfehlung:
Die Petition wird bezüglich der Aufhebung 
des privaten Beitragskontos für erledigt er-
klärt. Im Übrigen kann der Petition nicht ab-
geholfen werden.

Berichterstatter: Herkens

11.  Petition 17/1362 betr. Finanzielle Unterstützung 
und Förderung reproduktionsmedizinischer 
Maßnahmen

Die ursprünglich beim Deutschen Bundestag einge-
reichte Petition fordert im engeren Sinne, dass repro-
duktionsmedizinische Maßnahmen bei ungewollter 
Kinderlosigkeit durch die Gesetzlichen Krankenkas-
sen zu 100 Prozent finanziert und die finanzierten 
Versuche deutlich erhöht werden sollen.
Aufgrund der „Richtlinie des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend über die Ge-
währung von Zuwendungen zur Förderung von Maß-
nahmen der assistierten Reproduktion“ wurde die 
Petition den Landesvolksvertretungen von Baden-
Württemberg, Hamburg und Schleswig-Holstein zu-
geleitet, soweit es um die Förderung und finanzielle 
Unterstützung ungewollt Kinderloser geht, da diese 
Länder nicht an der Förderung im Rahmen der Richt-
linie teilnehmen.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Über die genannten Länder hinaus nimmt auch Bran-
denburg seit dem Jahre 2022 nicht mehr an der Förde-
rung im Rahmen der Richtlinie teil.
In Baden-Württemberg sind Landeszuschüsse zur 
Unterstützung von Kinderwunschbehandlungen nicht 
vorgesehen. Es steht außer Frage, dass Paaren gehol-
fen werden sollte, die ungewollt kinderlos sind. Paare, 
die sich eine Familie wünschen, benötigen und ver-
dienen Unterstützung. Die Erfüllung eines Kinder-
wunsches sollte nicht von der Vermögens- und Ein-
kommenssituation der Betroffenen abhängen. Der 
grundsätzliche Wunsch nach einer Verringerung des 
Elternanteils wird unterstützt. Inzwischen bieten zahl-
reiche auch in Baden-Württemberg tätige Gesetzli-
che Krankenkassen im Rahmen von freiwilligen Sat-
zungsleistungen erhöhte, d. h. über den gesetzlichen 
Anspruch von 50 Prozent hinausgehende Kostenüber-
nahmen an.
Baden-Württemberg nimmt am bestehenden Förder-
programm der Bundesregierung nicht teil. Eine Län-
derbeteiligung zur Verringerung des Elternanteils ist 
nicht systemgerecht, denn es handelt sich letztlich um 
einen Ersatz von Mitteln, die durch die gesetzliche 
Kürzung der Kassenzuschüsse durch den Bund 2004 
weggefallen sind. 
Der Koalitionsvertrag auf Bundesebene sieht vor, dass 
ungewollt Kinderlose besser unterstützt werden sol-

nach erfolgtem Umzug mit seiner Lebensgefährtin tei-
le. Er ist der Meinung, dass sein Einspruch gegen eine 
Zahlungsaufforderung nicht geprüft worden sei, rügt 
staatliche Willkür und fehlende Rechtsschutzmöglich-
keiten. 

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Das private Beitragskonto des Petenten wurde rück-
wirkend zum 1. Oktober 2021 aufgehoben. 

Der Südwestrundfunk (SWR) teilt mit, dass der Petent 
bislang ein privates und für sein Gewerbe ein nicht 
privates Beitragskonto besessen habe. Am 17. Januar 
2021 habe dieser mitgeteilt, dass er sein Gewerbe zum 
31. Dezember 2020 aufgegeben habe. Nachdem der 
Petent am 21. Februar 2021 seine Gewerbeabmeldung 
eingereicht habe, habe der Zentrale Beitragsservice 
sein nicht privates Beitragskonto rückwirkend zum  
1. Januar 2021 abgemeldet. 

Am 17. August 2021 habe der Petent daraufhin mitge-
teilt, sein privates Konto gekündigt zu haben, sodass 
man von Forderungen absehen möge. Am 19. Sep-
tember 2021 habe er den Umzug zu seiner Lebensge-
fährtin mitgeteilt, sodass sein privates Beitragskonto 
abzumelden sei. Der Zentrale Beitragsservice habe 
den Petenten am 12. Oktober 2021 dazu aufgefordert, 
für die Abmeldung seines privaten Beitragskontos 
den Namen seiner Lebensgefährtin und die Beitrags-
nummer der gemeinsamen Wohnung mitzuteilen. Der 
Petent habe am 25. Oktober 2021 lediglich die Konto-
nummer für das nicht private Beitragskonto seiner Le-
bensgefährtin mitgeteilt. Nochmals sei der Petent am 
16. November 2021 darauf aufmerksam gemacht wor-
den, dass eine Meldebescheinigung beizufügen und 
die Nummer des privaten Beitragskontos nötig sei. 

Da eine Meldebescheinigung nicht mitgeteilt worden 
sei, folgten weitere Festsetzungsbescheide und eine 
zweite Mahnung. Das Vollstreckungsersuchen erfolg-
te am 2. Juni 2022. Am 27. Juni 2022 habe der Petent 
erstmals die private Beitragskontonummer seiner Le-
bensgefährtin mitgeteilt. 

Aufgrund des Einwohnermeldeamt-Meldedatensatzes 
sei das private Beitragskonto des Petenten sodann 
rückwirkend zum 1. Oktober 2021 abgemeldet wor-
den. Durch die rückwirkende Abmeldung wurde dem 
Anliegen des Petenten entsprochen. Nach Mitteilung 
des SWR ist das Beitragskonto des Petenten ausgegli-
chen, nachdem ausstehende Forderungen ausgebucht 
wurden.

Sofern der Petent rügt, dass vor Vollstreckungsersu-
chen eine Anhörung oder ein Gerichtstermin nicht 
stattgefunden habe, stellt dies die geltende Rechts-
lage dar. Die Festsetzungsbescheide sind gemäß § 10 
Absatz 6 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vollstreck-
bare Titel, sodass es einer Anhörung vor Einleitung 
des Vollstreckungsverfahrens nicht bedarf. Im Rah-
men der Zwangsvollstreckung stünden dem Petenten 
im Übrigen der Rechtsweg (insbesondere Rechtsbe-
helf der Vollstreckungserinnerung) zur Verfügung, so-
fern er der Ansicht wäre, die Vollstreckung sei rechts-
widrig.
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ungsplan entlang des Z-Wegs planungsrechtlich fest-
gesetzt. Entlang der Y-straße setzt der Bebauungsplan 
öffentliche Stellplätze mit Gehweg fest.

Bei der Bebauung mit den drei Reihenhauszeilen han-
delt es sich um eine Innenentwicklungsmaßnahme auf 
einem bereits zuvor baulich genutzten Grundstück. 
Die Y-straße ist eine Bestandsstraße, die im Zuge der 
Neubebauung gemäß den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans komplett umgebaut wird. 

Die Y-straße fällt von der Treppenanlage, die den süd-
lichen Zu- und Abgang auf das Grundstück und Ge-
ländeniveau der Gebäudeeingänge der Petentin dar-
stellt, nach Westen auf einer Länge von etwa 14 Me-
tern, von 246,70 Meter ü. NN auf 245,5 Meter ü. NN, 
ab. Die Petentin führt aus, dass ein Höhenunterschied 
zwischen der Y-straße und dem Geländeniveau der 
Gebäudeeingänge von etwa 2,50 Meter bestehe. In 
den Bauantragsunterlagen ist angegeben, dass die 
westliche Gebäudeecke bei 245,68 Meter ü. NN und 
an der östlichen Gebäudeecke bei 245,44 Meter ü. NN 
das Gelände schneidet. Entsprechend dieser Angaben 
hätte der Höhenunterschied entlang des Gebäudes von 
Osten nach Westen zwischen 1,02 und 0,78 Meter ge-
legen. Tatsächlich wurde das Gelände an der Stelle 
zwischen der Y-straße und dem Gebäude der Petentin 
bis auf die Regelfußbodenhöhe des Erdgeschosses mit 
244,45 Meter ü. NN abweichend von den Bauantrags-
unterlagen abgegraben. Dadurch ergibt sich ein tat-
sächlicher Höhenunterschied zwischen Y-straße und 
dem Gebäude der Petentin von maximal 2,25 Metern 
und mindestens 1,77 Metern. Aufgrund der veränder-
ten Bauausführung entstand ein Höheunterschied, der 
den Ausbau des Gehwegs ohne Böschungssicherung 
durch eine Stützmauer unmöglich macht. Für eine sta-
bile Böschung ohne zusätzliche Sicherungsmaßnah-
men müsste die Böschungsbreite etwa das 1,5-fache 
der Böschungshöhe betragen. Die Böschungsbreite 
zwischen der Y-straße und der nördlichen Gebäude-
wand der Petentin beläuft sich jedoch laut Antragsun-
terlagen lediglich auf etwa 1,90 Meter. Dieser Ab-
stand ist bei über 2 Meter Höhenunterschied nicht 
mehr ausreichend, um ohne zusätzliche Böschungssi-
cherung einen stabilen Ausbau der Erschließungsanla-
ge zu gewährleisten. 

Für die Y-straße setzt der Bebauungsplan öffentliche 
Verkehrsfläche mit Straße, Gehweg und Parkplätzen 
fest. Aufgrund der fehlenden Böschungsabsicherung 
im Bereich der Y-straße Nummer 5 konnte der Geh-
weg mit Parkplätzen hier noch nicht erstellt werden 
und die Stadt hat eine provisorische Absturzsicherung 
errichtet. Aus dem gleichen Grund ist auch die Trep-
penanlage nur über einen provisorischen Plattenbelag 
an die Y-straße angebunden. Ein Gebrauch der Trep-
penanlage ist jedoch nach Aussage der Stadt gefahr-
frei möglich. 

Die Fahrbahndecke der Y-straße wurde bisher noch 
nicht erstellt.

Für die Erstellung der Erschließungsanlagen ist laut 
städtebaulichem Erschließungsvertrag vom 21. Juni 
1995 der Erschließungsträger zuständig. Nach Fertig-
stellung der Erschließungsanlagen, die im Bebauungs-

len. Die Detail- und Finanzierungsfragen dieses Vor-
habens müssen jedoch noch geklärt werden. 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Inte-
gration Baden-Württemberg wird die Entwicklungen 
auf Bundesebene weiterhin beobachten und entspre-
chende Initiativen im oben genannten Sinne hinsicht-
lich einer Erweiterung der Förderhöhe unterstützen. 
Die Entscheidungen der Bundesregierung bleiben zu-
nächst abzuwarten.

Der Berichterstatter kann die Forderung des Petenten 
nachvollziehen und befürwortet ein baldiges Handeln 
auf Bundesebene. Derzeit kann der Petition jedoch 
über die dargestellte Unterstützung entsprechender In-
itiativen durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Integration Baden-Württemberg hinaus nicht 
abgeholfen werden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann derzeit nicht abgeholfen 
werden.

Berichterstatter: Herkens

12.  Petition 17/1375 betr. Erschließung eines Wohn-
gebiets

Die Petentin wendet sich gegen die Stadt X und for-
dert die Fertigstellung der Erschließungsmaßnahmen 
für die Y-straße. Die Stadt sei, nach Ansicht der Pe-
tentin, zur Fertigstellung der Erschließungsanlagen 
verpflichtet und habe die Kosten dafür zu tragen. Die 
Erschließungsmaßnahmen umfassen laut der Petentin 
die Erstellung der öffentlichen Stellplätze, des Geh-
wegs, der Fahrbahn und öffentlichen Grünflächen in 
der Y-straße. Die Petentin fordert neben der Erstellung 
des Gehwegs auch eine permanente Absturzsicherung 
entlang der Böschung zwischen dem Gebäude Y-stra-
ße Nummer 5 und der Y-straße. Die Petentin beklagt 
zudem, dass die Anbindung der Y-straße Nummer 5 
ganz fehle. 

Darüber hinaus beklagt die Petentin, dass die Bö-
schung durch die fehlenden Schutzmaßnahmen ins-
besondere bei Regenwetter instabil werde und es zu 
Schutt- bzw. Geröllabrutschen komme.  

Die Prüfung der Petition ergab das Folgende:

1. Sachverhalt

Die Petentin ist die Eigentümerin des Reihenendhau-
ses Y-straße Nummer 5, das zu einer Reihenhauszei-
le mit sechs Gebäuden gehört. In östlicher Richtung 
schließen parallel zwei baugleiche Reihenhauszeilen 
an, die in gleicher Art und Weise über einen Fußweg 
mit Treppenanlage an den öffentlichen Verkehrsraum, 
den Z-Weg im Norden und die Y-straße im Süden, an-
geschlossen sind. Die für die Bebauung bauordnungs-
rechtlich erforderlichen Stellplätze, sind im Bebau-
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setzungen auf ihrem Grundstück noch nicht getroffen 
hat.
Wie obenstehend dargelegt, kommt der Höhenunter-
schied von bis zu etwa 2,25 Meter zwischen Y-stra-
ße und Erdgeschosshöhe des Gebäudes durch die von 
den Bauantragsunterlagen abweichende Bauausfüh-
rung zustande. Wäre die Bauausführung des Gebäu-
des gemäß den Antragsunterlagen erfolgt, wäre keine 
Böschungssicherung für die vollständige bebauungs-
plankonforme Herstellung der Erschließung notwen-
dig geworden. Mithin ist es Aufgabe des Bauherrn 
bzw. der Petentin als Grundstückseigentümerin eine 
geeignete Böschungssicherung herzustellen, damit der 
Erschließungsträger die planungsrechtlich durch den 
Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Verkehrsan-
lagen (Gehweg und Stellplätze) vollständig herstellen 
kann. 

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Herkens

13.  Petition 17/1389 betr. Ansiedlung eines Kon-
zerns

I. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen die Ansiedelung ei-
ner Firma und die dafür erforderliche Aufstellung des 
Bebauungsplans und die 5. Änderung des Flächennut-
zungsplans im Parallelverfahren. 
Um den Schutz der angrenzenden Natur- und Land-
schaftsräume sowie die Insektenfauna im Bebauungs-
plan zu gewährleisten, fordern die Petenten, den im 
Lageplan des städtebaulichen Konzepts vorgesehenen 
Pflanzstreifen von 5 Meter Breite auf mindestens 30 
bis 40 Meter zu erhöhen und die Anpflanzung von 
großkronigen Bäumen mit einer Stammhöhe von 8 bis 
10 Meter, ergänzt um eine „lichtdichte“ Unterpflan-
zung sicherzustellen. Insbesondere entlang der nörd-
lichen und westlichen Seite des Plangebiets soll durch 
eine wirksame Abpflanzung der Schutz der angren-
zenden Flächen gewährleistet werden. Diese Maß-
nahmen sollen die anschließenden Gebiete, bei denen 
es sich um FFH-Schutzgebiete handele, vor Lichtver-
schmutzung schützen.
Im Falle der Verbreiterung des Pflanzstreifens wür-
de es zu einer Veränderung des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans kommen, der nach Einschätzung der 
Petenten die Durchführung eines raumordnerischen 
Zielabweichungsverfahrens erforderlich machen wür-
de und mit einer Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Aufstellung des Bebauungsplans verbunden wäre.
Die Petenten fordern die Einhaltung der regional-
planerischen Vorgaben des Regionalplans. Bei dieser 
Forderung geht es im Einzelnen um die Einhaltung 
eines Regionalen Grünzugs. Die Petenten bemängeln, 

plan als öffentliche Verkehrsflächen gewidmet sind, 
gehen diese in die Unterhaltslast der Stadt über. Ge-
mäß dem Kaufvertrag, datiert auf den 12. Dezember 
2013, wird die Stadt Eigentümerin der dem Verkehr 
gewidmeten Grundstücke. Die Verkehrsanlagen sind 
entgegen der Vereinbarung in dem städtebaulichen 
Erschließungsvertrag zum aktuellen Zeitpunkt noch 
nicht vollständig hergestellt.
Die abschließende Fertigstellung des Gehwegs und 
der Parkplätze obliegt weiterhin dem Erschließungs-
träger, wird durch die fehlende Böschungsabsicherung 
jedoch verhindert. Für die Erstellung der Böschungs-
absicherung sind die Grundstückseigentümer, u. a. die 
Petentin zuständig. Die Baumaßnahmen zur Siche-
rung der Böschung wurden u. a. auch aufgrund der 
Uneinigkeit hinsichtlich der Kostentragung zwischen 
dem Erschließungsträger und der Eigentümergemein-
schaft bislang noch nicht ausgeführt. Auf Drängen 
und Vermittlung der Stadt gelang zwischenzeitlich 
eine Einigung zwischen Eigentümern und Erschlie-
ßungsträger bezüglich der Finanzierung. Im Ergebnis 
sind die Eigentümergemeinschaft und der Erschlie-
ßungsträger an der Finanzierung der Sicherungsmaß-
nahmen beteiligt. Gleichwohl ist die Petentin jedoch 
bisher nicht bereit, ihren finanziellen Anteil zu tragen. 
Die Entwurfsplanung für eine Mauer zur Böschungs-
sicherung, sowie eine Kostenschätzung wurde von der 
Stadt bereits veranlasst. 

2. Beurteilung, insbesondere rechtliche Würdigung

Die erstmalige Erschließung eines Baugrundstücks ist 
gemäß § 123 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) grund-
sätzlich Aufgabe der Kommune, die sie aber wie vor-
liegend an Dritte übertragen kann. Auf eine genaue 
Definition des Begriffes Erschließung hat der Gesetz-
geber jedoch verzichtet. Gemäß § 123 Absatz 2 BauGB 
soll die Erschließungsanlage entsprechend den Erfor-
dernissen der Bebauung und des Verkehrs hergestellt 
werden und dadurch die bauliche Nutzung der Grund-
stücke ermöglichen. Ausreichend, aber auch erforder-
lich ist eine angemessene, hinreichend gefahrlose und 
funktionsfähige Verbindung des Grundstücks mit dem 
üblichen Verkehrsnetz der Gemeinde. Darüber hinaus 
ist ein Anschluss an die Energie- und Wasserversor-
gung sowie die Abwasserentsorgung Bestandteil einer 
gesicherten Erschließung.
Das betroffene Grundstück hat die notwendigen Haus-
anschlüsse und ist über einen funktionsfähigen und si-
cheren Fußweg an den Z-Weg angebunden. Es verfügt 
damit über einen funktionsfähigen Anschluss an das 
öffentliche Straßennetz. Andernfalls wäre das Bauvor-
haben gemäß § 30 Absatz 1 BauGB nicht zulässig ge-
wesen. Die Kommune hat somit die erstmalige Er-
schließung des Baugrundstücks, auf die kein Rechts-
anspruch besteht, erstellt bzw. wie hier durch einen 
Dritten erstellen lassen. Ein Anspruch der Grund-
stückseigentümer auf eine oder mehrere weitere 
Grundstückerschließungen, wie ihn hier die Petentin 
an die Y-straße fordert, besteht nicht. Gleiches gilt für 
die Herstellung des noch fehlenden öffentlichen Geh-
wegs und der öffentlichen Parkplätze, zumal dies die 
Ursache hat, dass die Petentin die baulichen Voraus-
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um eine Fassadenbegrünung an der Gebäudenordseite 
ergänzt wird oder wie er zu bepflanzen ist, wurde im 
Vorentwurf noch nicht geklärt. Die Verwaltung hält 
den 5 Meter breiten Grünstreifen zur Eingrünung des 
geplanten Gebäudes für ausreichend. Die untere Na-
turschutzbehörde ist der Ansicht, dass eine Beurtei-
lung der geplanten Maßnahmen erst mit Vorliegen des 
zu erarbeitenden Umweltberichts möglich sein wird. 
Die Ergebnisse und die daraus resultierenden Maß-
nahmen bleiben insofern abzuwarten.

Inwieweit von konkreten Festsetzungsmöglichkeiten 
zur Minderung von Lichtemissionen Gebrauch ge-
macht wird, wird vor dem Hintergrund der im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stel-
lungnahmen ebenfalls bei der Weiterentwicklung des 
Bebauungsplanentwurfs durch die Stadt entschieden. 

– Naturschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen kei-
ne Schutzgebiete, besonders geschützte Biotope oder 
FFH-Mähwiesen.

Zum Bebauungsplanverfahren liegt eine artenschutz-
rechtliche Prüfung mit der Erfassung relevanter Ar-
ten für die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung aus dem 
Jahr 2020 vor. Die artenschutzrechtlichen Ergebnisse 
sind in den noch zu erstellenden Umweltbericht mit 
Grünordnungsplan einzuarbeiten. Die Ergebnisse und 
die daraus resultierenden Maßnahmen bleiben daher 
abzuwarten.

Im Jahr 2020 wurde aus einem anderen Anlass für 
den Bereich des Bebauungsplans zudem bereits eine 
Natura 2000-Vorprüfung mit Formblatt und Erläute-
rungen durchgeführt. Das Untersuchungsgebiet der 
FFH-Vorprüfung geht über den Geltungsbereich des 
Bebauungsplans hinaus und reicht bis zur Grenze des 
FFH-Gebiets. Die aktuelle Planung hält hingegen cir-
ca 50 Meter Abstand zum FFH-Gebiet ein. Eine Be-
einträchtigung von FFH-Lebensraumtypen und Arten 
nach Anhang II der FFH-Richtlinie ist voraussichtlich 
nicht zu erwarten. Die FFH-Vorprüfung muss jedoch 
auf den aktuellen Planungsstand, d. h. den des Bebau-
ungsplans, aktualisiert werden. Hierbei sind noch ver-
schiedene Aspekte, z. B. die Auswirkung von Licht-
emissionen, zu untersuchen.

III. Rechtliche Würdigung

Die Kommunen haben gemäß § 1 Absatz 3 BauGB 
Bauleitpläne aufzustellen, soweit und sobald dies für 
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfor-
derlich ist. Da vorliegend der Stadt insgesamt im Flä-
chennutzungsplan keine gewerblichen Bauflächen mehr 
zur Entwicklung zur Verfügung stehen, ist es für die 
Gewerbeentwicklung der Stadt erforderlich, neue Bau-
flächen auszuweisen. Die Stadt hat bei der Siedlungs-
entwicklung gemäß § 1a BauGB sparsam mit Grund 
und Boden umzugehen. Nach Aussage der Stadt hat hier-
zu die Alternativenprüfung stattgefunden, die vier Ab-
rundungsstandorte an den Siedlungsrändern betrachtet 
hat. Der Gemeinderat hat sich nach Abwägung für den 
petitionsgegenständlichen Standort entschieden. 

dass der aus dem Regionalplan erwachsende Ausfor-
mungsspielraum im digitalen Zeitalter nicht mehr auf-
rechterhalten werden kann und ein „Hintertürchen“ 
für die Umgehung der Ziele der Landes- und Regio-
nalplanung darstelle. Sie fordern daher die im Regio-
nalplan festgelegten Grenzen des Regionalen Grün-
zugs nicht mehr gebietsscharf und damit mit einem 
Ausformungsspielraum, sondern parzellenscharf ohne 
Ausformungsspielraum zu bewerten.

II. Sachverhalt

Die Stadt beabsichtigt, die Ansiedelung des betref-
fenden Unternehmens zu unterstützen und hat hierzu 
den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan be-
schlossen. 

Für die Standortentscheidung wurde eine Alternati-
venprüfung durchgeführt, die vier in Frage kommen-
de Abrundungsstandorte für eine Gewerbeflächener-
weiterung betrachtet hat. Die Stadt hat sich mit dem 
Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans für den 
petitionsgegenständlichen Standort entschieden. 

Da die Stadt die gewerbliche Baufläche nicht im Flä-
chennutzungsplan dargestellt hat, ist die 5. Änderung 
des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren erfor-
derlich. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Absatz 1 
und § 4 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) wurde be-
reits durchgeführt, die Planungsunterlagen des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans wurden ent-
sprechend ausgelegt. 

Festsetzungen zu Gebäudehöhen, Eingrünung (z. B. 
Fassadenbegrünung) sowie örtliche Bauvorschriften 
zur Gestaltung oder auch Festsetzungen zur Minimie-
rung von Lichtemissionen waren im Vorentwurf des 
Bebauungsplans, der Gegenstand der frühzeitigen Be-
teiligung war, noch nicht enthalten. 

– Regionaler Grünzug

Die Stadt ist im Januar 2022 auf den Regionalverband 
mit der Bitte zugekommen, die Vereinbarkeit der Pla-
nungen mit den regionalplanerischen Zielfestlegun-
gen zu prüfen. Die Verbandsverwaltung hat das Vor-
haben geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dass das Vorhaben zwar einen Regionalen Grünzug 
tangiert, die Planung aber noch vom maßstabsbeding-
ten Ausformungsspielraum des Regionalplans abge-
deckt wird. Entsprechendes Prüfergebnis wird gemäß 
dem Beschluss vom Februar 2022 auch vom Pla-
nungsausschuss des Verbandes mitgetragen. Die Ge-
schäftsstelle des Verbandes wurde daher vom Pla-
nungsausschuss beauftragt, im Rahmen der Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange des kommenden 
Bauleitplanverfahrens zustimmend Stellung zu nehmen.

– Eingrünung/Lichtemissionen

Der Vorentwurf zum Bebauungsplan trifft noch keine 
konkreten Festsetzungen. Zur Eingrünung des geplan-
ten Gebäudes soll im Bebauungsplan ein 5 Meter tie-
fer Grünstreifen festgesetzt werden. Inwieweit dieser 
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Absatz 3 BauGB aufgestellte Bebauungsplan vor dem 
Wirksamwerden der Flächennutzungsplanänderung in 
Kraft treten soll, bedarf dieser nach § 10 Absatz 2 
BauGB der Genehmigung durch die höhere Verwal-
tungsbehörde, die die Rechtmäßigkeit der Planung 
prüfen würde. Derzeit sind auch insofern keine Ver-
fahrensfehler ersichtlich. 

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Herkens

14. Petition 17/1641 betr. Justizvollzug

Mit der Petition wird die medizinische Versorgung in 
der Justizvollzugsanstalt beanstandet. Im Einzelnen 
beanstandet der Petent, dass er (1.) nach einer geschil-
derten Erkältungssymptomatik nicht behandelt wurde, 
(2.) die jährliche Katarakt-Untersuchung nicht voll-
ständig gemacht werde und (3.) eine Anstaltsärztin 
vorsätzlich falsche Diagnosen erstelle. Weiterhin be-
anstandet der Petent, dass ihm (4.) das Kranken revier 
die Herausgabe von Arztberichten verweigert. In dem 
von dem Petenten beigefügten Schreiben an das Lan-
desgesundheitsamt Baden-Württemberg vom 20. Ok-
tober 2022 beanstandet er darüber hinaus, (5.) dass 
er trotz Thoraxschmerzen und Arztanträgen nicht zum 
Arzt gebracht wurde, (6.) ein Revierleiter anstelle von 
Anstaltsärzten die ärztlichen Entscheidungen treffe 
und ihm (7.) am 23. September 2022 Schmerzmedika-
mente verweigert wurden. Abschließend beanstandet 
er (8.) die Vorgehensweise hinsichtlich seiner Tuber-
kulose-Behandlung.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Zu 1.:

Vom Petenten ging am 26. September 2022 ein Antrag 
wegen Erkältungssymptomen in der Krankenabtei-
lung der Justizvollzugsanstalt ein. Er wurde daraufhin 
am gleichen Tag in die Sprechstunde einbestellt. Der 
Petent verweigerte jedoch die Vorstellung. Eine Me-
dikation zur Bekämpfung von Erkältungssymptomen 
bekam der Petent gleichwohl auf dessen Haftraum 
ausgehändigt. 

Zu 2.:

Bei einer am 23. Juni 2022 durchgeführten augenärzt-
lichen Untersuchung wurde am linken Auge ein Kata-
rakt diagnostiziert. Bei weiterer Sehverschlechterung 
sei laut Arztbrief eine Operation zu überlegen. Eine 
sofortige Operationsindikation wurde nicht gestellt. 
Nach Rücksprache mit dem Anstaltsarzt der Justiz-
vollzugsanstalt sei der Petent adäquat untersucht und 
Vorerkrankungen entsprechend berücksichtigt wor-
den. Ein Kontrolluntersuchungstermin wurde für den 
28. Oktober 2022 vereinbart. Dieser Kontrolltermin 

Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung 
gemäß § 1 Absatz 4 BauGB anzupassen. Ziele der 
Raumordnung sind u. a. auch die Regionalen Grün-
züge. Der Bauleitplan tangiert in diesem Fall einen im 
Regionalplan festgelegten Regionalen Grünzug. Hier-
bei ist jedoch insbesondere der durch die Maßstäb-
lichkeit des Regionalplans gegebene Konkretisierungs-
spielraum der Bauleitplanung zu beachten. So erfol-
gen die Festlegungen des Regionalplans im Maßstab 
1:50 000 und sind nicht parzellenscharf. In den Rand-
bereichen verbleibt der Bauleitplanung ein Ausfor-
mungsspielraum, von dem die Stadt Gebrauch macht. 
Bei diesem Ausformungsspielraum handelt es sich 
entgegen der Meinung des Petenten nicht um ein 
„Hintertürchen“ zur Umgehung der Ziele der Landes- 
und Regionalplanung, er ist vielmehr im systemim-
manenten Prinzip der regionalplanerischen „Gebiets-
schärfe“ verankert, die sich aufgrund der regionalpla-
nerischen Maßstäblichkeit von der Parzellenschärfe in 
der Bauleitplanung unterscheidet. Eine parzellenschar-
fe Abgrenzung ergibt sich somit erst aus der verbind-
lichen Bauleitplanung. Der Hinweis auf den Ausfor-
mungsspielraum der regionalplanerischen Festlegung 
ist auch dem Plansatz 3.2.1 Z (2) des Regionalplans 
sowie seiner Begründung zu entnehmen. Ein Zielkon-
flikt mit dem im Regionalplan festgelegten Regiona-
len Grünzug ist daher nicht erkennbar.
Auf Grundlage der verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit, hat die Stadt als kommunaler Pla-
nungsträger mit dem Aufstellungsbeschluss das Pla-
nungserfordernis begründet und den Geltungsbereich 
für den Bebauungsplan festgesetzt. Ob eine gemeind-
liche Änderung oder Erweiterung des Planungsbe-
reichs durch vergrößerten Pflanzstreifen (wie sie vom 
Petenten gefordert wird) zu einer Überlagerung mit 
einem Regionalen Grünzug und zu einem regionalpla-
nerischen Zielkonflikt führen würde, der die Durch-
führung eines Zielabweichungsverfahrens erforderlich 
macht, wäre zu gegebener Zeit im Einzelfall von der 
höheren Raumordnungsbehörde, dem Regierungsprä-
sidium, zu entscheiden. 
Die bisher durchgeführte frühzeitige Beteiligung hatte 
zum Ziel, alle relevanten Belange, die vom Bebau-
ungsplan berührt werden, zu ermitteln und bei der 
weiteren Erarbeitung des Planentwurfs zu berücksich-
tigen. Das betrifft auch die natur- und artenschutz-
rechtlichen Belange, die in den noch laufenden Bau-
leitplanverfahren zu prüfen, abzuarbeiten und entspre-
chend zu berücksichtigen sind. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt und nach Abschluss 
der frühzeitigen Beteiligung sind keine unüberwind-
baren Hindernisse ersichtlich, die eine Fortsetzung 
der Bauleitplanverfahren unmöglich machen würden, 
sodass das Planungserfordernis fehlen würde. Das 
Verfahren kann dementsprechend weitergeführt wer-
den, die abschließende Abwägung aller Belange ge-
geneinander und untereinander ist abzuwarten. 
Da der Bebauungsplan gemäß § 8 Absatz 2 BauGB 
nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wer-
den kann, ist die Änderung des Flächennutzungsplans 
im Parallelverfahren gemäß § 8 Absatz 3 BauGB er-
forderlich. Sofern der im Parallelverfahren nach § 8 
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Das Vorgehen der Justizvollzugsanstalt ist nicht zu 
beanstanden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Jung

15.  Petition 17/1494 betr. Wartezeit für Schulrek-
torinnen und Schulrektoren im Rahmen der 
Verwaltungsvorschrift Besetzungs- und Beför-
derungssperre

Die Petentin begehrt die Überprüfung und sofortige 
Abschaffung der Ziffer 2.1. der Verwaltungsvorschrift 
(VwV) Besetzungs- und Beförderungssperre. Sie be-
nennt den Regelungsinhalt der Verwaltungsvorschrift 
als einen der Gründe für die mehr als 270 offenen 
Schulleitungsstellen in Baden-Württemberg.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Ziffer 2.1. der VwV-Besetzungs- und Beförderungs-
sperre regelt neben den sich aus dem Laufbahnrecht 
ergebenden Mindestzeiten zusätzlich eine sechsmona-
tige Wartezeit als persönliche Beförderungsvorausset-
zung. 
Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Fi-
nanzen Baden-Württemberg wurde ursprünglich ge-
schaffen, um Einsparungen bei den Personalkosten auf-
grund von Nachbesetzungen und Beförderungen zu 
erzielen. Die aktuell gültige VwV Besetzungs- und Be-
förderungssperre wurde am 11. Dezember 2014 erlas-
sen und durch Verwaltungsvorschrift vom 18. Oktober 
2021 geändert. Gemäß Ziffer 4.1. der Regelung tritt 
sie mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.
Unter Abwägung zwischen der aktuell angespannten 
Haushaltslage und des akuten Personalmangels und 
problematischer Nachwuchsgewinnung wurde bereits 
im Juli 2022 durch das Ministerium für Finanzen ent-
schieden, die Verwaltungsvorschrift nicht zu verlän-
gern und sie mit Ablauf des Geltungszeitraum zum 
31. Dezember 2022 außer Kraft treten zu lassen. Dies 
wurde den obersten Landesbehörden mittels Schrei-
ben vom 13. Juli 2022 bekanntgegeben.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Kenner

16. Petition 17/323 betr. Lärmschutz

Die Petentin fordert umfassende Lärmschutzmaßnah-
men im gesamten Gemeindegebiet von Ulm-Donau-

fand aufgrund der zwischenzeitlich erfolgten Abschie-
bung nicht mehr statt. 

Zu 3.: 

Die Behauptung des Petenten, dass die Anstaltsärztin 
vorsätzlich falsche Diagnosen erstelle, ist zu pauschal 
als dass hierzu Stellung genommen werden könnte. 
Eine falsche Diagnose ist nicht ersichtlich. Eine vor-
sätzlich falsche Diagnose ist fernliegend.

Zu 4.: 

Der Petent hat die von ihm beantragten Kranken- und 
Arztberichte am Tag der Abschiebung in Kopie er-
halten. Der Erhalt wurde mit Unterschrift quittiert, 
sodass sich jenes Anliegen zwischenzeitlich erledigt 
haben dürfte.

Zu 5.:

Während dem Aufenthalt des Petenten in der Justiz-
vollzugsanstalt gab es keine Dokumentationen betref-
fend Thoraxschmerzen, sodass nicht nachvollzogen 
werden kann, wann diese bestanden haben sollen. Auf 
Arzt- und Sprechstundenanträge wurde vonseiten der 
Justizvollzugsanstalt stets entsprechend reagiert. 

Zu 6.:

Die Behauptung des Petenten, ein Revierleiter würde 
anstelle von Anstaltsärzten ärztliche Entscheidungen 
treffen, entspricht nicht den Tatsachen. 

Zu 7.:

Der Petent hat vom anstaltsärztlichen Dienst zwei-
mal täglich Ibuprofen als Bedarfsmedikation erhalten. 
Es wurde nicht dokumentiert, dass diese ihm zu ir-
gendeinem Zeitpunkt verweigert wurden. In der Re-
gel erhalten die Inhaftierten die Bedarfsmedikation 
in sogenannten Bedarfstüten. Geht dieser Vorrat zur 
Neige, muss sich der Betroffene frühzeitig per Antrag 
melden. Die Anträge werden noch am selben Tag be-
arbeitet. Bei fehlender Eigeninitiative der Gefangenen 
kümmert sich im Ausnahmefall der Abteilungsbe-
dienstete um die neue Medikation.

Zu 8.:

Der Petent wurde im Rahmen der Nachsorge einer im 
Jahr 2014 behandelten Tuberkulose zur CT Thorax-
Untersuchung ausgeführt. Zudem wurde er am 11. Juli 
2022 einem Facharzt für Pneumologie vorgestellt, wo 
eine ausführliche Lungenfunktionsanalyse durchge-
führt wurde. Im Arztbrief wurde die Verordnung einer 
neuen inhalativen antiobstruktiven Mediaktion emp-
fohlen. Diese Empfehlung wurde am 20. Juli 2022 
vom Anstaltsarzt umgesetzt. Am darauffolgenden Tag 
war der Petent (erneut) bei dem Anstaltsarzt in der 
Sprechstunde, in der jederzeit die Gelegenheit für 
eventuelle Rückfragen bestanden hätte. Diese Rück-
fragen sind nicht erfolgt.
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des Verkehrs auf der B 30 auf Höhe Donaustetten und 
Gögglingen zu erwarten. Eine Abstufung der L 240 
durch Donaustetten ist im Planfeststellungsbeschluss 
nicht vorgesehen und wäre auch nicht sinnvoll, da die 
L 240 von Münsingen-Magolsheim über Schelklingen, 
Erbach und Donaustetten bis zur L 260 bei Illerkirch-
berg-Unterkirchberg verläuft.

Eine Sanierung des Belags in der Illerkirchberger 
Straße wurde im Jahr 2021 durchgeführt.

Beurteilung, insbesondere rechtliche Würdigung:

Das Ministerium für Verkehr unterstützt die Entwick-
lung von lebendigen und verkehrsberuhigten Orts-
mitten. An der bestehenden Sach- und Rechtslage hat 
sich jedoch nichts geändert. Maßnahmen zum Lärm-
schutz wurden straßenverkehrsrechtlich, in Form von 
Geschwindigkeitsbegrenzungen, bereits dort umge-
setzt, wo dies nach den rechtlichen Voraussetzungen 
möglich war.

Gemäß § 45 Absatz 9 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
dürfen Beschränkungen und Verbote des fließenden 
Verkehrs nur angeordnet werden, wenn aufgrund der 
besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage 
besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchti-
gung der Sicherheit und Ordnung erheblich übersteigt. 
Dabei setzt § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 StVO 
nicht die Überschreitung einer bestimmten Immissi-
onsgrenze bei der Lärmbelastung voraus, sondern es 
kommt darauf an, ob der Lärm Beeinträchtigungen 
mit sich bringt, die jenseits dessen liegen, was unter 
Berücksichtigung der Belange des Verkehrs im kon-
kreten Fall als ortsüblich hingenommen werden muss 
und zumutbar ist. Detaillierte Erläuterungen zu den 
Voraussetzungen des § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
StVO geben die Richtlinien für straßenverkehrsrecht-
liche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor 
Lärm (Lärmschutz-Richtlinien-StV). Außerdem fin-
den sich Einzelheiten zur Ermessensausübung im Ko-
operationserlass-Lärmaktionsplanung des Verkehrs-
ministeriums. In die Abwägung sind alle relevanten 
Belange einzustellen, also neben dem Interesse der 
Anwohnerinnen und Anwohner, von unzumutbarem 
Verkehrslärm verschont zu bleiben, auch die Ver-
kehrsfunktion der Straße (überregionale Verkehrsbe-
ziehung und Bündelungsfunktion der Straße).

Entsprechend dieser rechtlichen Voraussetzungen wur-
de die Geschwindigkeitsbeschränkung auf der Iller-
kirchberger Straße bereits angeordnet. Auf den ande-
ren Durchfahrtsstraßen (Alb-Donau-Straße, Berthold-
straße, An der Zollbrücke) sind die Voraussetzungen 
für eine Geschwindigkeitsbegrenzung aus Lärmschutz-
gründen nicht gegeben.

Ein Lkw-Durchfahrtsverbot in Donaustetten-Gögglin-
gen wurde bereits im Jahr 2015 geprüft und abgelehnt.

Ein Lkw-Verbot oder auch eine Tonnagebeschränkung 
setzt als Beschränkung des fließenden Verkehrs nach 
§ 45 Absatz 1 in Verbindung mit § 45 Absatz 9 StVO 
eine Gefahrenlage voraus, die das allgemeine Risiko 
einer Beeinträchtigung der Sicherheit und Ordnung 
erheblich übersteigt.

stetten und Ulm-Gögglingen. So wird die Abstufung 
von den dortigen Durchfahrtsstraßen, eine Tonnage-
beschränkung, Tempo 30 km/h oder Tempo 40 km/h, 
Flüsterasphalt auf der B 30, ein durchgehender Lärm-
schutzwall sowie das Entfernen der Betonplatte an der 
Bushaltestelle Illerkirchberger Straße gefordert.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Auf der Illerkirchberger Straße gilt aus Lärmschutz-
gründen Tempo 30 km/h, teilweise nachts und teilwei-
se ganztags. Der Verkehr in Donaustetten führt haupt-
sächlich über die Illerkirchberger Straße. Sie stellt die 
Anbindung an die B 30 her. Viele Verkehrsteilnehme-
rinnen und Verkehrsteilnehmer fahren von der B 311 
und queren auf Höhe Erbach über die L 240 durch 
Donaustetten auf die B 30 bzw. sind in der Gegenrich-
tung unterwegs. Die Wegweisung von der B 311 zur  
B 30 führt von Erbach über das Industriegebiet Do-
nautal und umgekehrt von der B 30 aus Richtung Ulm 
über das Industriegebiet nach Erbach. Viele Verkehrs-
teilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer fahren aller-
dings aufgrund ihrer Ortskenntnis oder durch Naviga-
tionsgeräte geleitet durch Donaustetten. Die durch-
schnittliche Verkehrsstärke liegt hier bei ca. 10.000 Fahr-
zeugen am Tag.

Die durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke auf der 
Alb-Donau-Straße, Bertholdstraße und An der Zoll-
brücke, welche als Durchfahrtsstraße parallel zur B 30 
durch Donaustetten und Gögglingen führen, ist dage-
gen sehr viel geringer und liegt unter 4.000 Fahrzeu-
gen am Tag. Lärmbetroffenheiten gibt es auf diesen 
Durchfahrtsstraßen nicht.

In die Berechnung des derzeit gültigen Lärmaktions-
plans der Stadt Ulm sind alle Straßen ab einer Belas-
tung von ca. 4.000 Fahrzeugen am Tag eingeflossen. 
Die nicht berücksichtigten Straßen (Bertholdstraße, 
Kirchbergerstraße, Alb-Donau-Straße, An der Zoll-
brücke) liegen unter diesem Wert und sind daher nicht 
Bestandteil des aktuellen Lärmaktionsplans. Die Fort-
schreibung des Lärmaktionsplans ist entsprechend dem 
Fünf-Jahres-Turnus für das Jahr 2023 vorgesehen.

Die B 30 führt parallel an den Gemeinden Donaustet-
ten und Gögglingen vorbei. Schalltechnische Untersu-
chungen des Regierungspräsidiums im Jahr 2010 im 
Bereich Donaustetten hatten ergeben, dass die Richt-
werte der Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm 
(Lärmschutz-Richtlinien-StV) nicht überschritten wa-
ren. Die Voraussetzungen für den Bau eines Lärm-
schutzwalls oder andere bauliche Maßnahmen entlang 
oder auf der B 30 waren ebenfalls nicht gegeben.

An der Straße „Beim Brückle“ wird zur B 30 hin ein 
neues Wohngebiet entstehen. Im Bebauungsplan sind 
bauliche Maßnahmen zum Lärmschutz enthalten.

Wie sich aus dem Planfeststellungsbeschluss zum Neu-
bau der B 311 bei Erbach als Querspange zur B 30 er-
gibt, wird durch den Bau erwartet, dass die Verkehrs-
belastung auf der L 240 und weiterführend durch die 
Illerkirchberger Straße abnehmen wird. Dagegen ist in 
den Prognosen der Planfeststellung keine Zunahme 
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lagen auf dem Nachbargrundstück, die Prüfung des 
durch die untere Baurechtbehörde erlassenen Ableh-
nungsbescheids einschließlich der Prüfung der Er-
messensausübung und des Verlusts des Anspruchs auf 
baurechtliches Einschreiten wegen Zeitablaufs. Au-
ßerdem solle die für die Ablehnung des Antrags auf 
bauordnungsrechtliches Einschreiten erhobene Ver-
waltungsgebühr zurückerstattet werden. 

II. Sachverhalt

1. 
Baulast und Antrag auf bauordnungsrechtliches Ein-
schreiten zum Verstoß gegen die Baulast des Geh- und 
Fahrrechts

Am 8. März 1984 wurde mit der Eintragung ins Bau-
lastenbuch der Stadt für das Vorderliegergrundstück 
(Straße B) eine Baulast zugunsten des Grundstücks 
der Petenten ein zeitlich unbegrenztes und uneinge-
schränktes Geh-, Fahr- und Leitungsrecht von und zur 
Straße B gewährt. Durch Eintrag in das Grundbuch ist 
auch privatrechtlich ein Gehrecht gesichert.

Die Petenten beantragten ein baubehördliches Ein-
schreiten gegen den Grundeigentümer des verpflich-
teten Grundstücks.

Nach Eigentümerwechsel des Vordergrundstücks im 
Jahr 2020 sei der Zugang (Durchgang durch das Vor-
derhaus) zum Grundstück im Juni/Juli 2020 mehrfach 
durch Baumaterial blockiert worden, der neue Eigen-
tümer habe das Schloss des Tores im Durchgang aus-
tauschen lassen und die bestehende Klingel- und Ge-
gensprechanlage für das hinten liegende Grundstück 
entfernt. Die Petenten sahen eine Verletzung der Bau-
last und forderten mit einem Antrag auf bauordnungs-
rechtliches Einschreiten ein unverzügliches Einschrei-
ten der Baurechtsbehörde. Der Antrag auf baubehörd-
liches Einschreiten ging vier Monate nach den Behin-
derungen am 11. November 2020 bei der unteren 
Baurechtbehörde der Stadt ein.

Daraufhin fand am 19. November 2020 eine Ortskon-
trolle statt, bei der der Eigentümer des Vordergrund-
stücks angetroffen wurde.

Zu diesem Zeitpunkt wurde keine Blockade des 
Durchgangs festgestellt. Der Vordereigentümer wurde 
auf die Baulast sowie das Geh- und Fahrrecht hinge-
wiesen. Aufgrund der Feststellung, dass das Geh- und 
Fahrrecht gesichert ist, wurden die Petenten am 23. No-
vember 2020 vor Ablehnung des Antrags auf bauord-
nungsrechtliches Einschreiten angehört.

Sowohl die Petenten als auch der von Ihnen beauf-
tragte Anwalt nahmen schriftlich und telefonisch Stel-
lung. Im Ergebnis stellt sich der Sachverhalt so dar, 
dass seitens der Petenten eine Entfernung des Hoftors 
nicht verlangt wird. Ebenso wenig wird die Sicherung 
der Durchfahrt verlangt. Für das neue Schloss am 
Hoftor wurde ein Schlüssel übergeben und den Pe-
tenten wurde mitgeteilt, dass sie selbst am Vorderhaus 
eine eigene Sprechanlage anbringen könnten.

Die Petenten verlangen in erster Linie die Wieder-
herstellung bzw. Neuerrichtung der Klingelanlage an 

Mit der Geschwindigkeitsbeschränkung auf der Iller-
kirchberger Straße, der vorhandenen Straßengestaltung 
mit Mittelinsel und Fußgängerampeln liegt hier keine 
überdurchschnittliche Gefahrenlage vor. Ein Lkw-
Verbot würde zudem andere Ortsdurchfahrten wie Il-
lerkirchberg-Unterkirchberg bzw. Wiblingen stärker 
belasten.

Im Rahmen der Belagssanierung im Jahr 2021 wurde 
die Betonplatte an der Bushaltestelle in der Illerkirch-
berger Straße nicht ausgebaut. Solche Betonplatten 
gehören zum Standardausbau der Stadt, da sie beim 
Anfahren der Busse nachhaltig stabiler sind als eine 
Asphaltfläche.

Erst mit der Fertigstellung des Neubaus der B 311 bei 
Erbach als Querspange zur B 30 kann, anhand der neu 
entstandenen Verkehrsströme, eine erneute Bewertung 
möglicher straßenverkehrsrechtlicher Maßnahmen in 
Donaustetten-Gögglingen geprüft werden.

Unabhängig von der Fertigstellung der B 311 besteht 
bereits heute für die Gemeinde die Möglichkeit, nied-
rigere Geschwindigkeiten durch eine Umgestaltung 
des Straßenraums zu erreichen. Das Land fördert den 
entsprechenden Umbau von Straßen nach dem Lan-
desgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Entsprechen-
de Planungen und deren Umsetzung können unabhän-
gig von der erneuten Prüfung straßenverkehrsrechtli-
cher Maßnahmen durch die Gemeinde angestoßen 
werden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein

17. Petition 17/882 betr. Bausache, Baulast u. a.

I. Gegenstand der Petition

Die Petenten begehren die Sicherstellung der einge-
tragenen Baulast zugunsten ihres hinten liegenden 
Grundstücks (Straße A). Sie verlangen, dass auf Kos-
ten des Eigentümers des Vorderhauses (Straße B) an 
der Toranlage eine Klingelanlage oder eine Druck-
platte zur Türöffnung angebracht und für das neue 
Schloss ein Schlüssel an die Petenten übergeben wird. 
Zu diesem von den Petenten vorgetragenen Verstoß 
gegen die Baulast stellten die Petenten einen Antrag 
auf bauordnungsrechtliches Einschreiten.

Die Petenten bringen weiterhin vor, dass verschie-
dene bauliche Anlagen und Vorgänge auf dem Nach-
bargrundstück (gleicher Eigentümer wie das Vorder-
haus), nicht rechtens seien und ihre geschützten Rech-
te als Nachbarn verletzen würden. Aufgrund dieser 
Sachlage stellten die Petenten ebenfalls einen Antrag 
auf bauordnungsrechtliches Einschreiten.

Die Petenten begehren in diesem Zusammenhang die 
Prüfung der Zulässigkeit der genannten baulichen An-
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gaben diejenigen Maßnahmen zu treffen, die nach 
pflichtgemäßem Ermessen erforderlich sind (§ 47 Ab-
satz 1 LBO).

Soweit die Baulast Rechte zugunsten eines Beteilig-
ten sichert, kann dieser ein Eingreifen der Baurechts-
behörde verlangen. Da es sich bei Baulasten um rein 
öffentlich-rechtliche Verpflichtungen handelt, durch 
die sichergestellt wird, dass keine materiell bau-
rechtswidrigen Zustände (bspw. durch eine fehlende 
Erschließung) entstehen, ist allein die Erfüllung und 
Einhaltung der mit Hilfe der Baulast zu erfüllenden 
baurechtlichen Vorschrift von der Baurechtsbehörde 
durchzusetzen und kontrollierbar.

Einschränkung des Geh- und Fahrrechts

Das Vorbringen der Petenten hinsichtlich einer Blo-
ckade bezieht sich auf Juni und Juli 2020. Trotz des 
gelagerten Baumaterials blieb damals ein ausrei-
chend breiter Fußweg durch den Durchgang erhalten. 
Der Antrag auf bauordnungsrechtliches Einschreiten 
erfolgte erst vier Monate später mit Schreiben vom 
10. November 2020. Bei der Baukontrolle, die kurz 
danach stattfand, war eine Blockade des Durchgangs 
nicht mehr feststellbar. Ein Anlass für ein ordnungs-
behördliches Einschreiten war nicht mehr erkennbar.

Toranlage und Schloss

Tatsächlich stellt die Toranlage eine Einschränkung 
des gemäß Baulast uneingeschränkten Geh- und Fahr-
rechts dar. Hier ist jedoch zu beachten, dass die Tor-
anlage seit Teilung des Grundstücks 1984 und seit 
Eintragung der Baulast besteht. Das Tor wurde seither 
von den Petenten akzeptiert. Für das neue Schloss an 
der Toranlage wurde den Petenten durch den Eigentü-
mer des Vordergrundstücks ein Schlüssel übergeben.

Klingelanlage

Eine Verpflichtung des Vordereigentümers, eine Klin-
gelanlage auf eigene Kosten zu erstellen, ergibt sich 
aus dem Inhalt der Baulast nicht. Die Petenten wur-
den darauf hingewiesen, dass sich eine entsprechende 
Verpflichtung des Vordereigentümers, selbst und auf 
eigene Kosten eine Klingel oder eine Klinke für ihr 
Grundstück anbringen zu lassen, als Nebenpflicht aus 
der Grunddienstbarkeit des Gehrechts ergeben könnte. 
Das Anliegen ist daher privatrechtlich zu verfolgen. 
Der Eigentümer des Vordergrundstücks hat den Pe-
tenten dessen ungeachtet zugesichert, das Anbringen 
einer Klingelanlage zu dulden.

2. 
Einschreiten gegen bauliche Anlagen auf dem Nach-
bargrundstück (Gartenhaus, Terrasse, Kellerzugang, 
Swimmingpool, Gerätehaus, Rampe mit Stützmauer, 
Fahnenmast)

Die auf dem Grundstück den Nachbarn errichteten bau-
lichen Anlagen sind formell und materiell zulässig.

Die Anlagen sind genehmigt mit der Baugenehmigung 
des Hauses vom 6. Dezember 2006 bzw. dem Nach-

dem Durchgang auf Kosten des Eigentümers des Vor-
dergrundstücks. Die Petenten erbaten einen gebühren-
pflichtigen und widerspruchsfähigen Bescheid von 
der Baurechtsbehörde. Daraufhin wurde der Antrag 
am 29. Januar 2021 abgelehnt.

Gegen die Ablehnung mit gebührenpflichtigem und 
widerspruchsfähigen Bescheid erhob der beauftrag-
te Anwalt der Petenten am 26. Februar 2021 Wider-
spruch. Dieser liegt seit 28. Juli 2021 dem Regie-
rungspräsidium zur Entscheidung vor.

2. 
Antrag auf bauordnungsrechtliches Einschreiten ge-
gen bauliche Anlagen auf dem Nachbargrundstück

Parallel zum Antrag auf Einschreiten zur Durchset-
zung der Baulast wurde von den Petenten ein Antrag 
auf baubehördliches Einschreiten gegen diverse bau-
liche Anlagen auf dem Nachbargrundstück gestellt 
(gleicher Eigentümer wie das Vorderhaus).

Auf diesem südlich angrenzenden Nachbargrundstück 
seien verschiedene bauliche Anlagen ohne die erfor-
derliche Genehmigung errichtet worden. Diese seien 
baurechtlich unzulässig und verletzten die Petenten 
auch in ihren durch öffentlich-rechtliche Vorschriften 
geschützten Rechten als Nachbarn.

Nach Prüfung und erfolgter Anhörung wurde ein Ein-
schreiten mit einem zweiten Bescheid vom 29. Janu-
ar 2021 abgelehnt. Der Widerspruch hiergegen liegt 
ebenfalls dem Regierungspräsidium zur Entscheidung 
vor.

Eine Woche bevor die Petition beim Landtag einge-
reicht wurde, fand ein Gespräch zwischen dem zu-
ständigen Sachbearbeiter des Regierungspräsidiums 
und den Petenten statt, in dem der Sachbearbeiter 
mitteilte, dass die beiden Widersprüche nach erfolgter 
Prüfung abgelehnt werden müssten.

III. Rechtliche Würdigung

1. 
Baulast

Nach § 71 Absatz 1 Satz 1 Landesbauordnung (LBO) 
sind Baulasten Erklärungen eines Grundeigentümers 
gegenüber der Baurechtsbehörde, durch die der Bau-
lastgeber die Verpflichtung zu einem Tun, Dulden oder 
Unterlassen übernimmt. Die Verpflichtung ist auch 
gegenüber dem Rechtsnachfolger wirksam (§ 71 Ab-
satz 1 Satz 2 LBO).

Baulasten unterliegen wie alle öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtungen dem Bestimmtheitsgebot. Baulasten 
sind nicht geeignet, die Frage der Kostentragung zu 
regeln. Sollten bei der Erfüllung der Pflichten aus der 
Baulast Kosten entstehen, ist die Frage der Kostentra-
gung nicht durch die Baurechtsbehörde, sondern pri-
vatrechtlich zu klären.

Die Baurechtsbehörde hat darauf zu achten, dass die 
baurechtlichen Vorschriften eingehalten und die auf-
grund dieser Vorschriften erlassenen Anordnung be-
folgt werden. Sie hat zur Wahrnehmung dieser Auf-
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Das Regierungspräsidium als höhere Baurechtsbehör-
de entscheidet über die Widersprüche zu beiden An-
trägen der Petenten. Nach Rücksprache mit dem Re-
gierungspräsidium wurde, eine Woche bevor die Pe-
tition eingereicht wurde, den Petenten in einem Tele-
fonat mitgeteilt, dass die Widersprüche abgelehnt 
werden müssen. Die untere Baurechtsbehörde wird, 
nach der Entscheidung des Regierungspräsidiums, 
über den Gebührenwiderspruch entscheiden. Die un-
tere Baurechtsbehörde der Stadt hat hier gemäß ihren 
Aufgaben und Befugnissen gehandelt (§ 47 Absatz 1 
LBO).

IV. Ergebnis

Hinsichtlich des Antrags der Petenten zur Durchset-
zung der Baulast ist ein Eingreifen der Baurechtsbe-
hörde nicht erforderlich. Die Blockade durch Bauma-
terial und das neu angebrachte Schloss sind sachlich 
bereits erledigt. Hinsichtlich des gewünschten An-
bringens einer Klingel stellt die Baulast keine Grund-
lage dar, dies vom Vordereigentümer auf dessen Kos-
ten zu verlangen. Bei dieser Sach- und Rechtslage war 
der Antrag der Petenten auf bauordnungsrechtliches 
Einschreiten abzulehnen. Der Eigentümer des Vorder-
grundstücks hat den Petenten bereits zugesichert, das 
Anbringen einer eigenen Klingelanlage zu dulden.
Der zweite Antrag der Petenten zielt allein auf die 
Beseitigung bzw. Nutzungsuntersagung der auf dem 
Nachbargrundstück befindlichen Anlagen. Ungeachtet 
der Frage von Zulässigkeit und Begründetheit des An-
trags auf Einschreiten wurde die formelle und materi-
elle Zulässigkeit dieser Anlagen von den zuständigen 
Behörden vollumfänglich geprüft. Da diese formell 
und materiell zulässig errichtet wurden, ist eine Ver-
fügung zur Beseitigung oder Nutzungsänderung nicht 
möglich. Infolge war dieser Antrag der Petenten ab-
zulehnen.
Das Vorgehen der Baurechtsbehörde ist demnach 
nicht zu beanstanden.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird hinsichtlich der Blockade 
durch Baumaterial, dem neu angebrachten 
Schloss und des Anbringens einer Klingel 
für erledigt erklärt. Im Übrigen kann der Pe-
tition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon

18. Petition 17/1293 betr. Steuerangelegenheit 

Der Petent wendet sich mit seiner Petition gegen die 
Ablehnung seines Antrags vom 1. Juni 2022 auf Än-
derung der Einkommensteuerbescheide 2000 bis 2004 
vom 5. Dezember 2012 sowie der Umsatzsteuerbeschei-
de 2000 bis 2004 vom 14. Januar 2011 und 27. April 
2011. Zudem wendet sich der Petent gegen die Be-
handlung seiner Petition aus dem Jahr 2016.

trag vom 15. August 2008 (Gartenhaus, Terrasse, Zu-
gang zum Keller), sie sind baurechtlich verfahrensfrei 
(Swimmingpool, Gerätehaus, Rampe mit Stützmauer, 
Fahnenmast (vgl. Anhang zu § 50 Absatz 1 LBO, 
Nummern 1a, 5a, 6e, 8f) oder sie sind ohne öffentlich-
rechtliche Relevanz (Wäscheständer).

Wasserrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der 
Entwässerung des Swimmingpools waren von der 
Baurechtsbehörde nicht zu prüfen. Die Information 
der zuständigen Stelle war insoweit erfolgt.

3. 
Prüfung der Ermessensausübung bei Ablehnung des 
Antrags auf Einschreiten

Der von den Petenten gestellte Antrag zielt ersichtlich 
allein auf die Beseitigung bzw. Nutzungsuntersagung 
der vorgenannten baulichen Anlagen hin.

Ein von einem Nachbarn geltend gemachter Anspruch 
gegen die Baurechtsbehörde auf Erlass einer Beseiti-
gungsanordnung setzt voraus, dass die tatbestandli-
chen Voraussetzungen des § 65 Absatz 1 Satz 1 LBO 
gegeben sind. Demnach kann der teilweise oder voll-
ständige Abbruch einer Anlage, die im Widerspruch 
zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet wurde, 
angeordnet werden, wenn nicht auf andere Weise recht-
mäßige Zustände hergestellt werden können.

Da die baulichen Anlagen entsprechend den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften errichtet wurden, sind die 
entscheidenden Tatbestandsvoraussetzungen für eine 
Beseitigungsverfügung oder Nutzungsuntersagung nicht 
gegeben.

Das Abstandsflächenrecht wird eingehalten. Eine un-
zumutbare, tatsächliche Beeinträchtigung des Nach-
bargrundstücks, die geeignet ist, das Gebot der gegen-
seitigen Rücksichtnahme zu verletzen, ist nicht er-
kennbar.

Auch wussten die Petenten schon seit Jahren, dass die 
baulichen Anlagen existieren. Die mit Baugenehmi-
gung errichteten baulichen Anlagen sind seit 2008, 
der Swimmingpool seit mindestens 2009 und die von 
den Petenten gerügte Rampe mit Stützmauer seit über 
zweieinhalb Jahren vorhanden. Selbst wenn Rechts-
verstöße gegen nachbarschützende Vorschriften be-
stehen würden, wäre daher davon auszugehen, dass 
ein Anspruch der Petenten auf Einschreiten verwirkt 
wäre.

Die von den Petenten beanstandeten Anlagen sind ge-
nehmigt oder verfahrensfrei und entsprechen öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften. Der Antrag auf bauord-
nungsrechtliches Einschreiten war daher abzulehnen. 
Es bestand somit kein Raum für eine Ermessensent-
scheidung der Baurechtsbehörde.

4. 
Gebührenbescheid

Der Gebührenbescheid wurde nach der Anhörung der 
Petenten entsprechend der Gebührensatzung der Stadt 
erhoben. Die Petenten wünschten ausdrücklich einen 
rechtsbehelfsfähigen und gebührenpflichtigen Bescheid. 
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Am 1. Juni 2022 fand eine Besprechung im Finanz-
amt statt. Daran nahmen der Petent und dessen Le-
bensgefährtin, ein Vertreter der Oberfinanzdirektion 
und der Finanzamtsvorsteher teil. Die Besprechung 
wurde angesetzt, um den Vorgang mit dem Petenten 
abzuschließen und den Versuch zu unternehmen, die 
zahlreichen Beschwerden und Eingaben, die regel-
mäßig die steuerliche Behandlung der Altjahre (2000 
bis 2004) betreffen, zu besprechen, die Position der 
Finanzverwaltung nochmals zu erläutern und eine ein-
vernehmliche Lösung zu finden. 
Gegenstand der Besprechung waren vor allem die 
wiederholten Beschwerden im Zusammenhang mit 
den Altjahren 2000 bis 2004 betreffend Einkommen- 
und Umsatzsteuer. Der Petent sprach immer wieder 
einzelne Aspekte der damaligen Streitjahre an (dop-
pelte Haushaltsführung, Garage im Betriebsvermögen, 
Fahrzeug etc.). Der Petent wurde mehrmals darauf 
hingewiesen, dass die Klageverfahren beendet und die 
betreffenden Jahre verjährt seien. Er wurde auf das 
Klageverfahren, seine Petition, zahlreiche Schreiben 
der Finanzverwaltung sowie den Grundsatz des Rechts-
friedens verwiesen. 
Einverständnis und damit auch ein Ergebnis haben die 
Parteien dahin gehend erzielt, dass der Petent eine for-
melle Ablehnung seiner Änderungsanträge für die 
Steuerfestsetzungen der Altjahre erhalten sollte. Ziel 
des Petenten war, erneut Einspruch und ggf. Klage 
gegen diese Ablehnung der Änderung einzulegen. 
Zwar hat man den Petenten auf die Aussichtslosigkeit 
und die damit einhergehenden drohenden Kosten die-
ses Vorgehens hingewiesen (da bereits rechtskräftige 
Urteile bzw. bestandskräftige Bescheide vorliegen und 
die Streitjahre mittlerweile verjährt sind), dennoch be-
gehrte er diesen Ablehnungsbescheid. Eine Beschwer-
de des Petenten vom 28. April 2022 konnte hierdurch 
im Gesamten durch Rücknahme erledigt werden. Der 
Petent war am 1. Juni 2022 mit dem besprochenen Vor-
gehen ausdrücklich einverstanden. Die Petition aus dem 
Jahr 2016 war nicht Gegenstand der Erörterungen.
Dieser Vereinbarung entsprechend erhielt der Petent 
am 10. Juni 2022 einen förmlichen Ablehnungsbescheid 
zu seinen Änderungsanträgen vom 1. Juni 2022. Hier-
gegen erhob er am 24. Juni 2022 Einspruch. Auf die-
ses Schreiben bezieht sich der Petent in seinem Petiti-
onsschreiben vom 30. Juni 2022.

Rechtliche Würdigung:

Die Ablehnung des Antrags vom 1. Juni 2022 auf Än-
derung der Einkommensteuerbescheide 2000 bis 2004 
vom 5. Dezember 2012 sowie der Umsatzsteuerbeschei-
de 2000 bis 2004 vom 14. Januar 2011 und 27. April 
2011 ist rechtmäßig und nicht zu beanstanden.
Den Änderungsantrag vom 1. Juni 2022 hat das Fi-
nanzamt mit Bescheid vom 10. Juni 2022 unter Hin-
weis auf den ausgeschöpften Rechtsweg und die ein-
getretene Verjährung abgelehnt. Hiergegen hat der 
Petent am 24. Juni 2022 Einspruch erhoben. Dieser 
ist noch nicht beschieden, sodass nach Abschluss des 
Rechtsbehelfsverfahrens der Rechtsweg im finanzge-
richtlichen Verfahren eröffnet ist.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 

Der Petent betrieb bis 2018 eine Fahrschule. Für die 
Veranlagungszeiträume 1997 bis 1999, 2000 bis 2004, 
2005 bis 2008 und 2009 hat das Finanzamt jeweils 
Betriebsprüfungen durchgeführt und abgeschlossen. 
Die darauf ergangenen Einkommen- und Umsatzsteu-
erbescheide hat der Petent angefochten. Sämtliche fi-
nanzgerichtlichen Verfahren, die diese Veranlagungs-
zeiträume betreffen, sind inzwischen beendet und die 
Steuerfestsetzungen für die Jahre bis einschließlich 
2017 bestandskräftig. Die finanzgerichtlichen Verfah-
ren gegen die Einkommensteuerbescheide 2000 bis 2004 
und gegen die Umsatzsteuerbescheide 2000 bis 2004 
wurden jeweils durch Klagerücknahme vom 30. Au-
gust 2013 bzw. 9. November 2013 erledigt.
Die Besteuerung der Jahre 2000 bis 2004 war bereits 
Gegenstand eines Petitionsverfahrens. Der Petition 
konnte nicht abgeholfen werden (Petition 15/5691, 
Drucksache 16/664).
Das Petitionsverfahren vermochte den Streitfall ge-
genüber dem Petenten nicht zu befrieden. Der Petent 
meint, durch das Finanzamt und einzelne Amtsange-
hörige aller Behördenbereiche zu seinen Lasten rechts-
widrig behandelt worden zu sein und weiterhin behan-
delt zu werden. Er fühlt sich weiterhin durch Sachver-
halte aus den Besteuerungsverfahren der Jahre 2004 
und früher benachteiligt und ungehört, die seines Er-
achtens vorsätzlich nicht zu seinen Gunsten hinrei-
chend gewürdigt worden seien.
Am 30. Juli 2020 hat das Finanzamt einen Antrag auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand betreffend die 
Einkommen- und Umsatzsteuerbescheide 2000 bis 
2004 geprüft und abgelehnt. Die angeregte Überprü-
fung der Ablehnung (Schreiben des Petenten vom 
14. August 2020) durch die Oberfinanzdirektion am 
21. September 2020 führte nicht zum vom Petenten ge-
wünschten Ergebnis.
Seither erfolgt ein ausführlicher Schriftwechsel, in dem 
steuerrechtlich vonseiten des Petenten bereits vorge-
brachte und von der Verwaltung bereits berücksichtig-
te Argumente wiederholt werden. Darüber hinaus er-
schöpft sich der Sachverhaltsvortrag in Tatbeständen, 
die die Jahre 2004 und früher betreffen.
Mit Schreiben vom 19. Januar 2022 hat der Petent Kla-
ge auch gegen die Einkommensteuerbescheide 2016 
und 2017 sowie die gesonderten Feststellungen des ver-
bleibenden Verlustvortrags zur Einkommensteuer zum 
31. Dezember 2016 und 31. Dezember 2017 eingelegt. 
Mit Schreiben vom 22. März 2022 an das Finanzge-
richt hat der Petent klargestellt, dass er sein Schreiben 
vom 19. Januar 2022 auch als Klage gegen alle in der 
Vergangenheit falsch berechneten Einkommensteuer-
bescheide verstanden wissen will.
Daraufhin hat das Finanzgericht dem Petenten die 
Rechtslage zum wiederholten Mal erläutert und dar-
auf hingewiesen, dass die Klagen, im Falle der Auf-
rechterhaltung, kostenpflichtig abgewiesen werden. 
Daraufhin hat der Petent die Klagen mit Schreiben 
vom 30. März 2022 zurückgenommen.
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Das vom Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises mit 
der Abfallabfuhr beauftragte Unternehmen verweist 
auf die geltenden sicherheitstechnischen Anforderun-
gen an Straßen und Fahrwege sowie auf die Deutsche 
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) und deren 
Vorschriften 43 und 44 „Müllbeseitigung“ und teilt 
mit, dass die Stichstraße aus Arbeitsschutzgründen 
nicht mehr befahren werde. Der Abfallwirtschaftsbe-
trieb hat dem Petenten – im Rahmen der von diesem 
vorgetragenen Reklamationen – mitgeteilt, dass und 
weshalb dieser seine Abfallbehälter künftig an der 
Abzweigung zur Stichstraße zur Abfuhr bereitstellen 
solle. Die Mitteilung des Landratsamts ist per E-Mail 
erfolgt und hat keine Begründung unter Verweis auf 
die Regelungen der Abfallwirtschaftssatzung enthalten. 

Der Petent sieht hierin einen Verstoß gegen die gelten-
de Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises. Zudem 
beklagt er eine Ungleichbehandlung, denn andernorts 
würde durchaus rückwärts in entsprechende Straßen 
gefahren, um die Abfallbehälter zu leeren.

Soweit der Petent eine Ungleichbehandlung geltend 
macht, verweist der Landkreis auf die schrittweise 
Umstellung der Praxis. Der Abfallwirtschaftsbetrieb 
des Landkreises überprüft nach und nach sämtliche 
Sammeltouren im Blick auf die Statthaftigkeit des 
Rückwärtsfahrens der Müllsammelfahrzeuge. Dazu 
wurde der Abfallwirtschaftsbetrieb zudem vom Ver-
tragspartner auch ausdrücklich aufgefordert. Sobald 
die Analyse der Touren abgeschlossen ist, sollen alle 
noch stattfindenden Rückwärtsfahrten beendet wer-
den, sofern diese nicht tatsächlich und rechtlich un-
vermeidbar sind.

Rechtliche Würdigung:

Die Stadt- und Landkreise sind nach dem Kreis-
laufwirtschaftsgesetz und dem Landeskreislaufwirt-
schaftsgesetz öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 
für die Siedlungsabfälle aus Haushaltungen und für 
Abfälle zur Beseitigung. Ihre Aufgabe der Abfall-
sammlung und die ordnungsgemäße Entsorgung der 
Abfälle obliegt ihnen in eigener Organisationshoheit.

Die Mehrzahl der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger besitzt keinen eigenen Fuhrpark, sondern be-
auftragt nach Durchführung eines Vergabeverfahrens 
ein privates Unternehmen. Beim Vertragsschluss mit 
einem solchen Unternehmen sind die geltenden Ar-
beitsschutzbestimmungen einzuhalten. 

Die danach geltenden Arbeitsschutzvorschriften der 
DGUV regeln in den Bestimmungen 43 und 44 „Müll-
beseitigung“, dass die Zufahrt zu den Abfallbehälter-
standplätzen so angelegt sein muss, dass ein Rück-
wärtsfahren nicht erforderlich wird.

Sackgassen, die nach dem 1. Oktober 1979 – Erlass 
der DGUV Vorschrift 43 und 44 „Müllbeseitigung“ – 
gebaut oder deren Feststellungsbeschluss nach dem  
1. November 1979 rechtskräftig wurde, müssen an ih-
rem Ende über eine geeignete Wendeanlage (z. B. Wen-
dehammer) verfügen. Wenn keine geeignete Wende-
möglichkeit vorhanden ist (wie in diesem Fall), dür-
fen Sackgassen, die nach dem 1. November 1979 ge-

Die Rechtsmittel gegen die Einkommensteuerbeschei-
de 2000 bis 2004 sind mit Klagerücknahme vom 30. Au-
gust 2013 und Erledigungserklärung des Finanzge-
richts Baden-Württemberg erschöpft. 
Die Rechtsmittel gegen die Umsatzsteuerbescheide 
2000 bis 2004 sind mit Klagerücknahme und Be-
schluss des Finanzgerichts vom 9. November 2013 
ebenfalls erschöpft.
Der Ablehnungsbescheid vom 10. Juni 2022 ist unter 
§ 172 Absatz 2 der Abgabenordnung (AO) zu subsu-
mieren, das Vorliegen einer der Änderungstatbestände 
der §§ 172 ff. AO ist nicht gegeben. So ist die Ein-
spruchsfrist nach § 172 Absatz 1 Nummer 2 Buchsta-
be a AO abgelaufen. Zudem liegen keine neuen Tatsa-
chen oder Beweismittel nach § 173 AO vor und die Be-
scheide sind nach einer Außenprüfung ergangen (§ 173 
Absatz 2 AO). Der Ablehnungsbescheid ist zwar ei-
nem Steuerbescheid gleichgestellt, er ist aber kein die 
bisherigen Steuerfestsetzungen ändernder Bescheid. 
Der Bescheid über die Ablehnung der Änderung einer 
bestandskräftigen Steuerfestsetzung nimmt den ur-
sprünglichen Bescheid nicht in seinen Regelungsge-
halt auf. Er lässt dessen Regelungsgehalt unberührt. 
Ein Einspruch gegen den Ablehnungsbescheid hat da-
her keine Aussicht auf Erfolg, damit bleibt es bei der 
Bestandskraft der Einkommensteuer- und Umsatz-
steuerbescheide der Jahre 2000 bis 2004.
Im Übrigen ist der Sachvortrag des Petenten bereits 
im abgeschlossenen Petitionsverfahren im Jahr 2016 
umfassend gewürdigt worden. In der Folge hat der Pe-
tent seinen Vortrag stets nur wiederholt, aber nichts 
substanziell Neues vorgetragen. Vor diesem Hinter-
grund ist der Vorwurf des Petenten, im früheren Peti-
tionsverfahren sei er nicht hinreichend gehört worden, 
nicht nachvollziehbar.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatterin: Schindele

19. Petition 17/1616 betr. Abfallentsorgung

Der Petent begehrt die Abholung und Leerung der 
Tonnen mit den Haushaltsabfällen direkt vor seinem 
Grundstück und moniert, dass er die Tonnen immer 
bis zur nächsten Straße bringen muss.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Das Wohngrundstück des Petenten befindet sich in 
zweiter Reihe eines Wohngebiets. Das Grundstück ist 
durch eine ca. 25 Meter lange und ca. 4,50 Meter brei-
te Stichstraße erschlossen. Die Stichstraße ist eine 
Sackgasse und endet direkt am Grundstück des Peten-
ten. Sie bietet keine Wendemöglichkeit. Daher kön-
nen Lkw und damit auch Müllsammelfahrzeuge die 
Straße nur befahren, wenn in eine Fahrtrichtung rück-
wärtsgefahren wird.
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20.  Petition 17/1541 betr. Gesetz gegen Behörden-
willkür

Der Petent beanstandet die Bearbeitungsdauer für die 
Änderung seines Schwerbehindertenausweises und den 
Umgang des Ministeriums für Soziales, Gesundheit 
und Integration mit seiner dort erhobenen Beschwer-
de. Ferner beschwert sich der Petent über die Sachbe-
handlung seiner bei der Staatsanwaltschaft erstatteten 
Strafanzeige gegen Bedienstete des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit und Integration. Er bittet vor 
dem Hintergrund seiner Erfahrungen mit den genann-
ten Behörden um Schaffung eines Gesetzes gegen Be-
hördenwillkür. 

Die Prüfung der Petition ergab das Folgende:

– Schwerbehindertenangelegenheit des Petenten

Auf die an das Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Integration gerichtete Anfrage des Petenten vom 
2. Februar 2022 nach der Zertifizierung – Zertifizie-
rungsnummer und Zertifizierungsstelle – des Versor-
gungsamts beim Landratsamt hat ihm das Fachreferat 
mit Mail vom 25. Februar 2022 mitgeteilt, dass Be-
hörden bezüglich ihrer Aufgaben nicht zertifiziert 
werden, und dass ihm, wenn er mit einer Entschei-
dung des Versorgungsamts im Schwerbehindertenrecht 
nicht einverstanden sein sollte, die Möglichkeit offen 
stünde, Widerspruch einzulegen bzw. Klage beim So-
zialgericht zu erheben. Auf die erneute Beschwerde 
des Petenten vom 28. Februar 2022 wurde er mit Mail 
vom 4. März 2022 erneut auf den ordentlichen Rechts-
weg verwiesen.
Nachdem sich der Petent daraufhin mit einer Eingabe 
an den Minister für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion gewandt hat, wurde die Schwerbehindertenange-
legenheit überprüft und dem Petenten gegenüber Stel-
lung genommen. Die Vorwürfe des Petenten wegen 
gesetzeswidrigen schikanösen Verwaltungshandelns 
wurden als unbegründet zurückgewiesen. Ein weite-
res Beschwerdeschreiben gleichen Inhalts wurde mit 
Schreiben vom 8. Juni 2022 beantwortet und dem Pe-
tenten versichert, dass weder die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Landratsamts noch des Landesver-
sorgungsamts beim Regierungspräsidium ein Interes-
se daran hätten, ihm in irgendeiner Form zu schaden. 
Von der Beantwortung eines weiteren Schreibens des 
Petenten wurde anschließend abgesehen.
Zur Schwerbehindertenangelegenheit des Petenten kann 
ausgeführt werden, dass nach Ablauf der Heilungsbe-
währung mit Bescheid vom 13. Juli 2017 und Wider-
spruchsbescheid vom 17. November 2017 der Grad 
der Behinderung (GdB) von ursprünglich 70 auf 50 ab 
16. Juli 2017 herabgesetzt wurde, da nach Ablauf der 
Heilungsbewährung bei bösartigen Erkrankungen oh-
ne Auftreten von Rezidiven und Metastasen nur noch 
die tatsächlichen Auswirkungen und Organschäden zu 
berücksichtigen sind. Hiergegen hat der Petent im De-
zember 2017 Klage erhoben. Noch im Laufe des Kla-
geverfahrens hat der Petent im September 2020 einen 
Antrag auf Neufeststellung des GdB sowie die Zuer-
kennung der Merkzeichen G und aG beim Versor-

baut und umgebaut wurden, mit Abfallsammelfahr-
zeugen nicht befahren werden. Die Abfallsammelge-
fäße müssen an der nächsten für das Abfallsammel-
fahrzeug sicher befahrbaren Straße zur Abfuhr bereit-
gestellt werden.
Der Bebauungsplan, in dem das betroffene Grund-
stück liegt, wurde erst 1992 rechtskräftig. Somit darf 
das Abfuhrunternehmen aus zwingenden Gründen der 
Arbeitssicherheit nicht rückwärts in die betroffene 
Sackgasse rückwärts ein- oder ausfahren. 
Der Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises hat zum 
1. März 2020 den aktuell gültigen Vertrag über die 
Entsorgungsdienstleistungen geschlossen. Darin ist in 
§ 6 Absatz 2 geregelt:
„Sind an die öffentliche Abfallsammlung angeschlos-
sene Grundstücke aus zwingenden Gründen mit ge-
eigneten Sammelfahrzeugen nicht erreichbar, wird 
durch den Auftraggeber geregelt, dass die Abfälle bzw. 
Abfallbehälter durch den Grundstückseigentümer bzw. 
Abfallerzeuger der anschlusspflichtigen Grundstücke 
in der Regel an eine vom Sammelfahrzeug (Dreiach-
ser mit Nachlauflenkachse) erreichbare Stelle gebracht 
werden. Als zwingende Gründe im Sinne von Satz 1 
gelten beispielsweise nicht: […] 
– Notwendige Rückwärtsfahrten mit Einweisung (so-
weit rechtlich zulässig).“
Im vorliegenden Fall sind zwingende Gründe gege-
ben, warum das Grundstück mit einem geeigneten 
Sammelfahrzeug nicht erreichbar ist. Außerdem sind 
Rückwärtsfahrten rechtlich nicht zulässig. Der Abfall-
wirtschaftsbetrieb des Landkreises ist somit gegen-
über dem Vertragspartner gebunden und kann keine 
Rückwärtsfahrt verlangen.
Diese vertragliche Vereinbarung wurde im Kontext 
von § 15 Absatz 5 der Satzung über die Vermeidung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen (Abfall-
wirtschaftssatzung) vom 6. Dezember 2021 des Land-
kreises getroffen:
„Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit den Sam-
melfahrzeugen nicht befahrbar oder können Grundstü-
cke nur mit unverhältnismäßigem Aufwand angefah-
ren werden, so haben die Berechtigten und Verpflich-
teten nach § 4 Absätze 1 und 2 die Abfallbehälter an 
eine durch die Sammelfahrzeuge jederzeit erreichbare 
Stelle zu bringen, die der Landkreis festlegt.“
Der Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises hat da-
her keine rechtliche Handhabe, die Abfallbehälter vor 
dem Grundstück des Petenten abholen zu lassen. Aus 
der Abfallwirtschaftssatzung ergibt sich damit die 
Verpflichtung des Petenten, seine Abfallbehälter am 
angegebenen Ort, der tatsächlich die nächstgelegene 
geeignete Stelle ist, bereitzustellen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Schindele
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– Strafanzeige des Petenten

Der Petent erstattete mit Schreiben vom 29. Juli 2022 
bei der Generalstaatsanwaltschaft Strafanzeige gegen 
drei Bedienstete des Ministeriums für Soziales, Ge-
sundheit und Integration wegen „Amtsmissbrauch“ 
und „Zuwiderhandlung gegen den […] geleisteten 
Amtseid“. Er warf den Angezeigten eine unsachge-
mäße Bearbeitung seiner Beschwerde vor. Das Minis-
terium für Soziales, Gesundheit und Integration habe 
vorsätzlich zu seinem Schaden gehandelt. 
Die Staatsanwaltschaft gab der Strafanzeige mit Ver-
fügung vom 11. August 2022 gemäß § 152 Absatz 2 
der Strafprozessordnung (StPO) keine Folge. Ein Er-
mittlungsverfahren wegen verfolgbarer Straftaten sei 
nur dann einzuleiten, wenn hierfür zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte vorliegen. Diese müssten es 
nach den kriminalistischen Erfahrungen als möglich 
erscheinen lassen, dass eine verfolgbare Straftat vor-
liegt. Die Ausführungen des Petenten begründeten 
unter keinem tatsächlichen oder rechtlichen Aspekt 
den Anfangsverdacht einer Straftat der Angezeigten. 
Einen Straftatbestand des „Amtsmissbrauchs“ oder 
der „Verletzung eines Amtseides“ kenne das deutsche 
Strafrecht nicht. Mit Schreiben vom 23. August 2022 
erhob der Petent gegen die Verfügung der Staatsan-
waltschaft Beschwerde, die er im Wesentlichen damit 
begründete, dass er erneut auf die aus seiner Sicht 
„schikanöse Behördenwillkür“ und „Unterlassung der 
Amtspflicht“ hinwies. 
Die Generalstaatsanwaltschaft gab der Beschwerde 
mit Bescheid vom 14. September 2022 unter Bezug-
nahme auf die angefochtene Verfügung keine Folge. 
Die Sachbehandlung der Staatsanwaltschaft ist nicht 
zu beanstanden. Die Staatsanwaltschaft ist nach § 152 
Absatz 2 StPO verpflichtet, wegen aller verfolgbaren 
Straftaten einzuschreiten, sofern zureichende tatsäch-
liche Anhaltspunkte vorliegen. Dieser Anfangsverdacht 
muss sich auf konkrete Tatsachen stützen, die dafür-
sprechen, dass gerade der zu untersuchende Lebens-
sachverhalt eine Straftat enthält. Bloße, nicht durch 
konkrete Umstände belegte Vermutungen oder reine 
denktheoretische Möglichkeiten reichen nicht aus. 
Das vom Petenten angezeigte Verhalten der Beschäf-
tigten des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Integration erfüllt keinen Straftatbestand. 

– Gesetz gegen Behördenwillkür

Anhaltspunkte für die vom Petenten geltend gemachte 
„schikanöse Behördenwillkür“ haben sich weder im 
Zusammenhang mit der Bearbeitung seines Antrags 
auf Änderung seines Schwerbehindertenausweises 
noch im Zusammenhang mit der Sachbehandlung sei-
ner Strafanzeige ergeben, weshalb kein Anlass für ein 
„Gesetz gegen Behördenwillkür“ besteht. Unabhängig 
von der Sachbehandlung der Angelegenheiten des Pe-
tenten im jeweiligen Einzelfall, besteht jedoch auch 
im Übrigen keine Notwendigkeit für ein „Gesetz ge-
gen Behördenwillkür“. Sofern Bürgerinnen und Bür-
ger mit einer behördlichen Entscheidung nicht einver-
standen sind, stehen ihnen die in den jeweiligen ein-
schlägigen Gesetzen vorgesehenen förmlichen Rechts-

gungsamt gestellt. Nachdem der Petent die Klage im 
März 2021 dann zurückgenommen hat, konnte mit der 
Bearbeitung des Neufeststellungsantrags beim Versor-
gungsamt begonnen werden. Im April 2021 hat der 
Petent dem Versorgungsamt weitere Ärzte benannt, 
bei denen er in Behandlung war, worauf das Amt dort 
entsprechende Befunde angefordert hat. Teilweise 
musste an die Übersendung der Befunde erinnert wer-
den. Die ärztlichen Unterlagen lagen dann letztlich im 
August 2021 vor und konnten dem versorgungsärztli-
chen Dienst zugeleitet werden. Daraufhin wurde der 
Neufeststellungsbescheid vom 22. September 2021 
erteilt. In diesem Bescheid war versehentlich nur das 
Merkzeichen G zuerkannt worden, weshalb mit Be-
scheid vom 19. Oktober 2021 dieses Versäumnis kor-
rigiert und ab September 2020 (Zeitpunkt des An-
trags) auch die Erhöhung des GdB auf 70 wegen Ver-
schlechterungen im Gesundheitszustand des Petenten 
festgestellt wurde. Im Rahmen des Widerspruchsver-
fahrens gegen diese Bescheide hat das Landesversor-
gungsamt die Angelegenheit überprüft und den ableh-
nenden Widerspruchsbescheid vom 28. Januar 2022 
erteilt. Diese Entscheidung ist bindend.
Auf die Dauer des Klageverfahrens – von Dezember 
2017 bis zur Klagerücknahme durch den Petenten im 
März 2021 – hat die Versorgungsverwaltung grund-
sätzlich keinen Einfluss, da das Gericht Herr des Ver-
fahrens ist. Soweit die Bearbeitungszeit innerhalb der 
Versorgungsverwaltung im Rahmen der Antrags- und 
Widerspruchsbearbeitung angesprochen ist, war eine 
schuldhafte Verzögerung oder eine unsachgemäße 
Bearbeitung nicht festzustellen. Solange die Schwer-
behindertenakten in einem laufenden Klageverfahren 
benötigt werden, können parallel keine Anträge beim 
Versorgungsamt bearbeitet werden, da auch hier die 
vollständigen Akten mit den jeweils aktuellsten me-
dizinischen Unterlagen und den vorhergehenden Ver-
gleichsbefunden benötigt werden. 
Der Petent wurde auch darauf hingewiesen, dass es 
eine Berechnungsformel für den GdB nicht gibt. Lie-
gen mehrere Funktionsbeeinträchtigungen vor, so sind 
zwar Einzel-GdB anzugeben; bei der Ermittlung des 
Gesamt-GdB dürfen jedoch die einzelnen Werte nicht 
addiert werden. Auch andere Rechenmethoden sind 
für die Bildung eines Gesamt-GdB ungeeignet. Maß-
gebend sind die Auswirkungen der einzelnen Funkti-
onsbeeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit unter Be-
rücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zu-
einander. Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB ist in 
der Regel von der Funktionsbeeinträchtigung auszu-
gehen, die den höchsten Einzel-GdB bedingt, und 
dann im Hinblick auf alle weiteren Funktionsbeein-
trächtigungen zu prüfen, ob und inwieweit hierdurch 
das Ausmaß der Behinderung größer wird, also ob 
und in welchem Umfang wegen der weiteren Funkti-
onsbeeinträchtigungen der höchste Einzel-GdB zu er-
höhen ist, um dem Gesamtausmaß der Behinderungen 
gerecht zu werden.
Wie dem Petenten gegenüber im Schreiben vom 20. Mai 
2022 bereits dargelegt wurde, war die Zuerkennung 
eines GdB von 70 und des Merkzeichens G fachauf-
sichtlich nicht zu beanstanden ist. Eine Behördenwill-
kür war ebenfalls nicht festzustellen. 
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behelfe zur Verfügung. Hinzu kommen daneben die 
formlosen Rechtsbehelfe, etwa Aufsichtsbeschwerden 
und Gegenvorstellung. Hierdurch ist in ausreichen-
dem Maße sichergestellt, dass sich Bürgerinnen und 
Bürger effektiv gegen von ihnen als unrechtmäßig emp-
fundene behördliche Entscheidungen wenden können. 

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatterin: Wehinger

2.3.2023 Der Vorsitzende:
 Marwein
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